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Vorbemerkung. 



In seiner Delegiertenversammlung vom 8. Mai 1920 in Bern befasste 
sich der Schweizerische Verband zur Förderung des gemeinnätzigen 
Wohnungsbaues mit dem Problem des Mietzinsausgleiches. Die Frage 
war zu kompliziert und zu neu, als dass es den Delegierten möglich 
gewesen wäre, sofort dazu Stellung zu nehmen. Es wurde beschlossen, 
sie weiter abklären zu lassen und in einem späteren Zeitpunkte darauf 
zurückzukommen. Zunächst lud der Verband die Sektionen und Mit- 
glieder ein, sich zu den vom Referenten vorgelegten Thesen zu äussern. 
Sodann beauftragte er Herrn Privatdozent Dr. M. Saitzew in Zürich 
mit der Ausarbeitung eines Gutachtens über das Mietausgleichsproblem. 

Im Laufe der Untersuchung sah sich der Verfasser genötigt, zunächst 
das lückenhafte und zerstreute Tatsachenmaterial zu sammeln und zu 
sichten, die Ursachen und den Umfang der Wohnungsnot festzustellen 
und sodann neben dem Problem der Deckung des Bedarfes insbesondere 
im Wege der Erhebung einer Mietausgleichabgabe auch das Problem 
der Subventionierung und Finanzierung des Wohnungsbaues zu unter- 
suchen. Die Arbeit wuchs so zu einer willkommenen Abhandlung 
über die Bekämpfung der Wohnungsnot in der Schweiz aus. 
^ Bei der Aktualität der Wohnungsfrage hielt es der Verbands- 

i' ausschuss für wünschenswert, die Arbeit des Herrn Dr. Saitzew mög- 
^S liehst rasch und schon vorgängig der Stellungnahme der Verbands- 
organe zur Frage des Mietausgleiches der Öffentlichkeit zu übergeben. 
Er glaubt damit allen, die sich mit dem Wohnungsproblem zu befassen 
haben, einen Dienst zu erweisen. 



Zürich, im Dezember 1920. 



Schweizerischer Verband 
zur Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues: 

Der Präsident : Dr. E. KLÖTL 
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Erstes Kapitel. 

Die Entstehung und die Ursachen der gegenwärtigen 

Wohnungsnot 

Die Wohnungsnot ist eine krankhafte soziale Erscheinung, die schon 
seit langem die Sozialpolitiker beschäftigt. Als Begleit- und Folge- 
erscheinung der neuzeitlichen sozialwirtschaftlichen Entwicklung und 
namentlich der immer rascher vor sich gehenden ZusammenbaUung der 
Bevölkerung in den städtischen Agglomerationen, besonders in den Qross- 
städten, nahm die städtische Wohnungsfrage gewaltig an Bedeutung 
zu. An vielen Orten entwickelten sich schon seit geraumer Zeit un- 
gesunde Verhältnisse auf dem Gebiete des Wohnungswesens, die ziel- 
bewusst und energisch bekämpft werden mussten, da sie schwere Schä- 
digungen des Volksganzen zur Folge hatten. Die Übervölkerung der 
Wohnräume, das zu nahe Aneinanderwohnen, die Benutzung ungeeig- 
neter Bäume zu Wohnzwecken, die schlechten hygienischen Verhält- 
nisse, in denen grosse Teile der städtischen Bevölkerung wohnen mussten, 
hatten auf die gesundheitlichen und sittlichen Verhältnisse der Be- 
völkerung einen überaus ungünstigen Einfluss. In einzelnen Ländern 
und Gemeinden, die schwerer unter diesem Elend zu leiden hatten, 
und in denen für diese Zusammenhänge mehr Verständnis vorhanden war, 
wurde auf dem Gebiete der Bekämpfung der Wohnungsnot Muster- 
gültiges geleistet. Der Mangel an preiswerten, einwandfreien Klein- 
wohnungen wurde bekämpft sei es durch wirksame Unterstützung pri- 
vater Initiative, sei es durch Förderung genossenschaftlicher Bestre- 
bungen, sei es schliesslich durch Erstellung kommunaler (seltener staat- 
licher) Wohngebäude für Beamte und Private. So ist denn dieses sozial- 
politische Problem — die Wohnungsfrage und die Bekämpfung der 
Wohnungsnot — durchaus nicht neu. 

Allein das brennend gewordene Wohnungsproblem, vor dem wir 
heute stehen, und das als Folge des Krieges nicht nur in den 
ehemals kriegführenden, sondern auch in den vom Krieg verschont ge- 
bliebenen Staaten entstanden ist, kann doch mit dem früheren nicht 
verglichen und selbst nicht als eine blosse Verschärfung des Vor- 

1 
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kri^gproblems angesehen werden, da die g^enwärtige Wohnungsnot 
durch einige, der Vorkri^szeit unbekannt gewesenen Faktoren kom- 
pliziert wird, die von ausschlaggebender Bedeutung sind. So erhält denn 
die ganze Frage ein neues Gesicht. Mit der Veränderung des Pro- 
blems verändern sich aber auch die zu seiner Losung geeigneten Mittel : 
zu den hergebrachten Massnahmen wohnungspolitischer Natur, die ihre 
Gültigkeit und Zweckmässigkeit nicht verloren haben, kommen neue 
hinzu, deren Zweck die wirksame Bekämpfung der neuen Faktoren des 
Gesamtproblems ist. Und eben diese — nicht das Gesamtproblem der 
Wohnungspolitik — zu betrachten, ist das Ziel der vorliegenden Unter- 
suchung. 

Um die Entstehung und die Ursachen der gegenwärtigen Woh- 
nungsnot zu verstehen, muds man sich die Entwicklung der Dinge 
in den letzten Jahren vergegenwärtigen. 

Der Ausbruch des Krieges führte überall, in den kriegführen- 
den wie in den neutralen Staaten, zu einer sofortigen Entspannung 
auf dem Wohnungsmarkte. Die Nachfrage nahm mit einem 
Ruck ab. In den kriegführenden Staaten war dies durch die Ein- 
berufung der Millionen Wehrpflichtiger hervorgerufen, deren Angehörige 
sich vielfach gezwungen sahen, die eigene Haushaltung aufzugeben 
und zu Verwandten oder aufs Land zu ziehen. In der Schweiz lag 
die wichtigste Ursache in der plötzlichen Abreise der zahlreichen hier 
niedergelassenen Angehörigen der kriegführenden Staaten. 

In der Stadt Zürich zogen in den Monaten August-Dezember 1914 
nicht weniger als 8824 Deutsche weg und nur 3869 zu, was einen Wan- 
derungsverlust von 4966 Personen ergibt; fast ebenso gross war der 
Mehrwegzug der Italiener: 4949 Personen (6694 Weg- und 1746 Zuge- 
zogene), und auch bei den Oesterreichem und Ungarn überwog der Weg- 
zug (2087) den Zuzug (1280) um 807 Personen; bei den Franzosen und 
übrigen Ausländem ergab sich ein Wanderungsgewinn von 1030 Per- 
sonen (1687 Weg- gegen 2717 Zugezogene), so dass im ganzen in diesen 
fünf Monaten die Stadt Zürich 9691 Ausländer verlor. Zu einem ge- 
wissen Teil wurde dieser Verlust durch den Mehrzuzug von Schweizern 
ersetzt: bei einem Wegzug von 7107 lässt sich eüi Zuzug von 9264 
Schweizerbürgem feststellen, was einem Gewinn von 2167 Personen 
entspricht. Zieht man diese Zahl von der Wanderungsdifferenz der Aus- 
länder ab, so verbleibt für die letzten fünf Monate des Jahres 1914 ein 
Gesamtverlust von 7634 Personen. Da für die Gestaltung der Lage 
auf dem Wohnungsmarkte in erster Linie nicht die Zahl der Personen, 
sondern die Zahl der Familien massgebend ist, in diesem Falle also 
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nicht die Zahl der mehrabgewanderten Personen, sondern die Zahl der 
aus Zürich mehrweggezogenen Familien, so fügen wir diesen Zahlen 
noch hinzu, dass die Zahl der in den letzten fünf Monaten des 
Jahres 1914 mehrweggezogenen ausländischen Familien 786 (mit zu- 
sammen 2679 Personen), die Zahl der mehrzugezogenen Schweizer Fa- 
milien 238 (mit 757 Personen) betrug, so dass im ganzen in der Stadt 
Zürich ein Wanderungsverlust von 548 Familien (mit 1922 Per- 
sonen) entstand (vgl. hierzu die Tabelle auf S. 18). Im ganzen Jahr 
1914 verlor die Stadt Zürich etwas weniger, da die ersten sieben Monate 
im Zeichen des Mehrzuzuges standen: der Mehrwegzug der Ausländer 
belief sich im ganzen Jahr 1914 auf 7823 Personen, der Mehrzuzug 
der Schweizer auf 1768 Personen, woraus sich ein Gesamtwanderungs- 
verlust von 6055 Personen ergibt, der etwa 3% der Bevölkerung ent- 
spricht. Von diesen 6055 Personen waren 4303 Einzelpersonen, die 
übrigen 1752 Personen gehörten 476 Familien an. 

Aehnlich lagen diese Verhältnisse auch in vielen anderen grossen 
Städten der Schweiz mit stark vertretenem ausländischem Bevölkerungs- 
element (in Bern war allerdings die Lage etwas anders, da die zentralen 
eidgenössischen Behörden und die ausländischen diplomatischen Ver- 
tretungen ihr* Personal in so überaus starkem Masse vermehrten, dass 
ein Bückgang der Bevölkerung nicht entstehen konnte). So lässt sich 
feststellen, dass aus Basel (Kanton Basel-Stadt) in den Monaten Juli- 
Dezember 1914 4830 Deutsche wegzogen und nur 3111 nach Basel 
zogen, woraus sich ein Wanderungsverlust von 1719 Personen ergibt; 
der Wegzug überwog den Zuzug auch bei den Italienern um 1505 Per- 
sonen, bei den Oesterreichem um 98 Personen und bei den übrigen 
Ausländem um 30 Personen (nur die Franzosen weisen einen Mehr- 
zuzug von 80 Personen auf). Insgesamt verlor Basel in diesen sechs 
Monaten 3272 Ausländer, gewann hingegen nur 658 Schweizer, so 
dass der Gesamtverlust 2614 Personen beträgt. Für das ganze 
Jahr 1914 lässt sich ein Wanderungsverlust von 2824 Personen fest- 
stellen, was fast 2% der Bevölkerung entspricht. Unter den Mehr- 
weggezogenen waren 1688 Einzelpersonen, die übrigen 1136 Personen 
verteilten sich auf 263 Familien. 

Dass diese Wanderungsverluste eine sofortige Entspannung auf dem 
Wohnungsmarkte zur Folge haben mussten, braucht wohl nicht erst 
gesagt zu werden. Hingegen muss ein zweiter, in diesem Zusammen- 
hang wichtiger Faktor hervorgehoben werden: d. i. der auch in den 
neutralen Ländern zu konstatierende, hier vor aUem durch die Un- 
sicherheit der wirtschaftlichen Verhältnisse (daneben auch durch die 
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Einberufung zum Militärdienst) hervorgerufene Bäckgang der Ehe- 
schliessungen, dem ein Bückgang in der Gründung eigener Haus- 
haltungen parallel folgen musste. (Dass für die Grösse des Wohnungs- 
bedarfes nicht die Gesamtzahl der Eheschliessungen, sondern auch der 
Zivilstand der Eheschliessenden und daneben, ausser den Wanderungs- 
zahlen, auch gewisse Elemente der Statistik der Sterbefälle massgebend 
sind, werden wir weiter unten noch zeigen; hier führen wir die Gesamt- 
zahlen nur für die Zwecke einer allgemeinen Orientierung an.) Ging 
im Deutschen Beich die Zahl der Eheschliessungen von 513283 
im Jahre 1913 auf 460608 i. J. 1914 und auf 278208 i. J. 1915, d. h. 
um 46%, zurück, so war auch in der Schweiz der Bückschlag, wenn 
auch nicht so stark, so immerhin sehr bedeutend: von 26841 i. J. 1913 
sank die Zahl der Eheschliessungen auf 22246 i. J. 1914 und auf 19627 
i. J. 1915, d. h. um 27%. In den Städten war der Bückgang aus nahe- 
liegenden Gründen noch stärker: in Zürich nahm die Zahl der Ehe- 
schliessungen in der Wohnbevölkerung von 1889 i. J. 1913 (1995 i. J. 
1912) auf 1642 i. J. 1914 und auf 1169 i. J. 1916, d.h. um 38%, ab; 
in Basel von 1087 i. J. 1913 auf 936 i. J. 1914 und auf 659 i. J. 1915, 
d.h. um 39%. 

Schliesslich ist auch noch ein drittes Moment ia diesem Zu- 
sammenhange hervorzuheben: die wirtschaftliche Not, in die zahl- 
reiche, namentlich ausländische, hier niedergelassene Familien geraten 
sind. Die Not zwang sie in vielen Fällen, auf eine eigene Wohnung zu 
verzichten. Aus den Ergebnissen der Statistik der Stadt Zürich lässt 
sich berechnen, dass allein im ersten Kriegsjahr 1914 die Zahl der auf 
diese Weise in der Stadt Zürich aufgegebenen Wohnungen nicht 
weniger als 600 betragen hat ^). 

Diese drei Faktoren — die Abwanderung namentlich von Fa- 
milien, die Verminderung der Zahl der Eheschliessungen und die wirt- 
schaftliche Not (daneben waren auch noch einige sekundäre Momente 
von einer gewissen Bedeutung, an erster Stelle stehen jedoch die zwei 
erstgenannten) — hatten die sofortige Entspannung auf dem 
Wohnungsmarkte zur unmittelbaren Folge, die wir überall (mit 
Ausnahme einiger weniger Orte mit bedeutender Kriegsindustrie meist 
im kriegführenden Auslande) in der ersten Zeit nach Kriegsausbruch 
beobachten konnten: die Nachfrage verringerte sich und, da die Bau- 
tätigkeit nicht sofort zum Stillstand kam, nahm die Zahl der leer- 
stehenden Wohnungen noch rascher als der Bückgang der Nachfrage 



^) Vgl. Statistik der Stadt Zürich, No. 20, Zürich 1916, S. 12—13. 
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zu. Für drei Schweizer Städte präsentiert sich die Lage in folgender 

Weise: 

LMTStehende Wohnungen. 



Jahr 


Zürio 


h») 


Base 


1") 


Bern*) 


absolut 


aller YokBBiig. 


absolut 


aller Wobug. 


absolut 


tUtrT«kNig. 


1 


1 


a 


4 


5 


1 


1913 


662 


1,15 


414 


1^ 


314 


1.» 


1914 


1690 


3,70 


713 


2,08 


103 


0^ 


1915 


1492 


3,« 


1162 


3,88 


168 


0^ 


1916 


349 


0,75 


989 


2,85 


80 


0^ 


1917 


48 


0,10 


769 


2^8 


45 


0^ 


1918 


37 


0,08 


182 


0,58 





0^ 


1919 


23 


0,05 


70 


0,80 







Aus den ersten vier Zeilen der vorstehenden Tabelle ist zu erkennen, 
dass wenn auch, durch die lokalen Verhältnisse mitbestimmt, das Mass 
der uns hier interessierenden Erscheinungen in den einzelnen Städten 
verschieden war, die Erscheinung selbst an allen drei Orten festgestellt 
werden kann. Und diese, überall zu konstatierende Erscheinung ist 
die Zunahme der leerstehenden Wohnungen, deren Zahl in 
Zürich im Jahre 1914, in Basel erst 1916 ihr Maximum erreicht hat. 
Der Prozentsatz der leerstehenden Wohnungen (Sp. 2, 4 und 6) hat 
hierbei in Zürich wie in Basel den vor dem Krieg als normal und günstig 
betrachteten 2 — 3%igen Leerwohnungsstand überschritten; eine ähn- 
lich grosse Quote können wir in Zürich seit dem Jahre 1902 nicht nach- 
weisen. 

Wie entwickelte sich nun in der gleichen Zeit das Angebot auf 
dem Wohnungsmarkte 1 Der vorhandene Wohnungsvorrat wurde zu- 
nächst, wie wir soeben gesehen haben, grösser. Allein für die Ent- 
wicklung des Angebotes ist natürlich auf die Dauer nicht so sehr der 
vorhandene Vorrat als vielmehr die Wohnungsproduktion von 
Bedeutung. So müssen wir denn zunächst einen Blick auf die Ent- 
wicklung der Bautätigkeit werfen. 



^) Je am 1. Dezember. 

*) 1913 und 1914: je Mitte Dezember; 191&— 1919: je Anfang Dezember. 

') 1913: 1. Mai; 1914: 16. Mai (also noch vor Kriegsausbraohl); 1916: 16. Mai; 
1916: 16. Juni; 1917: 23. Mai; 1918: 14.— 17. Januar. 1913 sind die Wohnungen mit 
fünf und mehr Zimmern nicht mitgezählt worden. 
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Auch hier konstatieren wir, wie nicht anders zu erwarten ist, 
überall die gleiche Erscheinung: eine nach Kriegsausbruch bald ein- 
setzende, in der Folge immer rascher verlaufende und schliesslich ganz 
ausserordentlich gross werdende Abnahme des Wohnungsbaues. 
Wir bringen zunächst einige Zahlen aus der reichsdeutschen Sta- 
tistik. In 37 deutschen Städten, deren Angaben vergleichbar sind, ent- 
wickelte sich die Wohnungsproduktion während der Jahre 1912 — 1917 
in der folgenden Weise *) : 



Jahr 



Zusang an 
Wohngebäuden Wohnungen 



Jahr 



Zugang an 
Wohngebäuden Wohnungen 



1912 


8912 


61335 


1915 


2464 


13171 


1913 


7017 


45220 


1916 


966 


4685 


1914 


5667 


32330 


1917 


428 


1712 



Wie gesagt, ein ganz ausserordentlicher Bückgang : vergleicht man 
die Produktion während der Kriegsjahre mit dem Durchschnitt der 
letzten zwei Friedensjahre 1912 — 1913, so ergibt sich, dass die Wohnungs- 
produktion im Jahre 1915 um 75%, 1916 um 91% und 1917 um 97% 
zurückging. 

Ueber die Bautätigkeit in der Stadt Berlin (die in den vorstehen- 
den Zahlen nicht mitberücksichtigt ist) werden folgende Zahlen ver- 
öffentlicht *) : 



Jahr 


Zahl der 
neuerbauten Wohnungen 


Jahr 


Zahl der 
neuerbauten Wohnungen 


1900 


6499 


1914 


1817 


1910 


5930 


1915 


733 


1911 


6084 


1916 


203 


1912 


7508 


1917 


15 


1913 


4380 


1918 


5 



Im Vergleich zum Durchschnitt der Jahre 1909 — 1913 (6080 Woh- 
nungen) ging also die Wohnungsproduktion 1915 um 88%, 1916 um 
97%, 1917 und 1918 um mehr als 99% zurück. 

Für die Schweiz besitzen wir neuerdings eine 24 Gemeinden um- 
fassende Statistik für die Jahre 1910-^1919, die wir nebenstehend 
wiedergeben. 



^) Vgl. Bautätigkeit und leerstehende Wohnungen in deutschen Städten im Jahre 
1917, Sonderbeilage zum Reichs - Arbeitsblatte Nr. 6, Juni 1918, Berlin 1918, 
Seite 11. 

*) Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin, 32. — 34. Jahrg. 1908—1919, Berlin 
1913, 1916 und 1920. 
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Diese Tabelle zeigt, dass wenn auch der Bückgang der Bautätigkeit 
in der Schweiz nicht jenen katastrophalen Verlauf genommen hat wie 
in Deutschland, sein Umfang trotzdem ganz ausserordentlich 
gross ist. 

Im ersten Kriegsjahr 1914 konnte er noch nicht zum Ausdruck 
gelangen, vor allem schon deshalb, weil ja der Krieg nur die letzten 
Monate jenes Jahres umfasst. Für Zürich z. B. lässt sich feststellen ^), 
dass von den 762 i. J. 1914 neuerstellten Wohnungen nicht weniger als 
508, d. h. rund 67%, bereits am 1. Dezember 1913 im Bau begriffen 
waren. Berücksichtigt man femer die in den ersten sieben Monaten 
des Jahres 1914 in Angriff genommenen Neubauten^ so wird man 
eben zu dem Ergebnis gelangen, dass auf die Wohnungsproduktion 
von 1914 — genauer: auf die Zahl der 1914 in Neubauten für den Bezug 
fertiggestellten Wohnungen — der Kiieg keinen grossen Einfluss aus- 
üben konnte. Demgegenüber muss hervorgehoben werden, dass das 
Jahr 1914, selbst als Friedensjahr betrachtet, in der gleichen Weise 
wie schon das Jahr 1913 (und zum Teil auch schon 1912) ein De- 
pressionsjahr auf dem Gebiete des Wohnungsbaues war: von 7193 
Wohnungen i. J. 1911 ging die Wohnungsproduktion in den 24 be- 
richtenden Gemeinden auf 6492 (um 10%) i. J. 1912, auf 3598 (um 50%) 
i. J. 1913 und auf 2273 (um 68%) i. J. 1914 zurück. Dieser durch- 
schnittlichen Abnahme entspricht ziemlich genau der Bückgang in der 
Stadt Zürich, wo (vgl. hierzu die Tabelle auf S. 17) gegen 2081 Woh- 
nungen«) i. J. 1911, 1912 nur 1750, 1913 nur 728 und 1914 nur 760 
Wohnungen zur Verfügung gestellt worden sind, was eine Verringerung 
um nicht weniger als 64% gegenüber dem Hochkonjunktur jähr 1911 
bedeutet. Stärker war die Abnahme in Bern: von 781 Wohnungen 
i. J. 1911 auf 348 (um 56%) i. J. 1913 und auf nur 86 (um 89%) 
i. J. 1914. Hervorgerufen war dieser Bückgang der Bautätigkeit in 
den letzten Vorkriegsjahren einmal durch eine gewisse Versteifung 
des Geldmarktes, Grcldknappheit und Verteuerung der Bau- und 
Hypothekargelder, zweitens durch eine gewisse, allerdings nur relative 
Sättigung des Wohnungsmarktes, als Folge der intensiven Bau- 
tätigkeit in den vorausgegangenen Jahren: wenngleich die Quote der 
leerstehenden Wohnungen in Zürich i. J. 1912 nicht mehr als 2,i7% 
aller Wohnungen betrug — ein durchaus nicht übermässiger Satz (man 

^) Vgl. hierzu das Statistische Jahrbuch der Stadt Zürich, 8. u. 9. Jahrg. 1912—1913, 
Zürich 1916, S. 42*— 43*. 

*) Reiner Wohnungszuwachs, d. h. 2«ahl der neuersteUten Wohnungen in Neu- und 
Verftnderungsbauten abzüglich der Zahl der bei Geb&udeabbrüchen und Ver&nderungs- 
bauten verloren gegangenen Wohnungen. 
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hielt damals allgemein eher 3 % als 2 — 3 % für normal) — , so war dies 
doch ein Maximum, das seit 1903 nicht erreicht worden war. 

Der Einfluss des Krieges, der, wie soeben gezeigt worden ist, 
in den letzten Monaten des Jahres 1914 nicht stark sein konnte, lässt 
sich nun aus den statistischen Ergebnissen der folgenden Jahre nur 
zu deutlich erkennen. War schon 1914 aus den soeben hervorgehobenen 
Gründen ein beträchtlicher Tiefstand erreicht, so blieb die Wohnungs- 
produktion in den folgenden Jahren noch weit hinter diesem zurück 
und verminderte sich zudem von Jahr zu Jahr. Um eine Ver- 
gleichsbasis zu gewinnen, können wir einen Durchschnitt der fünf 
Jahre 1910 — 1914 bilden (Sp. 6 — 7 der vorstehenden Tabelle), von 
denen die ersten zwei im Zeichen der Hochkonjunktur, die letzten zwei 
im Zeichen der Depression standen und 1912 als Uebergangsjahr be- 
trachtet werden kann. Im Durchschnitt dieser fünf Jahre wurden in 
den 24 berichtenden Gremeinden der Schweiz jährlich 6205 Wohnungen 
erstellt. Gegenüber diesem Durchschnitt fiel die Produktion i. J. 1916 
auf 1604 (um 69%), 1916 auf 1220 (um 77%), 1917 auf 965 (um 81%), 
und 1918 war das Minimum mit 903 Wohnungen erreicht, ein Bückgang 
um 83% gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 1910 — 1914 und um 
87% im Vergleich zum letzten Hochkonjunktursjahr 1911. Die Pro- 
duktion des Jahres 1918 betrug somit nur noch 17% des Durchschnitts. 
Wenn nun dieser Bückgang nicht noch wesentlich grösser geworden 
ist und wenn 1919 eine, allerdings nur sehr massige Besserung ein- 
getreten ist, so haben wir dies Umständen zu verdanken, die ausserhalb 
der normalen Verhältnisse liegen, und auf die wir weiter unten noch 
zu sprechen kommen werden. 

Zunächst haben wir aber die Ursachen dieses ausserordentlichen 
und in seinen Folgewirkungen verhängnisvoll gewordenen Bückganges 
der Bautätigkeit zu untersuchen. Einmal ist hierbei jener allgemeine 
Ursachenkomplex hervorzuheben, der die gesamte Volkswirtschaft in 
den Eriegsjahren bedrückte. Geldmangel, Materialknappheit, 
Arbeitermangel, die aus diesen und anderen Gründen beginnende 
und rasch zunehmende Teuerung, schliesslich die Unsicherheit der 
Verhältnisse nach dem Krieg, dies alles lähmte jede Initiative, die 
sich eigentlich nur noch auf dem Gebiete der direkt für den Krieg 
arbeitenden oder durch den Krieg besonders begünstigten Industrien 
betätigte. Diese Momente mussten selbstverständlich auch auf die 
Bautätigkeit einen starken Einfluss ausüben, namentlich schon deshalb, 
weil das verfügbare Geld und Material (im weiteren Sinne des Wortes) 
dorthin dirigiert wurden, wo grössere und sofort realisierbare Grewinne 
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in Aussicht standen. Auf dem Wohnungsmarkte aber sab es für die 
Vermieter zunächst wenig aussichtsreich aus, und hierin liegt die zweite 
Ursache des anfänglichen Rückganges der Bautätigkeit, den wir im 
vorstehenden schon festgestellt hatten: das Nachlassen der Nach- 
frage auf dem Wohnungsmarkte in den ersten Monaten des Krieges. 
Oekonomisch kam dies darin zum Ausdruck, dass die Mietpreise, 
die unmittelbar vor dem Krieg in mancher Stadt eine leicht sinkende 
Tendenz hatten (so in Zürich), in anderen wieder langsam anzogen 
(so in Basel), sofort nach Kriegsausbruch (in Basel z. T. erst etwas 
später) stürzten und erst gegen 1016 (an einzelnen Orten erst etwas 
später, an anderen schon früher) ihren Tiefststand erreichen sollten. 
Die gesunkenen und zunächst weiter sinkenden Mietpreise konnten 
natürlich keinen Anreiz für den Bau neuer Wohnhäuser bieten, ins- 
besondere bei der Unsicherheit der Lage und den soeben angedeuteten 
Verhältnissen auf dem Geld-, Arbeits- und Materialmarkte. 

Dass die Mietpreise in den ersten Kriegsjahren tatsächlich eine stark 
rückläufige Bewegung aufwiesen, kann einwandfrei nachgewiesen werden. 
Besonders sorgfältig bearbeitetes statistisches Material liegt in der 
Schweiz für die Städte Zürich und Basel vor ^). Wir greifen zunächst 
die Ergebnisse der Erhebungen des Statistischen Amtes der Stadt 



^) Einige Anhaltspunkte zur Beurteilung dieser Entwickluns in 150 Ortsohftften 
der Schweiz liefert J. Lorenz auf Grund einer von ihm mit Hilfe der Verwaltungen der 
Konsumgenossenschaften durchgeführten Enquete (siehe Schriften des Vereins für 
Sozialpoütik, Bd. 146 I, München und Leipzig 1917, S. 238 ff. und 247 ff.), die sich auf 
den ^etzins einer normalen Dreizimmer-Wohnung bezog. Setzt man den Preis von 
1905 gleich hundert und bezieht die Preise von 1914 und 1915 auf den Preis von 1905, 
so erlAlt man folgende Lidexziffem: 

Landesgegenden 1914 1915 Landesgegenden 1914 1915 

Zürich 120,4 116,8 Graubünden ohne Misox 114,4 lll,s 

Zug, Luzem 113,i 104,i Tessin mit Misox . . . 106,4 112,fl 

Urschweiz 123,i 123,i Neuenburg und Jura . . 106,o 108,o 

Aargau, Solothum, Basel 160,i 159,8 Freiburg 118,4 118^ 

Bern ohne Jura .... HO,? 119,8 Waadt 116,« 116,t 

Thurgau, Schaffhausen . 123,t 118,7 Genf 106»« 112,t 

St. Gallen, Appenz., Glarus 119,1 112,1 Wallis 130,8 130,« 

Schweiz 121,4 121,4 

Diese Zusammenstellung zeigt, dass der Gesamtdurchschnitt gleich geblieben ist; 
in einigen Landesgegenden gingen die Lidexziffem hinauf (vor allem in Bern, wo, wie 
gesa^ besondere Verhältnisse vorlagen), in anderen (Zürich, Zug, Luzem, Basel u. a.) 
ist em mehr oder weniger starker Bückgang zu konstatieren. Nun ist aber zu berück- 
sichtigen einmal, dass in dieser Tabelle me von der Entvölkerung besonders betroffenen 
Städte (Zürich, Basel, Genf u. a.) nicht für sich behandelt werden, wodurch die eigen- 
artigen Verhältnisse verschoben werden, und zweitens, dass das Jalir 1914 als Ganzes 
(in seinem Friedens- und Knegsteil) betrachtet wird, was eine genaue Unterscheidung 
des Einflusses des Krieges namentlich dort, wo unmittelbar vor dem Krieg die Miet- 
preise anzogen, unmöglich macht. So kann man denn auf Grund dieser Angaben kein 
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Zürich heraus, die seit etwa zehn Jahren regelmässig fortgeführt 
werden. Ohne hier auf die Methode dieser Erhebungen einzugehen ^), 
weisen wir nur darauf hin, dass diese Zahlen auf Grund der Mietpreise 
der durch den städtischen Wohnungsnachweis vermieteten Wohnungen 
gewonnen werden; sind sie auch aus naheliegenden Gründen an sich 
etwas höher als die tatsächlichen Mietpreise aller Wohnungen*), so 
lässt doch ihre Entwicklung in der Zeit mit grosser Sicherheit auf die 
entsprechende Bewegung der tatsächlichen Mietpreise aller Wohnungen 
schliessen. Hervorgehoben sei noch, dass, mit Bücksicht auf die ent- 
scheidenden Wendepunkte bei Kriegsausbruch und im Jahre 1916, 
sowohl dieses letzte als auch das Jahr 1914 unterteilt worden sind: 
1914 I umfasst die Monate Januar- Juli, 1916 I die ersten sechs Monate. 
In der folgenden Tabelle stellen wir die Durchschnittspreise für 
die fünf wichtigsten Wohnungskategorien zusanmien unter Hinzu- 
fügung der auf das Jahr 1910 bezogenen Indexziffern. 

(Siehe die obere Tabelle auf Seite 12). 

In Basel lässt sich eine ähnliche Entwicklung nachweisen, mit 
dem Unterschied jedoch, dass hier die Schwankungen weniger stark 
sind. Nach den Veröffentlichungen des Statistischen Amtes des Kantons 
Basel-Stadt, die ebenfalls auf dem Zahlenmaterial des Wohnungs- 
nachweises beruhen, entwickelten sich die Mietpreise in folgender Weise 
(bei den Indexziffern die Mietpreise von 1912 gleich hundert gesetzt). 

(Siehe die untere Tabelle auf Seite 12). 

absolut zuverlässiges Bild gewinnen und ist gezwungen, auf das eingehender verarbeitete 
Material der einzelnen Gemeinden zurückzv^eifen. 

Femer findet man einiges Material über die Bewegung der Mietpreise in 22 grösseren 
Gemeinden der Schweiz wsärend der Jahre 1914 — 1918 im Halbjahresbericht des Sta- 
tistischen Amtes der Stadt Bern, 1. Jahrg. 1918, Nr. 1, Bern 1918, S. 64. Die dort (auf 
Grund der Mitteilungen, der betreffenden Gemeindebehörden) angegebenen Mietpreise 
beziehen sich auf Zwei-, Drei- und Vierzimmerwohnungen, wobei sie (wie das Amt mit- 
teilt) in den meisten Fällen jene Preise bedeuten, die der Wohnungssuchende zu bezahlen 
hatte; es wären also sogenannte Marktpreise, die jenen von uns im Text verarbeiteten 
Angaben entsprechen, mit denen auch die Mietpreisstatistik von Zürich und Basel operiert. 
Inwieweit die veröffentlichten Angaben zuverlässig sind, können wir natürlich nicht be- 
urteilen, da wir über die Erhebungsmethode nicht informiert sind. Einige Stichproben 
(dort, wo dies möglich ist) Überzeugten uns aber von der geringen Zuverlässigkeit dieser 
Zahlen: so wird z. B. für Basel bei den Dreizimmerwohnungen ein Rückgang des 
Mietpreises von 005 Fr. i. J. 1916 auf 673 Fr. i. J. 1917 angegeben, während die überaus 
zuverlässige Basler Statistik, wie unsere Tabelle auf S. 12 zeigt, für die gleiche Zeit- 
periode eine Zunahme des Mietpreises von 544 Fr. auf 549 Fr. (Wohnungen ohne Man- 
sarden) bezw. von 675 Fr. auf 690 Fr. (Wohnungen mit Mansarden) und von 685 Fr. 
auf 591 Fr. (Wohnungen mit und ohne Mansarden) nachweist. Woher die Abweichung 
herrührt, entzieht sich unserer Kenntnis und ist übrigens nebensächlich. Jedenfalls 
sehen wir von der Aiifnahme dieser Angaben ab. 

^) Vgl. Statistik der Stadt Zürich, Heft 26, Zürich 1920, S. 8 ff., und Heft 20, 
Zürich 1916, S. 5 ff. 

•) Vgl, hierzu die Fussnote auf S. 70— -71. 
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Die Mtetpraisbewegung in der Stadt ZOricH. 
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Die MMpreisbewegung in der Stadt Basel* 
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Was nun die Stadt Bern betrifft, so besitzen wir zwar keine 
genauen statistischen Ermittlungen über die Mietpreise, doch auch 
nach den wenigen veröffentlichten Angaben^) können wir feststellen, 
dass hier, im Einklang mit der oben wiederg^ebenen Entwicklung 
der Leerwohnungsquote, ein Bückschlag der Mietpreise nicht eingetreten 
ist. Doch lagen hier besondere Verhältnisse vor, die wir schon an- 
gedeutet haben. 

So können wir denn resümierend feststellen, dass die ersten 
1 % — 2 Jahre des Krieges infolge der Abwanderung zahlreicher in den 
Schweizer Städten niedergelassener Ausländer und des Bückganges in 
der Gründung eigener Haushaltungen eine Vermehrung der leerstehenden 
Wohnungen aufweisen, welcher Umstand wiederum zusammen mit der 
Teuerung und der Unsicherheit der wirtschaftlichen Verhältnisse einen 
starken Bückgang der Bautätigkeit zur Folge hatte. 

Wie hat sich nun bei dieser Abnahme des Angebotes die Nach- 
frage auf dem Wohnungsmarkte in den folgenden Jahren ent- 
wickelt ? 

Für die Stadt Zürich präsentieren sich die Ergebnisse der Be- 
völkerungsbewegung in folgender Weise (vgl. auch die Tabellen auf 
S. 16 und 18). Nachdem die Stadt im Jahre 1914, wie wir schon gezeigt 
haben, insgesamt 6065 Personen durch Mehrabwanderung verloren hat 
(bei den Ausländem betrug der Mehrwegzug 7823, bei den Schweizern 
der Mehrzuzug 1768 Personen), veränderte sich diese Situation schon 
im nächsten Jahre derart, dass ein Gesamtwanderungsgewinn von 
3011 Personen festgestellt werden konnte: der Mehrwegzug der Aus* 
länder hielt zwar noch an, schrumpfte aber auf nur 481 Personen zu- 
sammen, der Mehrzuzug der Schweizer stieg indessen weiter an und zwar 
auf 3492 Personen. Was nun die Zahl der zu- und wegziehenden Fa- 
milien betrifft — eine, wie wir schon hervcyhoben, für die Wohnungs- 
verhältnisse wichtigere Grösse — , so lässt sich 1915 ein Wanderungs- 
gewinn von nicht weniger als 451 Familien (304 Schweizer- und 147 
Ausländer-Familien) feststellen. Rein zahlenmässig war somit der 
Verlust des Jahres 1914 (476 Familien) schon Ende des Jahres 1916 
nahezu ausgeglichen. Berücksichtigt man femer, dass doch auch 
ein Teil der 1169 im Jahre 1915 eheschliessenden Paare Wohnungen 
bezog und dass die Bautätigkeit stark zurückgegangen ist, so sieht 
man sofort, weshalb die Zahl der leerstehenden Wohnungen von 
1690 i. J. 1914 auf 1492 i. J. 1915 zurückgegangen ist. Immerhin 

^) Siehe den HalbjahreBberioht des StatisÜBchen Amtes der Stadt Bern, 2. Jahrg. 
1919, Nr. 2, Bern 1920, S. 79. 



— 14 — 

war diese Zahl für die Zürcher Verhältnisse noch ungewöhnlich gross, 
und die Lage blieb auf dem Wohnungsmarkte gedrückt, wie es übrigens 
auch der Stand der Mietpreise zeigt. 

Das Jahr 1916 brachte eine entscheidende Wendung mit sich. 
Der Wanderungsgewinn nimmt rasch zu, und zwar von 3011 Personen 
i. J. 1915 auf 5772 (darunter 4011 Schweizer und 1761 Ausländer), die 
Zahl der mehrzuziehenden Familien beträgt nun nicht weniger als 785 
(darunter 486 Schweizer- und 299 Ausländer-Familien). Gleichzeitig 
steigt auch die Zahl der Eheschliessungen auf 1470. Da aber der Bein- 
zuwachs an Wohnungen nur 395 beträgt, nimmt die Zahl der leer- 
stehenden Wohnungen rasch ab und beträgt am 1. Dezember 1916 
nur noch 349 (0,75% aller Wohnungen) gegenüber 1492 (3,38%) im 
Vorjahr. Mit einem Schlag ist aus einem Wohnungsüberfluss ein 
Wohnungsmangel, ja eigentlich schon eine Wohnungsnot ent- 
standen. Dies kommt auch darin zum Ausdruck, dass von der zweiten 
Hälfte des Jahres 1916 an die Mietpreise anzuziehen beginnen, 
nachdem der tiefste Punkt im ersten Halbjahr überschritten worden ist. 

Die Wohnungsnot verschärfte sich weiter im Jahre 1917. 
Denn der Mehrzuzug stieg bei weiter abnehmender Bautätigkeit 
(reiner Zuwachs an Wohnungen: 387) noch weiter an: 4777 Schweizer 
und 1854 Ausländer gewann die Stadt Zürich durch Mehrzuzug, der 
Ueberschuss der zugewanderten Familien ging allerdings von 785 im 
Vorjahre auf 374 (246 Schweizer- und 128 Ausländer-Familien) zurück. 
Nun muss aber auch die weiter gestiegene Zahl der Eheschliessungen 
in Betracht gezogen werden. Und das Ergebnis ist: die Zahl der leer- 
stehenden Wohnungen geht auf 48, d. h. auf 0,i % aller Wohnungen, 
zurück, die Mietpreise steigen mit einem Ruck an, die Index- 
ziffern überschreiten den Stand der letzten Vorkriegsjahre. Der Ueber- 
sichtlichkeit wegen stellen wir die wichtigsten Daten dieser Entwicklung 
in der Stadt Zürich in einer Tabelle zusammen^) und nehmen in sie, des 
Vergleichs halber, auch die letzten Vorkriegsjahre mit auf. 

(Siehe TabeUe auf Seite 16—17). 

^) In der Sp. 20 der folgenden TabeUe geben wir zur allgemeinen Orientierung 
eine Durohschnittsindexziffer der Mietpreise der fünf wichtigsten Wohnongskategorien 
an, ohne uns indessen Über den inneren Wert dieser Ziffer zu täuschen; abgesehen von 
der Frage, ob ein solcher Mittelwert, der auf der Zusammenfassung von Diuohschnitts- 
werten nicht homogener Massen beruht, überhaupt zulässig ist — eine rein theoretische 
Frage, die uns hier nicht weiter zu interessieren hat — , entsteht noch die technische 
Frage, in welcher Weise er gegebenenfalls berechnet weiden soll: als arithmetischer 
oder als gewogener Mittelwert. Die Methode des gewogenen Mittelwertes ftllt u. E. 
von vornherein fort, da infolge der Verschiedenheit in der Zusammensetzung der jähr- 
lich auf den Markt |pelangenden Wohnungen, die Bewegung des gewojgenen Durchschnitts- 
wertes die tatsächhche Bewegung der Mietpreise kamn richtig widerspiegeln kann (so 



J 
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Die letzten zwei Jahre — 1918 und 1919 — standen im Zeichen 
einer ungeheuren Verschärfung der Wohnungsnot. Wohl trat 
in der Wanderungsbewegung ein Bückschlag ein: 1918 verlor 
die Stadt Zürich 412 Familien und 1919 gar 457 (fast so viel wie im 
Kriegsjahr 1914). Trotzdem hat sich die Not verhängnisvoll ver- 
schlimmert, namentlich auch durch die natürlicherweise zunehmende 
Zahl der Eheschliessungen, die 1918 mit einer Quote von 8,87^00 
fast das Vorkriegsniveau erreichte und 1919 mit 10,4i^/oo jenen Stand 
überschritt. Die Spalten 18 — ^20 unserer Tabelle auf S. 17, wie auch 
die Tabelle auf S. 12 zeigen das Ergebnis: die Leerwohnungsquote fiel 
auf 0,08 ®/o und 0,05^/0, die Indexziffern der Mietpreise stiegen aber 
weiter und zwar sehr wesentlich an. 

Wir wollen noch einen Blick auf die Entwicklung in diesen Jahren 
in Basel werfen. Aus der nachstehenden Tabelle, in der wir die 
wichtigsten Daten zusammenstellen^), ist zu erkennen, dass die Ab- 
wanderung, die, wie hier schon gezeigt worden ist, sofort nach Kriegs- 
ausbruch einsetzte, auch in den folgenden Jahren — im Gegensatz zu 
der Stadt Zürich — anhielt: 1915 betrug der Mehrwegzug 1644 Per- 
sonen (darunter 179 Familien) und 1916 444 Personen (103 Familien). 
1917 ist bei einem allgemeinen Mehrwegzug von 407 Personen ein 
Mehrzuzug von 6 Familien festzustellen, die folgenden Jahre stehen 
wieder im Zeichen des Wanderungsverlustes an Familien (im Jahre 
1919 lässt sich zum ersten Mal seit 1913 ein Gesamtwanderungsgewinn 
feststellen). Da gleichzeitig die Zahl der Eheschliessungen stark zurück- 
haben wir uns Überzeugt, dass bei Zogrundelegims dieser Methode die Mietpreise der 
fünf wichtigsten Wohnungskategorien in der Stadt Zürich zwischen 1910 — 1919 eine 
dnrohschnittUche Zunahme um nur 26,i%, in Basel zwischen 1912—1919 in den aechs 
wichtigsten Wohnungskategorien eine Zunahme um nur llfi% aufweisen würden, was 
doch sicherlich dem wahren Bild nicht entspricht). So blieb uns nichts anderes übrig» 
als die arithmetischen Mittelwerte zu berechnen und sie der Berechnung der in der Sp. ^ 
aoszuweisenden Indexziffer zugrunde zu legen (ebenso auch in der Sp. 19 der nächsten 
Tabelle). Einen anderen Weg wählt C. Brüschweiler, Adjunkt des Statistischen Amtes 
der Stadt Zürich, der zur Gewinnung einer Durchschnittsindezziffer die jährlichen Er- 
gebnisse nach bestimmten Gesichtspunkten ausgleicht (siehe die in der Anmerkung 1 
auf S. 11 angeführten Publikationen), eine Meth<äe, die ihre Vorteüe, aber auch gewisse 
NachteUe hat. Übrigens weichen unsere Indexziffern von den auf diese Weise bere^meten 
nicht wesentlich ab; wir führen sie zum Vergleich im folgenden an: 

Jahr Indexziffer Jahr Indexziffer Jahr Indexziffer 

1910 100,0 1914 I 97,1 1916 n 91,s 

1911 99,6 1914 II 92,9 1917 99,i 

1912 97,9 1915 89,0 1918 lld,s 

1913 97,8 1916 I 88,3 1919 139,6 

^) In der Sp. 19 sind die sechs wichtigsten Wohnungskategorien (Zwei-, Drei- 
und Vierzimmerwohnungen ohne Mansarden und Drei-, Vier- und Fünfzimmerwoh- 
nungen mit Mansarden) berücksichtigt; vgl. im übrigen die vorstehende Anmerkung. 
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Di« B«v8lk«ningslMweguiig, die BauttUgkctt und 



Jahr 


Wohnbe- 
völkenmg 
am An- 
fang des 
vorstehen- 
den Jahres 


Gekrtct- 
Ikr- 

MfciSI 


WanderongsgewJnn (-: Verlost) 


Zu- 
nahme 
der Be- 
völke- 
rung 


Wohnbe- 
völkerung 
am Ende 

des vor- 
stehenden 

Jahres 


s«UiM- 
lu^ei ii 

deF Wob- 




Einzel- 


Familien 


Total 
Per- 
sonen 




per- 
sonen 


Zahl 


Per- 
sonen 




1 


t 


s 


4 5 • 


7 


8 


9 




1910 
1911 
1912 
1913 
1914 

1915 
1916 
1917 
1918 
1919 


185041 
190100 

195 638 
200676 
200946 

196 293 
200 231 
206 655 
213 856 
212 172 


1770 
1794 
1909 
1727 
1402 

927 
652 
570 
257 
504 


3322 

2666 

1701 

—1362 

-4303 

1576 

3389 

5666 

95 

—103 


58 
347 
427 

28 
-476 

451 

785 

374 

-412 

—457 


-33 
1078 
1428 
—95 
—1752 

1435 

2383 

965 

-1522 

—1581 


3289 

3744 

3129 

—1457 

-6055 

3011 

5772 

6631 

—1427 

—1684 


5059 

5538 

5038 

270 

-4653 

3938 

6424 

7201 

-1684 

—1180 


190100 
195 638 
200676 
200946 
196293 

200231 
206655 
213856 
212 172 
210992 


1810 
1925 
1995 
1889 
1642 

1169 
1470 
1597 
1886 
2204 





ging, litt der Wohnungsmarkt — selbst bei der stark eingeschränkten 
Bautätigkeit — 1915 (wie in Zürich) und auch 1916 und selbst noch 
1917 an Ueberangebot (richtiger: an Unternachfrage): 1917 noch (als 



Die Bevölkerungsbewegung» die Bautätigkeit und 



Jahr 


Wohnbe- 
völkerung 
am An- 
fang des 
vorstehen- 
denjahres 


Gebnrtei- 
Iber- 
kIiub 


Wanderungsgewinn (-: Verlust) 


Zu- 
nahme 
derBe- 
völke- 

rung 


Wohnbe- 
völkerung 
am Ende 

des vor- 
stehenden 

Jahres 


tte- 

Nhlies- 

HUIf«BiB 


Einzel- 
per- 
sonen 


Familien 


TotÄl 
Per- 
sonen 


Zahl 


Per- 
sonen 


1 


t 


S 4 ft 


• 


7 


8 


• 


1912 
1913 
1914 

1915 
1916 
1917 
1918 
1919 


138280 

141 597 
144137 

142 479 
141380 
141441 
141 231 
139 694 


1195 
1161 
1166 

545 

505 

197 

—523 

17 


1320 

752 

—1688 

—1067 

—102 

—298 

—795 

2452 


263 

224 

—263 

—179 

—103 

6 

—79 

—205 


802 

627 

—1136 

—577 
—342 
109 
—219 
—911 


2 122 

1379 

—2824 

—1644 
—444 
—407 

—1014 
1541 


3 317 

2 540 

—1658 

— 1099 

61 

—210 

—1537 

1558 


141597 
144 137 
142 479 

141380 
141441 
141 231 
139694 
141 252 


1186 

1087 

936 

659 
752 
793 
981 
1166 
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iter Wohnungsmarkt in der Stadt Zürich. 



6ebiide ait Weknugei 


Wohnungen 


Leere WekB.UB 
1. DeL dei 


Dink- 

■ietpreis. 

ladex- 

dffer 
(IttiMOO) 


leiktitei 

Ylknid 

det 

Jakrei 


Akkrleke 

Yibreid 

dei 

Jikrei 


Bestand 

Ende 

des 

Jahres 


ZiY8dttYikr.d.Jkr8. 


Akgug 

duikAk- 
brideud 
VnbttteB 


HeiMr 

Zawieki 

Ylkre>d 

desJakres 


Bestand 

Ende 

des 

Jahres 


Tont Jakres 


inNeu- in Um- 
bauten bauten 


fetal 


aUer 
Wokn. 


10 


11 


18 


18 


14 15 


18 17 


18 


18 


10 


384 
427 
357 
192 
197 

139 
90 
88 

102 
99 


43 
18 
21 
27 
12 

5 

7 
5 

1 
5 


11138 
11547 
11883 
12048 
12 233 

12 367 
12450 
12533 
12 634 
12 728 


1712 

2131 

1800 

795 

762 

629 
423 
407 
420 
492 


44 
43 
52 
34 
63 

36 
29 
34 
69 
134 


118 

93 

102 

101 

75 

39 
57 
54 
52 
71 


1638 

2081 

1750 

728 

750 

626 
395 
387 
437 
555 


40312 
42 393 
44143 
44871 
45 621 

46247 
46642 
47 029 

47 466 

48 021 


403 
652 
957 
562 
1690 

1492 

349 

48 

37 

23 


1,00 
1,65 

2^7 

1^ 

3,70 

3,88 

0,75 
0a8 
0,08 
0,05 


100,0 

99,4 

98/> 

98,8 
98,0 
95,0 

90,7 

89,8 

93,8 

101,1 

119,7 

146,7 



in Zürich nur noch 48 Wohnungen leer standen, d. h. 0,io%) standen 
in Basel am Stichtage noch 759 Wohnungen gleich 2,i8% aller Woh- 
nungen leer. So setzt denn in Basel die Wohnungsnot erst 1918 ein 



der Wohnungsmarkt im Kanton Basel-Stadt. 



Gebäude 


Wohnungen 


Leere Wekaiigei 


Dirik- 
Mkaitti- 

■ietpreii. 

ladeuiffer 
(m8=4M) 


mit Wohnungen 


Zuwachs während 
des Jahres 


Abgaag 
duek Ab- 
brtekend 
üabaiten 


Reiaer 

ZaYaebs 

wOread 

des Jakrei 


Beitaad 

lade dei 

Jakrei 


litte Dexeaber dei 
Tontekeadei Jakrei 


leikaita Akkileke 


ToUl 


M«/o 

aUer 
fekiVB. 


w&hrend des 
Jahres 


• 

11 
leibaiten 


• 

18 

IFabaitei 


10 


11 


18 


18 


u 


15 


10 


17 


18 


if 


281 


17 


879 


23 


33 


869 


33011 


474 


1^ 


100,0 


299 


19 


829 


9 


45 


793 


33804 


414 


1,« 


102,8 


146 


12 


457 


24 


36 


445 


34249 


713 


2/» 


104,4 


104 


21 


310 


22 


15 


317 


34566 


1152 


3,88 


101,8 


50 


28 


161 


4 


15 


150 


34716 


989 


2,85 


1024 


59 


10 


134 


6 


39 


101 


34 817 


759 


24i 


100,8 


24 


13 


47 


5 


38 


14 


34831 


182 


0,68 


106,8 


71 


8 


73 


37 


16 


94 


34 925 


70 


0,80 


1294 
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und erreicht 1919 bei einem Leerwohnungssatze von 0,so%, etwa den 
Stand, der in Zürich schon ein Jahr früher erreicht war. Das Ergebnis 
der Entwicklung in dieser letzten Phase ist auch hier die Zunahme 
der Mietpreise, die allerdings erst etwas später (1917 — 1918), dafür 
aber sofort sehr kräftig einsetzt und nicht weit hinter der Verteuerung 
der Wohnungen in Zürich zurückbleibt. 

Fassen wir nun dieses statistische Material zusammen und ver- 
suchen wir, die Ursachen der in den Schweizer Städten seit dem Jahre 
1917 — 1918 entstandenen und immer unerträglicher werdenden Woh- 
nungsnot festzustellen. 

Ein öfters in den Aeusserungen der Betroffenen und gelegentlich 
auch in der Presse wiederkehrendes Moment sei zunächst auf seine 
Stichhaltigkeit geprüft : es heisst, die Städte, vor allem die Stadt Zürich, 
litten an Wohnungsnot wegen der Ueberfremdung, wegen der 
Beschlagnahme der Wohnungen durch die Fremden, die sich im Kriege 
hierher geflüchtet haben. Wie liegen nun diese Verhälthisse in Wirk- 
lichkeit ? Schon weiter oben haben wir für die Stadt Zürich und Basel 
gezeigt, dass sofort nach Kriegsausbruch die Massenabwanderung der 
Ausländer einsetzte, die sich später in eine massige Zunahme der Zu- 
wanderung verwandelte; die letzten zwei Jahre weisen wieder eine 
starke Abwanderung der Ausländer auf. Um die Bilanz ziehen zu 
können, stellen wir die entsprechenden Zahlen für die Zeit vom 1. August 
1914 bis 1. Januar 1920 in der folgenden Übersicht zusammen: 



Wanderungsgtwinn an Schweizern und Ausländern in der Stadt ZDricIu 



Zeitperiode 


Schweizer 


Ausländer 1 


Einzel- 
per- 
sonen 


Familien 


Total 


Einzel- 
per- 
sonen 


Familien 


Total 


Zahl 


Per- 
Bonen 


Zahl 


Per- 
sonen 


1 


s 


s 


4 


6 


« 


7 


8 


1914 (Aigui-Deunber) 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 
August 1914—1919 


1400 
2401 
2424 
4187 
1263 
560 


238 
304 
486 
246 
—60 
94 


767 

1091 

1587 

590 

-^5 

66 


2167 
3492 
4011 

4777 
758 
626 


—7012 

—825 

965 

1479 

—1168 

—663 


—786 

147 

299 

128 

—352 

—651 


—2679 

344 

796 

375 

—1017 

—1647 


—9691 

-481 

1761 

1854 

—2186 

—2310 


12235 


1308 


3586 


15 821 


—7224 


-1115 


—3828 


-11052 
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Diese Zusammenstellung zeigt mit genügender Deutlichkeit, dass 
sowohl nach der Familienzahl (von besonderer Bedeutung für die 
Wohnungsverhältnisse) als auch nach der gesamten Personenzahl, ab- 
solut und relativ zur gesamten Bevölkerung der Stadt Zürich, der aus- 
ländische Bevölkerungsteil zurückgegangen ist. Am deutlich- 
sten sieht man es aus der folgenden Tabelle, die uns die Ergebnisse 
der gesamten Bevölkerungsbewegung^) der Schweizer und Aus- 
länder in Zürich zeigt. 

Schweizer und Ausländer In der Bevölkerung der Stadt ZQrlch. 



Zeitpunkt 


Schweizer 


Ausl&nd 


[er 


Zusammen 


absolut 


% 


abflolnt 


% 


absolut 


% 


1. AngnRt 1914 
1. Januar 1920 

Zonahme* . . 


133 618 
160147 


65,7 
75,» 


69 647 
50845 


34,. 
244 


203265 
210992 


100/) 
100,0 


26 529 


19,9 


—18 802 


—27,0 


7 727 


3,8 

• 



Während also die Schweizer sich um fast 20% vermehrten, ging 
die Zahl der Ausländer um 27% zurück. Vor dem Krieg bildeten 
sie etwas mehr als ein Drittel, anfangs des Jahres 1920 weniger 
als ein Viertel der Gesamtbevölkerung der Stadt Zürich. 

Und die gleiche Erscheinung lässt sich auch in Basel nach- 
weisen: 

Schweizer und Auslinder In der Bevölkerung des Kantons Basel<^tadt 



Zeitpunkt 


Schweizer 


Ausl&nder 


Zusammen 1 


absolut 


% 


absolut 


% 


absolut 


0/ 

/o 


1. Juli 1914 . 
I. Januar 1920 

Zunahme. . . 


89 340 
101460 


61,t 

71,8 


55156 
39792 


384 
28,t 


144496 
141 252 


100,0 
100/» 


12120 


13,0 


—15 364 


-27,. 


--3244 


-2,« 



Von 38% ist hier der Prozentsatz der Ausländer an der Gesamt- 
bevölkerung auf 28% zurückgegangen, weil eben ihre Zahl sich von 
rund 55000 auf rund 40000, d.h. fast um 28%, verringert hat, während 
die der Schweizer sich um rund 12000, d.h. um fast 14%, vermehrt hat. 

^) D. h« der Geburten und Sterbefälle, der Wanderungsbewegung, der Ehesohlies- 
sungen, der Embörgemngen und Legitimationen. 
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Diese so oft gegebene Erklärung trifft somit nicht zu. Nun 
könnte aber bei einem flüchtigen Blick auf die im vorstehenden ge- 
brachten Zahlen der Verdacht entstehen, dass die Schuld an der Woh- 
nungsnot die Schweizer trifft, die in so grossen Massen den Städt^i 
Zürich, Basel u. a. zuströmten. Bei einer näheren Betrachtung erkennt 
man zwar, dass die Schweizer Familien nicht nur die entstandenen 
Lücken ausgefüllt, sondern auch noch einen geringen Ueberschuss ver- 
ursacht haben (in Zürich z. B. zwischen August 1914 und Januar 1920 
einen Ueberschuss von 193 Familien). Es ist indessen zu beachten» 
dass diese Zunahme, verglichen mit der Zunahme an Familien in Friedens- 
zeiten, verschwindend klein ist: der in Zürich in 6^ Jahren durch 
Mehrzuwanderung erreichte Ueberschuss von 193 Familien ist wesent- 
lich geringer, als der entsprechende Zuwachs in einem einzigen Jahr 
in den vorausgegangenen Friedensjahren: im Durchschnitt der Jahre 
1910 — 1913 betrug der jährliche Wanderungsgewinn nicht weniger als 
215 Familien. 

Schliesslich sei noch einmal die geringe Zahl der Eheschlies- 
sungen in den Elriegsjahren hervorgehoben: in Zürich nur 1665 im 
Durchschnitt der Jahre 1915 — 1919 gegenüber 1852 im Durchschnitt 
der vorausgegangenen fünf Jahre (und 1890 im Durchschnitt der Jahre 
1909 — 1913). Ebenso steht auch in Basel die Durchschnittszahl von 
870 Eheschliessungen in den Jahren 1915 — 1919 weit hinter dem Durch- 
schnitt der Friedensjahre zurück (in den Jahren 1912 — 1913: 1137) ^). 

^) In diesem Zusammenhcmg, um den Anteil des ausländisohen Bevöl« 
kerungselementes auch nach dieser Richtung zu untersuchen, wollen wir noch die 
Frage prüfen, in welchem Verhältnis die Ausländer an den in den Kriegsjahren erfolgten 
FamLiengrttndungen beteiligt waren. Für die Stadt Zürich besitzen wir folgende Zahlen: 



Jahr 


Ehesohliessungen in der Wohnbevölkerung 1 


Schweizer 


Ausländer 


1911 

1912 

1913 
1914 (Januar— Juli) 
19U (August— Dezbr.) 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 


1231 

1248 

1205 

709 

418 

962 

1301 

1426 

1666 

1891 


694 
747 
684 
397 
118 
207 
169 
171 
220 
313 



Wir ersehen hieraus, dass in den letzten 5^ Jahren 7664 Eheschliessungen auf 
den schweizerischen und nur 1108 Axd den ausUGadischen BevölkerungsteU entfielen« 
Ein Vergleich mit den letzten Vorkriegsjahren zeigt, dass, wie übrigens nicht anders 
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Zusammenfassend konstatieren wir also, dass die Wohnungsnot 
weder durch eine Massenzuwanderung von Ortsfremden, noch durch 
irgendwelche andere, auf den Wohnungsmarkt drückende Veränderungen 
auf Seiten der Nachfrage entstehen konnte. Im Gegenteil: die Ver- 
grosserung der Nachfrage hielt sich in überaus bescheidenen Grenzen, 
genauer: wurde durch den bundesrätlichen Beschluss vom 29. Oktober 
1918 betreffend die Beschränkung der Freizügigkeit und durch die 
rigorose Handhabung der Fremdenpolizei in überaus bescheidenen 
Orenzen gehalten, was man zum Teil auch schon daraus erkennen 
kann, dass die Bevölkerung der Stadt Zürich sich in fast 5^ Jahren 
nur um 7727 Personen, oder 3,8%, vermehrt hat, während sie in den 
letzten Vorkriegsjahren jährlich um mehrere tausend Personen zunahm ; 
und in Basel nahm die Bevölkerung nicht nur nicht zu, sondern ging 
in diesen 6^ Jahren um 3244 Personen, d. s. 2,s%, zurück. 

Wenn aber die Ursachen der Wohnungsnot nicht auf 
Seiten der Nachfrage liegen, so müssen sie eben auf selten des 
Angebotes gesucht werden. Und wir wiesen ja schon auf den ent- 
scheidenden Faktor hin: auf den ganz ausserordentlichen Bückgang 
der Bautätigkeit seit Kriegsbeginn. Zunächst machte sich ja 
dieser Umstand nicht besonders bemerkbar. Doch als der vorhandene 
Wohnungsvorrat, der durch die Mehrabwanderung nach Kriegsausbruch 
noch vermehrt worden ist, allmählich, gegen 1916-<-1917 (in anderen 
Schweizer Städten vielleicht erst 1918), durch den Bedarf der Ehe- 
schUessenden aufgebraucht worden war, da traten die katastrophalen 
Wirkungen des Jahre hindurch währenden Stillstandes in der Wohnungs- 
produktion voll in Erscheinung. 

Ist aber der Bückgang des Wohnungsbaues die einzige oder jeden* 
faUs die allerwesentlichste Ursache der gegenwärtigen Wohnungsnot, 
so ist die Neubelebung der Bautätigkeit die einzige wirksame 
Massnahme zu ihrer Bekämpfung. Um nun erkennen zu können, 
ob eine solche Wendung erwartet werden kann und durch welche Mittel 
sie beschleunigt werden könnte, müssen wir die Ursachen dieses 
Bückganges des Wohnungsbaues genau feststellen. 

Zwei Perioden müssen hierbei auseioandergehalten werden. 
Die Ursachen des Bückganges der Wohnungsproduktion in der ersten 
Periode, die etwa die ersten zwei Jahre des Krieges umfasst, sind durch- 
sichtiger. Wie wir schon gezeigt haben, gehören hierher einerseits die 
Unsicherheit der Lage, die Ungewissheit, wie gross die künftige 

zu erwarten war, die Eheschliessungen der Ausländer stark zurückgegangen 
sind, und zwar absolut und relativ. 
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Anziehungskraft der Schweizer Städte auf die Zuwandernden sein wird ; 
dazu kommen die Geldknappheit, die Verteuerung des Hochbaues 
und die relativ hohen Gewinne, die die Betätigung auf anderen 
Wirtschaftsgebieten bot, und die das Kapital eben diesen Wirtschafts- 
gebieten zuführten. Andererseits war der Bückgang durch den Ueber- 
fluss an freien Wohnungen und die hierdurch gedrückten Mietpreise 
gerechtfertigt. Nachdem nun die zweite Periode eintrat, nachdem 
um 1916 — 1917 herum diese letzten, die Unternehmer in ihren Dis- 
positionen beeinflussenden Momente wegfielen, nachdem die Zahl der 
leerstehenden Wohnungen auf ein unglaubliches Minimum zusammen- 
schrumpfte und die Mietpreise rasch zu steigen begannen, — da hätte 
man doch erwarten sollen, dass die Wohnungsproduktion sich erholt. 
In Wirklichkeit ist dies jedoch nicht eingetreten. Ja die bisher normale, 
d. h. die von Unternehmern mit Bücksicht auf Gewinn betriebene 
Wohnungsproduktion ging noch weiter und immer rapider zurück. 

Allerdings, aus den in den Tabellen auf S. 7 und 16—17 enthaltenen 
Angaben könnte man den Eindruck gewinnen, als ob 1919 — etwa 
unter dem Einfluss der soeben erwähnten Momente — die private Initia- 
tive sich wieder zu regen begonnen hätte. Diese Feststellung wäre 
aber falsch. Denn die Zunahme der jährlich zur Verfügung gestellten 
Wohnungen in den 24 berichtenden Gemeinden der Schweiz von 903 
i. J. 1918 auf 1245 i. J. 1919 (vgl. Sp. 11—12 der Tabelle auf S. 7) ist 
durchaus nicht auf die privatwirtschaftlich interessierte Unternehmer- 
initiative zurückzuführen. Schon 1918 entfielen von den insgesamt 
erbauten 903 Wohnungen nicht weniger als 320, d. h. 36%, auf Woh- 
nungen, die die Gemeinden zur Bekämpfung der allerschlimmsten Aus^ 
wüchse der Wohnungsnot erstellen lassen mussten; und 1919 stieg die 
Zahl der neuerstellten Gemeindewohnungen auf 681 von insgesamt 1245, 
d. h. auf 65%. Aber auch die übrigen 46% wurden durchaus nicht 
ausschliesslich von Privaten ausgeführt, ein grosser Teil entfiel auf 
die gemeinnützigen Baugenossenschaften. Auf Grund der Umfrage, 
die vom Eidgenössischen Amt für Arbeitslosenfürsorge in Verbindung 
mit dem Statistischen Amt der Stadt Bern im Dezember 1919 durch- 
geführt worden ist, kann festgestellt werden, dass von den 1673 Mitte 
Dezember 1919 (in den Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern) 
im Bau gewesenen Wohnungen nicht weniger als 630, d. s. 40%, auf 
die Gemeinden, 393, d. s. 25%, auf die gemeinnützigen Baugenossen- 
schaften und 91, d. s. 6%, auf die Kantone entfielen ^). 

^) Wir entnehmen diese Angaben dem Halbjahiesbericht des Statistischen Amtes 
der Stadt Bern, 2. Jahrg. 1919, Nr. 2, Bern 1920, S. 81. 
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Einen sehr interessanten Einblick in diese Verhältnisse — die Ab- 
nahme der privaten Initiative — bieten die vom Statistischen Amt der 
Stadt Zürich veröffentlichten Zahlen, da sie uns einen Vergleich mit 
der Vorkriegszeit ermöglichen. Wir stellen sie in der Tabelle auf 
S. 23 zusammen. 

Wir entnehmen dieser Tabelle folgende Ergebnisse. In den Vor- 
kriegsjahren wurden von Privateigentümern (Sp. 21 — 22) durchschnitt- 
lich über 90% und bis zu 93% aller Wohnungen erstellt. Rechnet man 
noch die Aktiengesellschaften und Genossenschaften (ohne die gemein- 
nützigen!) hinzu, so steigt der Durchschnitt (Sp. 23 — 24) noch höher 
und erreicht bis zu 98,«% aller neuerstellten Wohnungen. Träger 
der Wohnungsproduktion war vor dem Kriege der private 
Unternehmer. Neben ihm verschwanden Gemeinde, Kanton und die 
sonstigen gelegentlichen Bauherren. Seit dem Ausbruch des 
Krieges und dem Beginn. der in seiner Gefolgschaft auftretenden 
Wohnungsnot verändert sich das Bild von Grund auf. 1917 ent- 
fallen auf die Privateigentümer nur noch 63%, auf die gemeinnützigen 
Baugenossenschaften schon fast 26% aller neuerstellten Wohnungen. 
1918 baut die Stadt mehr als die Hälfte aller Wohnungen, die Privat- 
eigentümer erstellen nur noch etwa ein Drittel und mit den Aktien- 
gesellschaften und den Genossenschaften zusammen weniger als die 
Hälfte. Und im Jahre 1919 trägt die Stadt über vier Fünftel der ge- 
samten Produktion. 

Die private Initiative hat versagt, und zwar in einem ganz 
aussergewöhnlichen Masse. Se^lbst die glänzende Konjunktur auf dem 
Wohnungsmarkte und das rasche Anziehen der Mietpreise hat sie nicht 
veranlasst, sich von neuem der Bautätigkeit zuzuwenden. Mit Bück- 
sicht auf die Tragweite dieser Tatsache, die unter normalen Verhält- 
nissen unverständlich wäre, müssen wir die Ursachen dieses ab- 
lehnenden Verhaltens der privaten Bauinitiative etwas eingehender 
untersuchen. 

Einmal die Teuerung. Wohl kann sie, wie wir noch zeigen werden, 
die Wohnungsproduktion nicht unmittelbar zum Stillstand gebracht 
haben, ihr mittelbarer Einfluss steht hingegen zweifellos an allererster 
Stelle. Die Ursachen der Verteuerung der Baumaterialien und der 
Zunahme der Bauarbeiterlöhne brauchen wir hier nicht zu behandeln. 
Die Tatsache selbst muss aber mit aller Deutlichkeit herausgezeichnet 
werden. 

Für die Stadt Basel liegt uns darüber das vom Baumeisterverband 
Basel-Stadt zusammengestellte Material vor, das wir dem Statistischen 
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Vierteljahresbericht des Kantons Basel-Stadt ^) entnehmen und in der 
folgenden Tabelle wiedergeben. 



Die Verteuerang der Arbaitslöhne und Matarlalprelse in der Stadt Basel. 


Zeitpunkt 




< 


[ndexziffem (Januar 


1915 gleich 100) 






AriMiU- 


Ze- 


Back- 


Stein- 


Sand 


Fuhr- 


'Eiaßn 


GUBS- 


Dro- 


Holz 




löba« 


ment 


stein 


zeug 


u^iaesj löhne 


JU4ADOU 


waren 


guen 


JJLAJtMi 


1 


s 


3 


4 


5 


• 


1 


8 


t 


10 


1915 Dezember 


100 


100 


100 


100 


100 


100 


110 


121 


100 


121 


1916 Janaar 


100 


112 


107 


100 


100 


100 


124 


121 


100 


125 


» April 


104 


112 


107 


100 


100 


134 


280 


129 


100 


129 


„ Oktober 


111 


117 


133 


107 


HO 


134 


447 


141 


100 


135 


1917 Juinar 


111 


128 


178 


174 


150 


134 


447 


206 


150 


184 


n Juli 


132 


128 


178 


174 


150 


134 


447 


206 


150 


184 


, Oktober 


143 


156 


241 


192 


200 


145 


565 


254 


150 


229 


1918 Januar 


146 


205 


278 


222 


200 


211 


565 


326 


200 


292 


n M&rz 


150 


205 


278 


222 


200 


211 


565 


326 


200 


292 


n Juni 


174 


277 


352 


385 


260 


277 


565 


391 


300 


301 


„ August 


190 


277 


352 


385 


260 


277 


565 


391 


300 


350 


a November 


207 


277 


352 


385 


260 


277 


565 


391 


300 


365 


1919 August 


266 


251 


315 


385 


300 


361 


433 


352 


200 


322 



Wird die Bewegung dieser Preise in einer dem quantitativen Anteil 
der einzelnen Kostenelemente entsprechenden Weise berücksichtigt 
(„gewogenes Mittel'^), so ergibt sich, dass unter dem Einfluss der in 
diesem Masse gestiegenen Baupreise die gesamten Wohnbaukosten in 
folgender Weise zugenommen haben: 



1916 IV. 


Quartal 


um 7°/ 


'o 1917 IV. 


Quartal 


um 116% 


1916 I. 


f» 


.. 9. 


1918 I. 




„ 143., 


„ II. 


tf 


„ 29 „ 


„ II. 




.. 152 „ 


„ m. 


»t 


.. 32 ., 


„ in. 




„ 193,, 


„ IV. 


ff 


„ 62 „ 


„ IV. 




„ 207,. 


1917 I. 


tf 


., 74 ., 


1919 l. 




„ 210.. 


„ II. 


»t 


., 82 ., 


„ n. 




.. 210.. 


„ III. 


ff 


„ 82 , 


„ IV. 




„ 200 „ 



Für die Stadt Bern gibt das städtische Statistische Amt folgende 
Teuerungssatze an, und zwar auf Grund der Angaben des Stadt- 
baumeisters und zweier privaten Baumeister (A und B). Setzt man die 
Vorkriegspreise gleich hundert, so betragen die Indexziffern: 



1) 9. Jahrg. 1919, Nr. 4, Beüage, S. 15. 
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Di« Verteuerung des Wohnungsbauet In der Stadt Bern. 



ArbeitBgattong 




Indexziffern (1914 gleich 100) 






Dezember 1918 


Juni 1919 


Dezember 1919 


JiiilSM 


bai- 


Baumeister 


Stadt- 
bai- 


Baumeister 


SUdt. 
bai- 


Baumeister 


Stalt- 
kl- 




■eiitor 


A 


B 


■eiitir 


A 


B 


■eiiier 


A 


B 


mistar 


1 s 


3 


4 S 


• 


7 


8 


t 


10 


Erd- ü. Manieiarbeiten 


276 


195 


__ 


280 


255 


260 


276 


290 


265 


285 


Steinliaaerarbeiten . . 


150 


160 





250 


225 


260 


250 


260 


260 


260 


Zimmerarbeiten . . . 


290 


200 





310 


300 


230 


310 


300 


230 


310 


Daohdeckerarbeiten . 


312 


270 


— 


317 


300 


265 


315 


370 


265 


315 


Spenglerarbeiten . . . 


3i4 


430 





364 


400 


370 


344 


320 


360 


344 


Gipser-iLMalerarbeiten 


332 


130 




347 


320 


370 


345 


320 


370 


347 


SchloBserarbeiten . . 


225 


130 


— 


260 


250 


260 


260 


280 


260 


250 


Hafnerarbeiten . . . 


161 


165 


— 


161 


300 


280 


161 


300 


290 


171 


Sohleinerarbeiten . . 


243 


— 


— 


263 


225 


240 


258 


230 


240 


265 


Glaserarbeiten. • . . 


429 




-— 


429 


450 


350 


390 


400 


280 


365 


Sanitäre Anlagen . . 


220 


200 




230 


225 


250 


230 


220 


250 


255 


Warmwasserheizongen 


220 


200 




220 


240 


280 


220 


250 


280 


245 


ElektriflcheLichtinstal- 






















lationen 

Durohschnittlich 


225 


160 




245 




230 


235 


— 


230 


229 


265 


255 





285 


290 


280 


275 


296 


276 


280 



Was die Bauarbeiterlöhne betrifft, so sind sie in Bern von Juli 1914 
bis Dezember 1919 bei den Hilfsarbeitern durchschnittlich um 139,8%, 
bei den Berufsarbeitem um 131, e% gestiegen (seit Juni 1919 und bis 
Dezember 1919 haben sie hierbei um 17,«% bezw. 13,8% zugenommen). 

Die durch die Erhöhung der Löhne und Materialpreise hervor- 
gerufene Verteuerung des Wohnhausbaues (gemessen an den Kosten 
eines gut bürgerlich ausgebauten Einfamilienhauses) betrug in Bern 

Joni 1919 Dezember 1919 Juni 1920 
nach Angabe des Stadtbaumeisters 1 86% 175% 1 80% 



«I 



># 



von Baumeistern 
u. Architekten 



180—190% 175—195% 



Wenngleich eine theoretische Auseinandersetzung über die Me- 
thode der korrekten Erfassung der Baukosten und ihrer Verteuerung 
nicht in den Rahmen der vorliegenden Untersuchung passt, müssen wir 
doch den vorstehenden, zunächst kommentarlos wiedergegebenen Zahlen 
die vielleicht selbstverständliche Bemerkung hinzufügen, dass für die 
Zwecke einer einwandfreien Feststellung der Baukostenteuerung die 
Angaben über die Zunahme der Kosten der einzelnen Baumaterialien 
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und Arbeit^attungen — und eben dieser Art sind die meisten in der 
Literatur vorzufindenden Zahlen — nicht ausreichen (auch der arith- 
metische Mittelwert der prozentuellen Zunahme der Kosten sämtlicher 
in Betracht kommenden Arbeiten kann natürlich auf keinen Fall be- 
friedigen). Erst dann wird man diese Angaben verwerten können, wenn 
man gleichzeitig wissen wird, in welchem quantitativen Verhältnis die 
einzelnen beim Bau von Wohnhäusern in Betracht kommenden Ele- 
mente der Bauarbeiten bezw. der Baukosten zueinander stehen^). 
Man wird also am zweckmässigsten (analog der Berechnung der Ver- 
änderung der Kosten der Lebenshaltung aus den Angaben über die 
verbrauchten Mengen und die Preise der Lebensmittel, Brennstoffe usw.) 
in der Weise vorgehen, dass man die tatsächlichen Kosten mehrerer 
kurz vor dem Kriege erbauter Wohnhäuser verschiedener Bauarten bis 
auf das kleinste Kostenelement zerlegen, d. h. die detaillierten Kosten- 
abrechnungen solcher Häuser zur Hand nehmen wird, sodann neue, 
den gegenwärtigen Preisen entsprechende, verbindliche Oöerten von 
Bauunternehmern einholen und schliesslich diese neuen Preise in jene 
Abrechnungen an Stelle der alten einsetzen wird. Ein Vergleich der auf 
diese Weise erhaltenen Ergebnisse mit der ursprünglichen und die Be^ 
rechnung der entsprechenden Mittelwerte aus mehreren solchen Berech- 
nungen wird sodann ein einwandfreies Bild der Baukostenverteuerung 
liefern *). 

^) Das wenige für Basel und Bern veröffenilichte Material, das scheinbar nach 
dieser Methode berechnet ist, haben wir im vorstehenden wiedergegeben, ohne indessen 
darüber genau informiert eu sein, in welcher Weise diese Zahlen berechnet sind; so 
k5nnen wir denn auch nicht die Verantwortung für die Richtigkeit übernehmen. Es 
fiJlt übrigens bei der Berner amtlichen Berechnung (die wir verschiedenen Heften des 
Halbjahresberichtes des Statistischen Amtes der Stadt Bern entnehmen) auf, dass einer- 
seits die in der letzten Zeile der Tabelle auf Seite 26 enthaltenen Durchschnittswerte 
arithmetische Mittelwerte der in der Tabelle angegebenen Indexziffern zu sein scheinen 
(so in den Sp. 1» 6, 7, 0,10), andererseits, dass mese Werte der weiter unten wiederge- 
gebenen ,,Kostensteigemng bei einem ^t bürgerlich ausgebauten Einfamilienhaus" 
genau entsprechen, was doch an sich mcht mt möglich ist, da auf der einen Seite die 
einzelnen Bauarbeiten nicht in genau demselben Verh&ltnis an den gesamten Kosten 
partizipieren und auf der anderen Seite in der Tabelle auf S. 26 durchaus nicht alle 
beim Bau eines Hauses in Betracht kommenden Kostenelemente angeführt sind (es 
fehlen u. a. die Bauzinsen, die Kosten der Pl&ne und der Bauleitung und das Arohi* 
tektenhonorar). 

*) Nur im Vorbeigehen sei bemerkt, dass neben diesen Zahlen auch jene inter- 
essieren können, die in Ähnlicher Weise zu berechnen waren, aber unter Berücksichtigung 
eines sparsameren Ausbaues und der Verwendung billigerer Baumaterialien, wie dies 
bei den gegenwärtigen Baukosten häufig der Fall ist (auch dies analog der Berechnung 
der Kosten der Lebenshaltung). 

Hingegen sind die in diesem Zusammenhange öfters benutzten Ergebnisse der 
Brandversicherungsstatistik nicht beweisend, da die ihr zugrunde liegenden 
Gebäudeschätzungen nicht ausschliesslich auf den tatsächlichen Baukosten, sondern 
daneben auch aiu dem aus den Einnahmen berechneten Verkehrswert der Häuser 
basieren (der Beschluss des Zürcher Kantonsrates vom 21. Mai 1918 schreibt wohl vor. 
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Dass eine derartige Berechnung überaus mühevoll und zeitraubend 
ist und die Kräfte des Einzelnen übersteigt, liegt auf der Hand. An ihre 
Durchführung konnten wir natürlich nicht denken. So wandten wir 
uns an das Hochbauamt der Stadt Zürich mit der Bitte, eine solche 
Berechnung, die natürlich fortlaufend weiterzuführen wäre, einzuleiten. 
Ohne die endgültigen Ergebnisse aller Berechnungen (für verschiedene 
Haustypen) abwarten zu können, geben wir im folgenden eine einzelne, 
vom Hochbauamt mustergültig durchgeführte Berechnung wieder, die 
sich auf ein bescheidenes Mehrfamilienhaus (9 Wohnungen mit je 
3 Zimmern) bezieht, das einer grösseren, im Jahre 1911 von der Stadt 
Zürich erstellten Baugruppe angehört ^). 

(Siehe die Tabelle auf Seite 20)« 

Aus den vorstehenden Zahlen geht hervor, dass die Teuerung des 
Wohnungsbaues etwa gegen Ende 1915 begonnen und bis zur Mitte 1919 
unaufhörlich zugenommen hat; Mitte 1919 dürfte der höchste Punkt 
mit einer Zunahme der Kosten um etwa 200% erreicht worden sein; 
in den letzten Monaten des Jahres 1919 ist dann eine ganz unbedeutende 
Abnahme eingetreten, und 1920 fingen die Kosten wieder zu steigen 
AH ; gegenwärtig stehen sie um etwas mehr als 200 % über dem Vorkriegs- 
niveau. 

Dafür, dass die Ergebnisse der vorstehenden Berechnungen der 
Wirklichkeit entsprechen, sprechen übrigens auch die Baurechnungen 

dass die EinBohätzangen der Gebäude zu den zur Zeit der Einsoh&tzung am Orte be- 
stehenden Baukosten vorgenommen werden, fügt dem aber hinzu, dass wertmindemde 
Faktoren, wie vor allem niederer Verkehrswert, in Abrechnung zu bringen sind). Hier- 
aus erkl&rt es sich, weshalb der Versicherungswert des Kubikmeters umbauten Raumes 
in Zürich nur folgende, relativ massige und jedenfalls stark hinter dcor wirklichen Kosten- 
scunahme zurückbleibende Erhöhung aufweist: 



Gebäudearten 


Assekuranzwert für 1 cbm umbauten Raumes 1 


1913 


1917 


1918 


1919 1 


Fr. 


Index- 
Ziffer 


Fr. 


Index- 
Ziffer 


Fr. 


Index- 
Ziffer 


Fr. 


Index- 
Ziffer 


1 


s 


« 1 4 


6 • 


7 


8 


Einfamilienhäuser . . . 
Reine Mehrfamilienhäuser 
Wohn- u. Geschäftshäuser 


41^t 

32,77 

32,90 


100 
100 
100 


49,18 
35,8s 
35,M 


120 
109 

108 


59,41 
56,M 

48,84 


143 

174 
148 


84,48 
70,88 
70,88 


204 
217 
214 



^) Mit Rücksicht auf den hier zur Verfügung stehenden Raum müssen wir von 
der Wiedergabe der ganzen Berechnung, die sich aus mehr als 400 Einzelpositionen 
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Ol« Vartauwwifl dM WohnimgsbauM in dar Stadt ZOridi. 



Arbeitsgattongen 

• 


Baukosten 


EoBten- 

1911 bis 
1920 


im Jahr 1911 Jim Oktober 1920 


1 1 


8 


Eidarbeiten 

Mameiarbeiten (aaoh Giniier- und 
Kanaliaationaarbeiten, Plättli- und 
Eisenliefening) 

Steinhauerarbeiten 

Zimmerarbeiten 

Spengleiarbeiten 

Daohdeokerarbeiten 

Glaserarbeiten 

Sohleinerarbeiten 

Malerarbeiten 

Besohlägeliefemng 

Schlosserarbeiten 

Hainerarbeiten 


Fr. 
1183,00 

25 984,88 
717,10 

11828,80 
1309,88 
143840 
3262,48 
8 728,00 
4 162,78 
1298,08 
1077,a 
1668,88 
2 993,88 
837,18 
3926,08 
1336,80 
1 704,06 1) 

891,80 •). 
3663,88 


Fr. 
1 516,05 

80126,80 
1800,80 

32123,18 
4298,10 
3 276,80 
9 694,50 

31 967,70 

13250,88 
3 308,88 
2785,00 
5162,80 

8011,88 

2528,48 

13474,00 

4017,70 

7 900,00») 

14 400,00 


0/ 

/o 
28 

208 

151 
172 

228 

128 

197 

266 

218 

155 

158 

209 

168 

202 

243 

201 

204 

293 


Parkettarbeiten 

Tapeziererarbeiten 

Installatiomiarbeiten (L&tttemnohtg.) 

Umgebongsarbeiten 

Pl&ne und Bauleitung 

Zuschlag bis zum Honoraransatz der 

Norm, ai.A. (3,8%) 

Unvorhergesehenes, Bauzinsen . . . 

Zusammen 


78011,10 


239643,40 


207 



1) 2,8V«. *) MV«. •) 3,»V«. 

der in den letzten Jahren wirklich ausgeführten Bauten. So 
wird z. B. bekanntgegeben, dass der Kubikmeter umbauten Baumes 
in den von der Gemeinde Bern im Jahre 1915 erstellten Wohnungen 
auf 26,40 Fr. zu stehen kam, hingegen in den im Jahre 1919 erstellten 
Wohngebäuden auf 78,87 Fr., was einer Kostenerhöhung um 197%, 
d. h. ann&hemd um den oben festgestellten Satz entspricht. Ähnliche 
Ergebnisse liegen uns auch über den kommunalen Wohnungsbau in der 
Stadt Zürich vor, die wir in der Tabelle auf S. 31 zusammenstellen. 
In dieser Tabelle geben wir neben den gesamten Anlagekosten 
auch die für Vergleichszwecke besser geeigneten Kubikmeterkosten an. 
Zu bemerken wäre, dass in bezug auf diese Preise im allgemeinen eine 

zusammensetzt, absehen und mis mit den oben angegebenen Sohlnssergebnissen begnügen. 
Um aber über den Gang der Berechnmig zn orientieren, geben wir an dieser Steue noch 
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gewisse Unsicherheit herrscht, und dies insofern, als in der Öffentlich- 
keit und gelegentlich sogar in Spezialpublikationen Kubikmeterpreise 
genannt und verglichen werden, die an sich unvergleichbar sind ^)« 
Denn einmal werden nur die eigentlichen Baukosten, ein anderes 

einige Emzelheiten aiL Wir greifen dabei einige wichtigere Teüarbeiten ans der PoBition 
Maurerarbeiten heraus. 

Die Verteuarung dar Maurerarbeiten In der Stadt ZQrich« 



Arbeitegattnngen 


Umfang 

der 
Arbeit 


Kosten pro 
Einheit in Fr. 


Gesamtkosten 
in Fr. 


Kooten- 

zu- 
nähme 

191 14m 

ino^ 


1911 


1920 


1911 


1920 


1 


8 


8 


4 


8 





Fondamentsohlen in SchUcken- 
zementbeton 

Aeussere Kellermauem in Schlak- 
kenzementbeton 

Innere Kellermauem in Backstein 

Aeusaere Kellerumfassnngsmauem 
in Portlandzementbeton . . . 

Backsteinmauerwerk der Fassaden 

B » ff n 

n nun 

Baoksteinscheidew&nde 

n n n • . . • . 

Kaminmauerwerk 

Ausbetonieren des Kellergeb&lks 
Verputz der Fassaden 

n n n 

n n n • . . . . 

Kalkmörtelverputz (Küchen usw.) 
Gipsputz d. Wände (Wohnräume) 
Gipedecken (Wohnräume). . . . 

„ (Küchen) 

Gipsverputz (Treppenuntersicht.) 

KüchenbodenplättU 

„ n , verlegen . . 
Uebrige Maurerarbeiten .... 

Zusammen 


27,8 tba 

52,0 ete 
26,0 cba 

22,8 efca 

144,8 cte 
36,t eba 
40,8 diiB 

107,8 qm 

302,8 4m 
36,0 ebm 

128,0 «■ 

172.0 qm 
64,0 qm 

264,8 qm 

651.1 qm 
716,1 qm 
450,4 qm 
137,8 qm 

784 qm 
91,0 qm 
91,0 qm 


21,00 

24,60 
36,80 

28,80 
37,00 
36,00 
38,80 

6,80 

4,w 
40,80 

4,80 

2,00 
1^ 

1,70 

2,88 
2,58 
2,68 
4,88 

3,00 


56,00 

75,00 
106,00 

110,00 
109,00 
107,00 
107,00 
17,00 

13,80 

120,00 
14,00 

7,80 
6,60 
7,80 
6,70 

4,00 

9^ 
10,10 

19,10 

13,00 

8,00 


583,80 

1274,00 
949,00 

649,00 

6 367,00 

1291,60 

1 674,86 

622,84 

1391,M 

1440,00 

688,80 

344,00 

97,80 

460,18 

814,00 

822,87 

1148,61 

360,88 

199,18 

386,76 

273,00 

6 376,81 


1666,80 

3900,00 
2730,00 

2608,00 

16 783,10 

3948,80 

4376,80 

1 824,10 
4086,10 
4320,00 
1792,00 
1290,00 

297,00 
1986,00 

3711,84 

2 860,40 
4 323,84 
1388,76 
1499,61 
1183,00 

728,00 
14034,66 


167 

206 
188 

286 
196 
206 
178 
193 
193 
200 
204 
276 
206 
341 
366 
248 
276 
296 
663 
206 
167 
161 


— 


— 


— 


26 984,66 


80126^ 


208 



^) Eben hierauf wird sich wahrscheinlich die Tatsache zurückführen lassen, dass 
die vor kurzem in der Öffentlichkeit bekann^gebenen Kubikmeterpreise in verschie- 
denen Schweizer Städten so stark differieren. Daneben wird vielleicht auch der Umstand 
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Di« Kosten mahrorar von dar Stadt ZDrldi «ntellteii Hiuter, 



Baugruppe 


Erstel- 

lungs- 

Jahr 


Raum- 
inhalt 


Kosten 

des 
Grund- 
erwerbs 

■ 


Kosten der ge- 
samten Bau- u. 
Umgebungs- 
an>eiten 


Gesamte 
Anlagekosten 


Kosten 

pro 

cbm 

nach 

Norm. 

S. I. A. 


Total 


pro 
com 


Total 


pro 
cbm 


1 


s 


s 


4 


s 


e 


7 


8 


Biedtli 

L Bauperiode ^) 

n. „ 1) 
m. „ ») 

IV. „ •) 

V. „ «) 

Nordstrasse 

I. Bauperiode *) 

n. „ *) 

Zurlinden . . . *) 
Rehhtigel . . . ') 
Wibichstrasse . *) 
Siblfeldstrasse . «) 


1911/12 
1912/13 
1914/15 
1917/18 
1918/19 

1918 
1919/20 
1918/19 
1918/19 
1919/20 
1919/20 


cbm 

43838 
18 822 
25 000 
32179 
13 041 

29215 
5 537 

63 000 

42835 
1400 

22 350 


Fr. 

263052 

88 991 

138 987 

148 503 

73 643 

101500 
30000 

182438 

136 470 
16400 

125 000 


Fr. 

1 557 197 

625 980 

865475 

1904941 

1 176 583 

2083 500 
495000 

4582562 

3 375 230 
133 600 

1985000 


Fr. 

35^ 
33^ 
34,< 
59^ 
90^ 

89^ 
72,7 
78,8 

91,5 

88,8 


Fr. 

1820249 
714971 
1004462 
2053 444 
1250226 

2185000 
525000 

4 765 000 

3 511700 
150000 

2110000 


Fr. 

41,8 

38,0 
40,8 
63,8 
95,8 

74,8 
94,8 
75,8 
82,0 
102,7 


Fr. 
33,8 

31,8 

33,1 

574 
86,4 

65,8 
83,8 
67,8 
68,8 
85,8 
85,8 



Mal die gesamten Anlagekosten (einschliesslich der Kosten der Um- 
gebungsarbeiten und des Grunderwerbes) der Berechnung zugrunde- 
gelegt, und schliesslich werden diesen Werten auch die nach den Nor- 
malien des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins (S.I.A.) 
berechneten Kubikmeterpreise gegenübergestellt, bei deren Berechnung 
bekanntlich nur die „reinen Baukosten" berücksichtigt werden *). Die 
Frage, welche Berechnungsart zweckmässiger ist, hat uns hier nicht 
weiter zu interessieren. Wesentlich ist lediglich, dass vergleichbare 
Werte verglichen werden. Zu diesem Zweck haben wir in der vor- 
stehenden Tabelle nebeneinander (in den Sp. 5, 7 und 8) drei verschiedene 

nicht ohne Bedeutimff sein, dass der Rauminhalt der Häuser nicht immer in der deichen 
Weise ermittelt worden ist. Es braucht wohl nicht hinzugefügt zu werden, dass die 
Kostenversohiedenheit natürlich auch von der Versohied^heit der Bauart der zum 
Vergleich herangezogenen Häuser herrühren kann. 

1) Einschl. Nachträge bis Oktober 1920. 

*) Abrechnung. 

*) Stand der Ausgaben Oktober 1920. 

^) Voranschlag. 

*) unter Ausschluss der Kosten des Grunderwerbes, der Umgebungsarbeiten, der 
Kanalisation und anderer Leistungen ausser dem Hause, der beweglichen Möbel und 
Beleuchtungskörper und der Bauzinsen; mitbeaücksichtigt werden das Arohitdcten- 
honorar und die Kosten der Bauleitung. 
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Kubikmeterpreise angeführt, die drei verschiedenen Kostenbegriffen 
entsprechen *), 

Wenn wir die Verteuerung der Baukosten (im weiteren Sinne des 
Wortes) feststellen wollen, so müssen wir die in der Sp. 6 enthaltenen 
Zahlen vergleichen. Hier stellen wir fest, dass die Baukosten der 1918/19 
erbauten (und schon Ende 1917 vergebenen) Biedtli-H&user um 160 — 170 
Prozent höher sind als die der Häuser der zweiten und selbst der dritten» 
im ersten Kriegsjahr erstellten Baugruppe; 1919/20 wären sie noch 
wesentlich höher ausgefallen, was schon dadurch bewiesen wird, dass 
die 1919/20 erbauten Häuser an der Nordstrasse und an der Sihlfeld- 
strasse, die wesentlich bescheidener als die Biedtli-Häuser ausgeführt 
worden sind, trotz ihrer einfacheren Ausführung um 160 — 170% teurer 
sind als die vor dem Krieg erstellten Biedtli-Häuser. Nach einer be- 
sonderen, uns zur Verfügung gestellten Berechnung des Hochbauamtes 
würden die Kosten der Häuser an der Sihlfeldstrasse um rund 200% 
die Friedenskosten übersteigen, wenn ihr Ausbau dem der Riedtli- 
Häuser gleichen würde. So stehen denn diese Zahlen mit den oben 
gebrachten im Einklang, und abschliessend kann festgestellt werden, 
dass bis 1920 die Baukosten in der Schweiz um durchschnitt- 
lich 200% (d. h. auf 300% der Friedenskosten) gestiegen sind ^. 
Weniger stark sind die Gesamtanlagekosten (Sp. 6 — 7) gestiegen, 
weil eben die Grundstückkosten sich kaum verteuert haben. 
Die gesamte Verteuerung des Wohnungsbaues wird man vielleicht auf 
etwa 176% (275% der Friedenskosten) veranschlagen können '). Dieser 
Satz wird natürlich von Fall zu Fall schwanken und namentlich dann 
etwas kleiner ausfallen können, wenn die Kosten des Grundstückes 
einen grösseren Anteil an den gesamten Anlagekosten haben (unter der 
Voraussetzung natürlich, dass sie im gegebenen Falle nicht an sich ge- 
stiegen sind). 

Des Vergleichs halber führen wir an, dass in den ehemals krieg- 
führenden Ländern die Verteuerung des Wohnungsbaues nicht ge- 



^) Die in der Sp. 8 enthaltenen Zahlen sind uns vom St&dtisohen Hoohbanamt zur 
Verftt^nng geetellt und sind von uns nicht weiter nachgeprüft worden. 

*) Es ist gelegentlich der Einwand erhoben worden, dass man die Kosten des 
kommunalen Wohnungsbaues nicht für die Beurteilung der Kosten des Wohnungs- 
baues überhaupt heranziehen dürfe, da die Gemeinden stets teurer bauen als die Pri- 
vaten. Dieser Einwand ist aber nicht stichhaltig, solange man die Ergebnisse des kom- 
munalen Wohnungsbaues nicht etwa in ihrer absoluten Höhe zur Ewenntais des tat- 
sftohlichen Kostenstandes benutzt, sondern, wie wir es tun, lediglich in ihrer zeitlichen 
Entwicklung vergleicht. Denn wenn selbst diese Kosten absolut zu hoch sind, so dürfte 
doch das Verhältnis zwischen den gegenwärtigen und den Vorkriegskosten der allgemeinen 
Kostenzunahme ziemlich genau entoprechen. 

») Vgl. S. 69flF. 
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ringere, z. T. noch sehr viel grössere Dimensionen angenommen hat. 
In Deutschland wurde die Ueberteuerung im Juli 1919 von amt- 
licher Seite (,, Richtlinien für Anträge auf Baukostenüberteuerungs* 
zuschüsse'S herausgegeben am 6. Juli 1919 durch den Reichs- und 
Staatskommissar für das Wohnungswesen) auf über 300% angenom- 
men: die Kosten des Kubikmeters umbauten Raumes bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern, die i. J. 1914 14 Mark betrugen, wurden i. J. 1919 
auf 58 Mark angegeben ^). Inzwischen hat die Kostenzunahme weitere 
Fortschritte gemacht, so dass man schon im Dezember 1919 mit weiteren 
100 — ^200% rechnen musste. Für München wird z. B. angegeben, dass 
der Kubikmeter umbauten Raumes, der sich vor dem Krieg auf etwa 
20 Mark stellte, im November-Dezember 1918 bereits auf 45 — 48 Mark 
und nach weiteren neun Monaten, also im Herbst 1919, auf 120 — 130 
Mark zu stehen kam, was einer Baukostenzunahme um 500 — 550% 
entspricht. Von berufener Seite wird die Verteuerung der Baukosten 
im Dezember 1919 auf 500 — 700% gegenüber den Friedenskosten an- 
g^eben, und es wird dabei die Vermutung ausgesprochen, dass sie in 
den folgenden Monaten auf 900 — 1100% steigen wird *). Damit über- 
einstimmend wird in der offiziellen Begründung des weiter unten be- 
handelten Reichsratsentwurfs eines Gesetzes über die Erhebung einer 
Abgabe zum Baukostenausgleich die Verteuerung der Baukosten eben- 
falls auf den zehnfachen Betrag der Friedenskosten angegeben '). 

Wesentlich geringer ist die Verteuerung der Baukosten in Eng- 
land. Nach amtlichen Angaben ^) schwanken die Kostenvoranschläge 
normaler Steinhäuser, die vor dem Krieg auf £ 250 — 350 zu stehen 
kamen, zwischen £ 500 und £ 1150; ein vom Board of Agriculture ge- 
nehmigter Bautypus stellte sich auf £ 650. Aehnliche Zahlen finden sich 
auch in der Presse: ein Kleinhaus, das 1914 etwa £ 250 erforderte, würde 
1919 £ 550 kosten^). Seither soll die Teuerung weitere Fortschritte 
gemacht haben, so dass im Sommer 1920 ein normales Arbeiter-Kleinhaus 
kaum unter £ 750 — 800 erstellt werden könnte. Es ist indessen zu be- 
achten, dass die in England gegenwärtig gebauten Häuser vielfach 
höheren Ansprüchen genügen sollen, so dass man bei gleichen Leistungen 
eine Baukostenverteuerung um vielleicht 150% festzustellen hätte. 

1) Vgl. S. 49. 

") Vgl. u. a. Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, S. 524-^25 und 563, 
und Eberstadt, Handbuch des Wohnungswesens, 4. Aufl., Jena 1920, S. 681. 

>) Nationalversammlung 1920, Drucksache Nr. 2756, S. 27. 

^) National Housing and Town Planning Coimcil, Inter-Allied Housing and Town 
Planning Gongress, Memorandum on Difficiüties in Carrying the Housing Sohemes of 
Local Authorities into Effect, London 1920, p. 6 — ^7. 

») Vgl. Eberstadt, a. a. O., S. 707. 



— 34 — 

I 

Welchen Einfluss kann nun diese Verteuerung des Wohnungs- 
baues auf die Wohnungsproduktion ausüben? Wenngleich die 
Produktionskosten im allgemeinen den Preis nicht direkt bestimmen 
(der Preis entsteht auf dem Markte und nicht auf dem Bauplatz, in der 
Werkstätte oder im Kalkulationsbureau!), so geben sie doch in der 
B^el jene untere Grenze an, unter die der Marktpreis normalerweise 
auf die Dauer nicht fallen soll. Der Einwand, der gegen die Richtigkeit 
dieser bekannten These der klassischen Theorie erhoben wird, und der 
sich darauf stützt, dass viele Betriebe und ganze Wirtschaftszweige jahr- 
aus jahrein ihre Produkte unter Selbstkosten abgeben müssen, besteht 
zweifellos zu Recht. Die Erklärung liegt bekanntlich darin, dass das 
Kapital nicht so leicht den begünstigten Produktionszweigen zufUessen 
und von den gefährdeten abf liessen kann, wie dies die Klassiker in ihrer 
Beweisführung annahmen, und dass zur Leitung eines Unternehmens 
nicht nur E^pital, sondern auch Kenntnisse, Erfahrung u. a. m. gehören. 
Doch wenn man auch die Theorie der direkten Bestimmung der Preise 
durch die Kosten ablehnen muss, so wird man doch den kausalen Zu- 
sammenhang zwischen Preis und Kosten nicht aus den Augen verlieren 
und namentlich nicht übersehen dürfen, dass der Unternehmer, der 
an eine neue Produktion, an eine Neugründung, z. B. an den Bau 
eines neuen Miethauses, herantritt, in erster Linie von der Höhe der 
Produktionskosten ausgeht, d. h. von der Ueberlegung, ob der zu- 
künftige Marktpreis ihm die Deckung seiner Kosten sichert. Im Vorder- 
grund seiner Ueberlegungen wird also neben der mehr oder weniger 
unbekannten, auf spekulativen Erwägungen basierenden Grösse der 
zukünftigen Preise die bekannte Grösse der Produktionskosten stehen. 
So wird denn jeder, der heute den Bau eines Miethauses erwägt, zu- 
nächst damit zu rechnen haben, dass die Baukosten auf das Dreifache 
im Vergleich zu den Vorkriegskosten gestiegen sind. 

Allein entscheidend werden für den Unternehmer bei diesen Er- 
wägungen nicht die Baukosten, sondern die durch die Baukosten be- 
stimmten jährlichen Aufwendungen sein. Diese jährlichen Auf- 
wendungen, die man auch als die Produktionskosten einer Wohnung 
bezeichnen kann, sind aber nicht auf den dreifachen Betrag der Vor- 
kriegskosten, sondern eben noch wesentlich stärker gestiegen, 
und zwar einmal wegen der Verteuerung des Geldes, wegen der 
Zunahme des „landesüblichen^* Kapitalzinsfusses überhaupt und des 
Hypothekarzinsfusses, der uns hier vor allem interessiert, im besonderen. 
Die Zunahme des Hypothekarzinsfusses für erste Hypotheken kann in 
der Schweiz zwischen 1914 und 1920 durchschnittlich auf 0,5 — 1%, 
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für zweite und weitere Hypotheken auf mindestens 1% (in vielen Fällen 
auch noch viel mehr) angesetzt werden*). Konnte man vor Kriegs- 
ausbruch mit etwa 4,5 — 5% als dem für die gesamte Hypothekarschuld 
eines Hauses durchschnittlichen Zinsfuss rechnen, so wird man heute 
mit mindestens ö,5 — 6% rechnen müssen und das Ende der Erhöhungen 
des Hypothekarzinsfusses auch für früher errichtete Häuser ist noch 
nicht abzusehen. 

Als zweites Element der Produktionskosten einer Wohnung 
kommen die Aufwendungen für Steuern, Versicherung, Abschreibungen, 
Verwaltung, Reparaturen und Instandhaltung hinzu. Namentlich die 
letztgenannten unter diesen Kosten sind infolge der ausserordentlichen 
Verteuerung der Batunaterialien und der Arbeitskraft gewaltig ge> 
stiegen. Konnte diese Kostengruppe früher normalerweise mit etwa 1 % 
des Hauswertes in Rechnung gesetzt werden, so wird man heute mit 
kaum weniger als 1,5% rechnen dürfen*). 

Da schliesslich auch das eigene Kapital des Hausbesitzers sich 
heute — der Lage des Geldmarktes entsprechend — höher verzinsen 
muss, als vor dem Kxiege (wir nehmen auch hier den sehr vorsichtig 
gewählten Satz von etwa 6% an), werden die jährlichen Wohnungs- 
kosten auf mindestens 7 — 7,5% des investierten Kapitals zu ver- 
anschlagen sein. 

Mit diesem Satz stehen die Ergebnisse jenes Gutachtens im Ein- 
klang, das das Mietamt der Stadt Zürich sich im Sommer 1919 von 
Fachmännern erstatten liess und dem zufolge für die Berechnung der 
zulässigen Mietzinse folgende Zinssätze vom Verkehrswert (Boden- plus 
Assekuranzwert) als normal zu betrachten sind: 

bei Ein- und Zweifamilienhäusern in sämtlichen Ejreisen 6,5 % 

bei Drei- und Vierfamilienwohnhäusem mit Wohnungen 

von fünf und mehr Zinmiem 6,75 „ 

bei einfachen Wohnhäusern mit Geschäftslokalen im Par- 
terre und drei bis fünf Wohnungen von zwei bis vier 
Zimmern 7,o „ 

bei ausgesprochenen Miethäusem mit fünf und mehr Woh- 
nungen von ein bis vier Zimmern 7,35 „ 

^) Einiges Material hierüber (allerdings nur bis zum I. Halbjahr 1919) findet man 
im Halbjahresberioht des Statistischen Amtes der Stadt Bern 1. Jahrg. 1918, Nr. 2, Bern 
1919, S. 18. Reicheres Material bringt die von Carl Brüsohweiler, Adjunkt am Sta- 
tistischen Amt der Stadt Zürich, durchgeführte Enquete, deren Ergebnisse in n&ohster 
Zeit in Druck erscheinen werden. 

') Wenn wir im folgenden nicht nur bei den „alten", vor Eintritt der Teuerung 
erbauten, sondern auch bei den gegenwärtig zu erstellenden Hausem mit diesem er- 
höhten Ansatz rechnen, so geschieht dies erstens mit Rücksicht auf den etwas höheren 
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Hierbei müssen noch die seither eingetretenen Steigeningen des 
Hj^thekarzinsfusses selbst bei ersten Hypotheken in Betracht gezogen 
werden, so dass der von uns für die Gegenwart angenommene Durch- 
schnittsatz für Mehrfamilienhäuser von 7,s% als durchaus vorsichtiges 
Minimum zu betrachten ist ^). Berücksichtigt man diese Erhöhung des 
Zinsfusses und der übrigen Kostenelemente, so erkennt man, dass wenn 
die Baukosten um 200% gestiegen sind, die jährlichen Wohnungskosten 
in einem jetzt erstellten Haus nicht um ebenfalls 200%, sondern um 
etwa 250% zugenommen haben (vgl. hierzu die Tabellen auf S. 70 u. 72). 
Eine Durchschnittswohnung von 3 Zimmern (mit Mansarde), die in 
Zürich vor dem Krieg (bei einem Anlagewert von etwa 10000 Franken) 
etwa 600 Fr. an jährlichen Kosten erforderte, würde heute (bei einem 
Anlagewert von fast 29000 Fr.) auf über 2100 Fr. zu stehen kommen. 

Mit einer solchen Verteuerung der jährlichen Kosten um etwa 260% 
muss der im Jahre 1920 den Bau eines Miethauses erwägende Unter- 
nehmer rechnen. Er wird sich fragen, ob selbst bei der herrschenden 
Wohnungsnot, bei der ja jede Wohnung schlankweg ihren Abnehmer 
findet, die zu einem diesen Kosten entsprechenden Preis offerierte 
Wohnung einen Liebhaber fmden würde. Zumal die auf dem Markte 
gegenwärtig üblichen Mietpreise weit hinter dem von uns 
berechneten Kostenmindestsatz zurückbleiben: eine Drei- 
zimmerwohnung, die in Zürich vor dem Ej'ieg etwa 600 Fr. kostete *). 
steUte sich 1919 auf kaum mehr als 860 Fr., während sie in einem neu- 
errichteten Hause (bei gleichen Anforderungen), wie wir soeben gezeigt 
haben, auf über 2100 Fr. zu stehen käme. Etwas geringer (relativ) 
dürfte dieser Abstand bei grösseren Wohnungen sein: so dürfte z. B. 
eine Vierzimmerwohnung (mit Mansarde), die vor Kriegsausbruch etwa 
900 Fr. kostete und heute in einem neuerrichteten Hause auf min- 
destens 2700 — 3000 Fr. zu stehen käme, im Jahre 1919 in Zürich in den 
in den vorausgegangenen Jahren erstellten Häusern einen durchschnitt- 



Reparaturkostenbetrag, den das an sich schlechtere Baumaterial erforderlich macht, 
mid zweitens mit Rüdosicht auf die gegenwärtig angezeigte höhere Amortisationsquote. 

^) Unsere Ansätze stimmen im wesentUohen auch mit jenen ttberein, die die schon 
während des Druckes der vorliegenden Untersuchung erschienene Zürcher Verordnung 
vom 11. November 1920 betreffend Bekämpfung der Miet- und Wohnungsnot enthält 
(der Bundesratsbeschluss vom 9. April 1920 betreffend Bekäm^ung der Miet- und 
Wohnungsnot enthält keine zahlenmässigen Ansätze für die Bemessung des Zins- 
fusses bei der behördlichen Festsetzung von Mietpreisen; die Aufstellung solcher 
Normen ist den Kantonen überlassen). 

') Vgl. hierzu die Fussnote auf S. 70. Wir geben hier aus naheliegenden Gründen 
nicht die in der Tabelle auf S. 12 enthaltenen,» Mar^preise", sondern die (z. T. geschätzten) 
Durchschnittspreise aller Wohnungen der entsprechenden Wohnungsgrösse und -kate- 
gorie an. 
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liehen Mietpreis von etwa 1360 Fr. gehabt haben. Die Differenz beträgt 
also etwa 120 — 160% des Mietpreises von 1919, je nach der Orösse 
der Wohnungen, ihrer Bauart und sonstigen Momenten. 

Und gerade diese Ueberlegung, ob die zu einem so stark über- 
setzten Preis angebotenen Wohnungen noch einen Abnehmer werden 
finden können, und einige damit im Zusammenhang stehenden Tat- 
sachen und Erwägungen werden den Privatunternehmer vom Wohnhaus- 
bau zurückschrecken. 

Vor allem ist hierbei jener Institution — des Mieterschutzes — 
zu gedenken, die es ermöglicht hat, dass die Mietpreise nicht so stark 
gestiegen sind, wie sie zweifellos gestiegen wären, wenn sie nicht be- 
standen hätte. Der Bundesratsbeschluss vom 18. Juni 1917 betreffend 
Schutz von Mietern gegen Mietzinserhöhungen und Kündigungen, der 
Bundesratsbeschluss vom 6. August 1918 betreffend Mieterschutz und 
der jetzt geltende Bundesratsbeschluss vom 9. April 1920 betreffend 
Bekämpfung der Miet- und Wohnungsnot haben der Mietpreissteigerung 
eine gewisse Grenze gezogen (in der gleichen Richtung wirkten auch 
die Beschlüsse und Verordnungen des Bundesrates und der kantonalen 
Regierungen betreffend die Beschränkung der Freizügigkeit, die In- 
anspruchnahme unbenutzter Wohnungen, die Umwandlung von Woh- 
nungen in Geschäftsräume u. a., wie auch die Zurverfügungstellung von 
Notwohnungen für Obdachlose). Selbst wenn man die Wirkungen des 
Mieterschutzes, namentlich im Rahmen des Bundesratsbeschlusses vom 
5. August 1918, nicht überschätzt, so wird man doch zugeben müssen, 
dass wenn diese Verordnungen seinerzeit nicht erlassen worden 
wären, die Preise auf dem Wohnungsmarkte, bei Aufrechterhaltung 
der „freien'^ Wirtschaft, noch wesentlich höher gestiegen wären. 
Wären die Mieter so dringend an ihren derzeitigen Aufenthaltsort ge- 
bunden, dass sie jeden Preis zu zahlen gewillt wären, um nur eine 
Wohnung in Zürich (oder Bern, Basel usw.) zu erhalten oder zu behalten, 
so wäre der Mietpreis bei freiem Wettbewerb auf das Niveau gestiegen, 
das den heutigen Produktionskosten entspricht (ja bis zu dem Augen- 
blick, da alle Wohnungsuchenden befriedigt werden könnten, noch 
etwas höher). In Wirklichkeit wäre vermutlich diese Zunahme zu- 
nächst nicht so gross, da ja die soeben gemachte Voraussetzung kaum 
richtig ist : bei einer so starken Zunahme der Mietpreise würde ein Teil 
der Zürcher (Bemer, Basler usw.) Bevölkerung abwandern, wodurch 
die Aufwärtsbewegung der Mietpreise aufgehalten worden wäre. Jeden- 
falls stünde aber der Mietpreis im Jahre 1919 nicht um etwa 40 — 60%, 
sondern sicherlich um 100 — 160% oder noch höher über den Vorkriegs- 
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preisen. Bliebe dann die Preislage auf dem Baumaterialienmarkte und 
die Höhe der Arbeitslöhne unverändert, so müssten die Mietpreise — 
da zunächst keine neuen Häuser gebaut worden wären — weiter steigen 
und schliesslich jenes Niveau erreichen, das den Produktionskosten ent- 
sprechen würde. Es sei denn, dass die Bevölkerung für alle Zeiten ihre 
jetzige Grösse (eigentUch die von 1917 — 1918) nicht überschreiten sollte 
(und dass die früher erbauten Häuser niemals verfallen sollten!). Denn 
neue Häuser würde man — in einer freien Wirtschaft — erst dann zu 
bauen beginnen, wenn die Mietpreise so hoch gestiegen wären, dass 
eine Bentabilitätsmöglichkeit für die neuen Häuser entstehen könnte. 

Die Verordnungen über den Mieterschutz haben diese Aufwärts- 
bewegung wirksam aufgehalten; insbesondere vom Bundesratsbeschluss 
vom 9. April 1920 können gute Wirkungen erwartet werden, da er den 
Mieterschutz in mancher Hinsicht erweitert. Doch vielfach wird die 
Ansicht geäussert, dass eben diese Verordnungen über den Mieter- 
schutz die Bautätigkeit lahmgelegt haben. Diese Ansicht ist 
nur zum Teil richtig: einmal weil auch andere Momente mit 
im Spiel sind, die wir weiter imten noch zu eruieren versuchen werden, 
zweitens auch deshalb, weil man nur von einer indirekten, 
mittelbarenWirkungdes Mietnotrechts auf die Wohnungsproduktion 
sprechen kann. Eine direkte Wirkung kann hingegen nicht nach- 
gewiesen werden. Denn die durch die Mietämter geschützten oder 
direkt festgesetzten Höchstmietpreise gehen natürlich nicht von irgend- 
welchen Durchschnittspreissätzen (pro Zimmer, je nach der Wohnungs- 
grosse, Lage, Baualter, Komfort usw.) aus, sondern variieren von Haus 
zu Haus und werden ausschliesslich durch den Wert des Hauses unter 
Zugrundelegung eines als angemessen betrachteten Zinsf usses berechnet 
(für Zürich haben wir weiter oben die massgebenden Zinssätze mit- 
geteilt). So müsste also in einem jetzt errichteten Haus ein Mietpreis 
entsprechend den gegenwärtigen Baukosten- und Geldmarktverhält- 
nissen genehmigt werden^). Vom Mieterschutz und Mietamt hat also der 
Vermieter in diesem Falle nichts zu befürchten, so kann denn auch von 
einer direkten Hemmung des Wohnhausbaues durch die Mieterschutz- 
massnahmen nicht gesprochen werden. 

Wenn nun trotzdem so gut wie gar keine Wohnhäuser für Miet- 
zwecke von Privaten errichtet werden, so ist eben, wie gesagt, diese 

^) Ausdrttoklioh schreibt die Zürcher Verordnung vom 11. November 1920 (§§ 0—10) 
vor: die MietzinBe sind so zu bemessen, dass sie dem Eigentümer eine angemessene 
Verzinsung des in der Liegenschaft angelegten Kapitals sichern; das Kautal ist in der 
Regel zu berechnen nach dem Anlagewert; als Anlagewert gilt bei r!feubauten der 
Erstellungswert 
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Tatsache u. a. auch auf eine indirekte Wirkung des Mieter- 
schutzes zurückzuführen. Welcher Art dürfte diese mittelbare Wir- 
kung sein ? Einmal das von uns schon erwähnte Moment: die Gefahr, 
dass selbst bei der Schärfe der herrschenden Wohtiungsnot eine zu 
diesem Preis angebotene Wohnimg keinen Mieter findet, ist doch 
dieser, den gegenwärtigen Produktionsbedingungen entsprechende Preis 
(in Zürich) um etwa 120 — 150% höher, als der in den alten Häusern 
für höchstzulässig erklärte Preis. Und findet die Wohnung trotzdem 
einen Abnehmer, so muss der Vermieter damit rechnen, dass der Mieter 
mit allen Mitteln darnach streben wird, diese Wohnung so bald als 
möglich aufzugeben und in eine billigere in einem älteren Haus um- 
zuziehen. Dieses Moment — die grosse Preisdifferenz zwischen 
„neuen" und „alten" Wohnungen — , das sicher eine grosse Bolle 
spielt, ist eine Folgewirkung des Mietnotrechts. 

An zweiter Stelle möchten wir ein Moment anführen, das sicher- 
lich auch von einer grossen Bedeutung ist: d. i. die so ziemlich allgemein 
herrschende üeberzeugung, dass die Teuerung der Gegenwart eine 
vorübergehende Erscheinung ist und dass sie sich in kurzer Zeit 
wird abbauen lassen. Wenn hierbei auch nicht an das Niveau der Vor- 
kriegszeit gedacht wird — diesen Glauben dürften nun allmählich auch 
die grössten Optimisten aufgegeben haben — , so immerhin an einen 
Stand, der tief unter dem gegenwärtigen steht. So würde man dann 
auch billiger bauen und also auch geringere Mietpreise akzeptieren 
können. Folglich würden jene, die heute Wohnhäuser bauen, einen 
nicht wieder einzubringenden Verlust zu tragen haben. (Eine Ver- 
sicherung gegen einen solchen Verlust könnte ein entsprechender Auf- 
schlag auf den durch die Produktionskosten bestimmten Mietpreis 
bieten, doch ist es fraglich, ob dies, wie die Dinge liegen, möglich wäre, 
im übrigen würden ja die Mietämter einen solchen Zuschlag nicht za- 
lassen.) 

Mit dem Gesagten dürften wohl die zwei wichtigsten, durchaus 
aber nicht alle in Betracht kommenden Ursachen des Widerwillens der 
privaten Unternehmer genannt sein. Denn von einer gewissen Be- 
deutung ist sicherlich auch der umstand — ebenfalls eine Folgewirkung 
des Mietnotrechts — , dass der Hausbesitzer nicht mehr in dem Masse 
wie früher „Herr im Hause'^ ist. Auch bei berechtigten Mietzins- 
erhöhimgen muss er in vielen Fällen vor dem Mietamt erscheinen, er 
kann sogar für sich selbst und für seine Verwandten und Freunde in 
seinem eigenen Haus eine Wohnung nicht freimachen, er kann nicht 
ihm aus irgendwelchen Gründen unsympathische Mieter aus seinem 
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Hause entfernen. So lächerlich mancher dieser Grunde auch klingen 
mag, so unwichtig diese Momente im Vergleich zu der herrschenden 
Not sind, — eine gewisse Bolle werden auch sie spielen. 

Ferner sei in diesem Zusammenhang noch einmal ein von uns hier 
schon gestreiftes Moment kräftig unterstrichen: der Umstand, dass 
der „landesübliche^^ Zinsfuss überall gestiegen ist. Industrie- 
papiere und Staatsschuldverschreibungen bieten heute eine Rendite, 
die den früheren Zinsertrag gleich guter Effekten mindestens um 1 — 2 
und bis zu 3% (und mehr) übersteigt: schweizerische Gremeinden (z. B. 
Zürich) verzinsen schon seit geraumer Zeit ihre Obligationen (Kassa- 
scheine) mit 7% und ebenso auch manche durchaus solide industrielle 
Unternehmungen, die heute an den Geldmarkt heranzutreten genötigt 
sind. Und auch die Gewinne, die im Handel und in der Industrie er- 
zielt worden sind und z. T. auch heute noch erzielt werden, sind sicher- 
lich höher, als vor dem Krieg (von den einzelnen notleidenden Wirt- 
schaftszweigen kann hier abgesehen werden, da wir ja hier nur die 
Erwägung von Neuinvestitionen ins Auge fassen). Wie gross diese 
Zunahme ist, lässt sich statistisch kaum nachweisen. Festgehalten muss 
aber werden, dass der Anreiz, sein in einem Neubau investiertes Ka- 
pital mit etwa 6,6 — 7% zu verzinsen, heute wesentlich geringer 
ist, als vor dem Krieg, und wenn selbst der Gewinn damals nur 5% 
betrug. Der Abstand eben ist grösser geworden. 

An vierter Stelle wollen wir noch ein Moment erwähnen, das viel- 
leicht auch nicht ganz bedeutungslos ist: d. i. die Furcht vor der 
Zukunft, die ja nach den Erschütterungen in und nach dem Kriege 
nicht ganz unverständlich ist. So wird man sich — vielleicht mit wenig 
Grund — fragen, ob nicht eine Abwanderung der Fremden und auch 
eines Teiles der eigenen, durch den Aufschwung der Industrie in die 
Stadt gelockten Bevölkerung eventuell eintreten könnte, die die Woh- 
nungsnot von selbst beheben und die mit hohen Kosten errichteten 
Neubauten zum Leerstand verdammen würde. 

Und schliesslich wird wohl auch die blosse Existenz des ganzen 
Mietnotrechts als solchen gewisse, sagen wir, ängstlich-pessimistische 
Gemüter vom Wohnhausbau abschrecken. In der Tat: wohl auf keinem 
Gebiet lässt sich ein ähnlich starker Eingriff in die Vertragsfreiheit, die 
Grundlage der privatwirtschaftlichen Organisation, nachweisen. Und 
dem Aerger über die Einzelheiten gesellt sich noch die oft geäusserte 
Furcht, dass dieses ganze Notrecht und all die Vorschläge, von denen 
man in der Oeffentlichkeit spricht, nur einen ersten Schritt auf dem 
Wege zur Sozialisierung des Wohnungswesens bedeuten. Einem 
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solchermassen gefährdeten Wirtschaftszweige wird man doch nicht mit 
besonderer Begeisterung sein Geld zuführen. 

Das sind wohl die wesentlichsten Momente, die das Privatkapital 
vom Miethausbau abhalten^). Den meisten dieser Gründe begegnet 
man auch in den Aeusserungen der Hausbesitzer und ihrer Vertreter 
in der Presse '). Wir haben uns bei der Darlegung dieser Gründe etwas 
länger aufgehalten, weil, um eine Krankheit zu heilen, um aus einer 
Notlage einen Ausweg zu finden, man vor allem ihre Symptome und 
Entstehungsgründe genau kennen muss. Nur durch ihre Behebung 
wird man die Notlage selbst aus der Welt schaffen können. 



^) Wir fassen im Vorstehenden lediglich die in der Schweiz entstandene Lage ins 
Auge. Im Ausland, namentlich in den besiegten Ländern, wird neben den von uns 
aufgezählten Momenten auch der Mangel an Baumaterialien ausschlaggebend ins 
Gewicht fallen. In der Schweiz dürfte dieses Moment keine grössere Bolle spielen. Eher 
der Mangel an Bauarbeitern gewisser Kategorien. Doch könnte auch darin kaum 
ein ernsthaftes Hindernis der Bautätigkeit und ihrer Wiederaufnahme erblickt werden. 

*) Ueber die Wünsc{xe und Forderungen der Hausbesitzer informieren 
am besten die Aufsatze in ihrem offiziellen Organ, dem „Schweizerischen Haus- und 
6mndeigentümer*\ Von Au&ätzen in der allgemeinen Presse nennen wir den in der 
N. Z. Z., 1920, Nr. 420 und 425, der vom Verband der Haus- imd Grundeigentümer der 
Stadt Zürich gezeichnet ist. Der Verfasser erblickt „das einzige Mittel zur Bekämpfung 
der gegenwärtigen Wohnungsnot in einer möglichst weitgehenden Förderung der pri- 
vaten Bauinitiative: a) Durch Beseitigung aller im Hinblick auf den Mieterschutz und 
zur vermeintlichen Bekämpfung der Wohnungsnot geschaffenen Gesetze, Verordnungen 
und Bestimmungen, mit AusncSmie der Schutzerlasse gegen ungerechtfertigte Mietzins- 
steigerungen und der zu diesem Zwecke erfolgten Kündigungen; b) Durch möglichst 
weitgehende Belehnung mit nachstelligen, niec&ig verzinslichen Hypotheken von selten 
des Bimdes, Kanton, Gemeinde, öffentlichen Verwaltungen und Kreditinstituten". 
Dies, insbesondere das unter a) Giesagte, scheint auf den ersten Blick mit den von uns 
beim privaten Hausbesitz vermuteten, oben ausgeführten Erwägungen nicht im Ein- 
klang zu stehen, doch hängt dies lediglich damit zusammen, dass der Begriff der „un- 
gerechtfertigten Mietzinssteigerung" — auf den wir übrigens noch zu sprechen kommen 
werden — eine verschiedene Auslegung zulässt. In welcher Weise ihn der Verfasser 
des angezogenen Aufsatzes auffasst, geht daraus hervor, dass er an einer anderen Stelle 
des gleichen Aufsatzes sagt, dass „die private Bautätigkeit mit dem Momente wieder 
einsetzen wird, in welchem das investierte Kapital eine angemessene Verzinsung findet 
und ihr vom Staat keine Hindemisse in Form einschränkender Bestimmungen mehr in 
den Weff gelegt werden", und weiter: damit der private Wohnungsbau seiner Aufgabe, 
der Wohnungsnot endlich abzuhelfen, nachkommen könne, „muss er aller Fesseln, 
die das Privateigentum beschränken, vollständig (von mir gesperrt) entledigt werden". 
Hier werden also keine Einschränkungen mehr in Bezug auf beizubehaltende Elemente 
des Mietnotrechts gemacht, so muss man offenbar unter „ungerechtfertigten Mietzins- 
steigerungen" solche verstehen, die über die Grenze der gegenwärtigen Produktions- 
kosten hinausgehen. Dass das einer vollständigen Abschaffung des Mieterschutzes gleich- 
konunt, braucht wohl nicht weiter bewiesen zu werden, im übrigen wäre ein solcher 
Mieterschutz auch gar nicht erforderlich — es sei denn für eine kurze Uebergangszeit — 
da ja die einsetzende Wohnungsproduktion solche „ungerechtfertigte Mietzinssteige- 
rangen" von selbst unmöglich machen würde. 



Zweites Kapitel. 

Die Massnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
Die Subventionierung des Wohnungsbaues. 

Nachdem wir im vorstehenden die Entstehung und die Ursachen 
der gegenwärtigen Wohnungsnot behandelt haben, gehen wir nunmehr 
zur Untersuchung der Mittel über, die sich zur Bekämpfung dieser Not 
eignen. Sie ergeben sich aus dem Gesagten von selbst: denn ist, wie wir 
gezeigt haben, die Wohnungsnot durch den Stillstand der Bautätigkeit 
entstanden, so ist das Mittel zu ihrer Behebung die Wiederaufnahme 
der Bautätigkeit, und will oder kann das Privatkapital dies aus 
eigener Initiative nicht tun, so muss eben der Staat jene Hemm- 
nisse aus dem Wege schaffen oder auf irgendeine andere Weise inter- 
venieren, um jene Henminisse mit Erfolg zu neutralisieren. Da wir 
die Hindemisse, die der Bautätigkeit im Wege stehen, bereits dar- 
gelegt haben, können wir uns im folgenden kurz fassen, um so mehr als 
der einzuschlagende Weg sich von selbst ergibt. 

Bevor wir aber zu der Erörterung der positiven, aufbauenden Mass- 
nahmen übergehen, haben wir noch kurz auf jene repressiven Mittel 
hinzuweisen, die z. T. ergriffen worden sind, z. T. in Vorschlag gebracht 
werden. Zu den ersteren gehören jene, auch in der Schweiz in der Stunde 
der Not ergriffenen Massnahmen, die die Freizügigkeit beschränken 
(Bundesratsbeschluss vom 29. Oktober 1918), die die Kantonsregie- 
rungen ermächtigen, unbenutzte Wohnungen und Bäume zur Unter- 
bringung Obdachloser zuhanden der Gemeinde in Anspruch zu nehmen 
(Bundesratsbeschluss vom 8. November 1918) und die die Umwandlung 
von Wohnräumen in Oeschäftslokale untersagen (Beschlüsse des 
Begierungsrates des Kantons Zürich vom 22. August 1918, 15. März 
1919 und 10, Januar 1920). Während die zwei letztgenannten Mass- 
nahmen, schon ihrem Wesen entsprechend, keine grössere Abhilfe 
bringen konnten, hat die Beschränkung der Freizügigkeit (auch 
auf Inländer z. T. rigoros angewandt) das Schlimmste zu verhüten 
geholfen; wir haben darauf bei der Besprechung der Wanderungen in 
der Stadt Zürich bereits hingewiesen. Doch darüber darf man sich frei- 
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lieh nicht t&uschen, dass diese Massnahme, sowohl rein kulturell, als 
auch wirtschaftlich eine schwere Schädigung bedeutet; auf die 
Dauer und namentlich in normaleren Zeiten wird man sie kaum 
aufrechterhalten können. 

Eine noch weit schärfere, ebenfalls repressive Massnahme wäre 
die in der Schweiz hauptsächlich von sozialdemokratischer Seite postu- 
lierte Rationierung der Wohnräume (Zwangseinquartierung). In 
der Schweiz wird dieser Vorschlag oft unter Hinweis auf die im Ausland 
nach dieser Richtung hin gemachten Schritte vertreten. Dazu ist ein- 
mal zu bemerken, dass der B^riff der Zwangseinquartierung dehnbar 
ist und dass manche ausländische Verordnung nicht über den Rahmen 
des soeben erwähnten Bundesratsbeschlusses vom 8. November 1918 
(Inanspruchnahme unbenutzter Wohnungen) hinausgeht. Zweitens aber 
darf nicht übersehen werden, dass im kriegführenden Auslande die 
Verhältnisse, insbesondere nach der Demobilisierung, noch wesentlich 
anders lagen als in der Schweiz : da strömten Millionen aus dem Felde 
zurück und mussten häufig feststellen, dass ihre Arbeitsstelle und ihre 
Wohnung inzwischen von anderen besetzt worden waren, die sich be- 
greiflicherweise weigerten, den Platz sofort zu räumen; dazu kam in 
Deutschland die Flut der Flüchtlinge aus den abgetretenen, okkupierten 
und gefährdeten Gebieten wie auch der aus den von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Gebieten zurückströmenden Massen. Da man in vielen Fällen 
die Freizügigkeit nicht aufheben konnte oder es nicht tun wollte, musste 
man eben zur Zwangseinquartierung schreiten, die indessen auch in 
Deutschland weder allgemein noch gfystematisch durchgeführt wird. 
In Frankreich und Belgien wären solche Massnahmen ebenfalls eher 
gerechtfertigt, und zwar durch die Zerstörungen und ihre Folgen (Massen- 
abwanderungen aus den zerstörten Gebieten, Verlegung von Industrien 
usw.). Bei der Beurteilung der Zweckmässigkeit einer solchen Mass- 
nahme in der Schweiz darf man sich somit nicht ohne weiteres von den 
ausländischen Experimenten leiten lassen. 

Hingegen ist folgendes zu beachten. Einmal, dass eine Ra- 
tionierung der Wohnräume nicht den materiellen Erfolg bringen 
kann, den man sich von ihr in weiten Kreisen verspricht. Allerdings ist 
es gegenwärtig unmöglich, den genauen statistischen Beweis hiefür zu 
erbringen, da das erforderliche Zahlenmaterial über die Haushaltungs- 
und Wohnungsgrösse nur für das Jahr 1910 vorliegt und, wie die Dinge 
liegen, namentlich infolge der seither stattgefundenen wirtschaftlichen- 
Verschiebungen, für die Beurteilung der gegenwärtigen Verhältnisse 
nicht mehr verwertet werden kann (neues Material wird erst die Volks- 
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und Wohnongszählimg vom 1. Dezember 1920 liefern). WoUte man 
trotzdem zur Beurteilung des eventuellen Erfolges einer Wohnungs- 
rationierung die 1910er Ergebnisse, unter gewissen Abstrichen, be- 
nutzen und zu diesem Zweck — etwa unter Zugrundel^ung der Norm, 
dass jede Haushaltung höchstens auf eine Zimmerzahl Anspruch erheben 
darf, die der Zahl der Haushaltungsmitglieder plus zwei entspricht ^) 
— die 2!ahl der für Rationierungszwecke zur Verfügung stehen- 
den Wohnräume berechnen, so dürfte man natürlich nicht lediglich auf 
die Zahl der bei einer solchen Berechnung als „überz&hlig" festgestellten 
Wohnräume sehen. Handelt es sich doch bei der g^enwartigen Woh- 
nungsnot nicht so sehr umdenMangelan einzelnen Wohnräumen, 
als vielmehr um den Mangel an Wohnungen, die der Unterbringung 
von Familien dienen könnten. So fielen denn alle jene Wohnräume 
fort, die einzeln zur Verfügung ständen (z. B. das fünfte Zimmer 
einer Fünfzimmerwohnung, das sechste Zimmer einer Sechszimmer- 
wohnung usw.), und damit fiele auch der alleigrösste Teil der Wohnungen 
mit „überzähligen" Wohnräumen fort *). Aber auch beim Best dürften 
nur jene Wohnungen in Betracht gezogen werden, in denen Küche, 
Abort usw. für den abgetrennten Wohnungsteil eingebaut werden 
könnten, da eben eine Wohnung nicht nur aus Wohnräumen besteht. 
Wie gross die Zahl der gegenwärtig auf diese Weise verfügbar zu machen- 
den Wohnungen wäre, lässt sich, wie gesagt, nicht berechnen. Jeden- 
falls aber wäre diese Zahl, insbesondere im Vergleich zum tatsächlichen 
Bedarf, so gering — im Nationalrat schätzte ein Redner die Zahl solcher 
Wohnungen in Bern auf höchstens 100 — ^ dass das positive Er- 
gebnis der ganzen Mühewaltung (Wohnungszählung, Zwangs- 



^) Die Norm »^Zahl der Familienmitglieder plus zwei^* vertrat u. a. H. H. in der 
N. Z. 2L, 1919, Nr. 613, der auf Grund bisher unTeroCfenÜicht gebliebener Berech- 
nungen des Statistischen Amtes der Stadt Zürich den 1910 zur VerfOgung gestandenen 
„ÜbetBchuss'' festcusteUen versuchte (wobei er u. E. elMm infolge der Nichtberfiokaichtigung 
der von uns erwähnten Momente zu viel zu hohen Ergebnissen gelangte). Zu eiwlgen 
ist übrigens, dass die Vertreter mancher Berufe (Ärzte, Anw&lte, Gelehrte und einige 
andere) auf mindestens einen Baum mehr (als „Werkst&tte") Anspruch haben dürften, 
als die übrigen, so dass — namentlich auch bei Kinderlosen — diese Höchstnorm eher 
als zu gering betrachtet werden könnte. 

') Es ist zu bedenken, dass nach der Zählung von 1910 in der Stadt Zürich von 
42238 Wohnun^n überhaupt nur 3741 (8,f %) melu ab 6 Zimmer hatten (kleinere Woh- 
nungen kamen ja bei einer Kationierung nach der oben angedeuteten Methode normaler- 
weise nur selten in Betracht) und von diesen hatten nur 1904 (4^% aller Wohnungen) 
mehr als 6 Zimmer. Auch in Basel entfielen von insgesamt 31164 Wohnungen nur 
2683 (8,t%) auf Wohnungen mit mehr als 5 Wohnräumen und nur 1881 (6,t%) auf 
Wohnungen mit mehr als 6 Wohnräumen. Hinzugefügt sei noch, dass in Baisel wal die 
Widmungen mit mehr ab 5 Zimmern 22008 Zimmer, d. s. 22,i% aller gezählten Zimmer 
(99697), und auf die Wohnungen mit mehr ab 6 Zimmern 17196 Zimmer, d. s. 17»s% 
aller Zimmer, entfi^en. 
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einquartierung, kostspielige Umbauten, die schliesslich nur eine Ver- 
minderung des Hauswertes zur Folge haben würden, usw.) kaum 
wert wäre. Um so mehr — und das ist das zweite Argument gegen 
die Rationierung — als die Einbusse an immateriellen Werten 
sicherlich nicht gering wäre, wie denn auch die zu erwartenden Bei- 
bungen zwischen den „alten" und den „neuen" Mietern, selbst beim 
„Einbau" der Notwohnungen in die bestehenden Wohnungen, und die 
sonstigen Unbequemlichkeiten sehr gross wären. Aus allen diesen 
Gründen können wir uns dem Abstimmungsergebnis des Na- 
tionalrats am 20. September 1920 nur anschliessen, der mit grosser 
Majorität das Postulat Nobs betreffend die Einführung der Rationie- 
rung der Wohnräume ablehnte. (Eher wäre ein anderer, mit dem Ge- 
danken der Rationierung zusammenhängender Vorschlag diskutierbar, 
der gelegentlich in der Presse erörtert wurde ^) und neuerdings auch 
von verschiedenen Mietervereinen als Ausweg aus der Wohnungsnot 
betrachtet wird: d. i. eine Sonderbesteuerung des „überzähligen" 
Wohnungsraumes nach der gleichen* Formel, die einer tatsächlichen 
Rationierung zugrundegelegt worden wäre. Doch gehört dieser Vor- 
schlag nicht hierher, da es sich ja hierbei um ein Mittel zur Deckur^ 
der finanziellen Aufwendungen handelt, die die Förderung des Woh- 
nungsbaues erfordert; zusammen mit anderen Vorschlägen dieser Art 
werden wir ihn weiter unten noch zu behandeln haben.) 

Welcher Art sind nun jene positiven Massnahmen, die das 
Wiederaufleben der Bautätigkeit zum Ziele haben? Zwei Wege 
können hierbei beschritten werden. Erstens könnte man alle Mass- 
nahmen aufheben, die die Mietpreise hintanhalten, was 
zur Folge hätte, dass die Mietpreise jenes Niveau erreichen würden, 
das den heutigen Produktionskosten entspricht und um 220 — ^260% 
höher als das Niveau der Mietpreise vor dem Krieg und um 126 
bis 150% höher als das der Mietpreise im Jahre 1919 liegt (und zwar 
beziehen sich die höheren Sätze auf die kleineren Wohnungen!). Mit der 
Aufhebung des Mieterschutzes würde wohl ein bedeutender Teil jener 
von uns im ersten Kapitel aufgezählten Hindemisse fortfallen, die 
der Wohnbautätigkeit gegenwärtig im Wege stehen. Immerhin würde 
ein Teil dieser Hemmnisse fortbestehen: namentlich die Hoffnung 
(im Grunde: die Furcht), dass die Baukosten in absehbarer Zeit 
zurückgehen werden, würde immer noch auf die privaten Unternehmer 
zurückhaltend wirken. So steht es denn noch durchaus nicht fest, 

^) Eben in diesem Sinne wurde der Gedanke der Rationierung u. a. auch in dem 
soeben erwähnten Aufisatz von EL H. in der N. Z. Z. empfohlen. 



— 46 — 

ob mit der Aufhebung des Mieterschutzes die Bautätigkeit von 
selbst in genügendem Masse zunehmen würde und die Wohnungsnot 
bald gebannt wäre (man vergegenwärtige sich, dass der Mieterschutz 
in der Schweiz erst nach Eintritt der Wohnungsnot eingeführt wor- 
den ist!). Welche Folgen aber die Aufhebung des Mieterschutzes für 
die Mieter und damit letzten Endes auch für die ganze Volkswirtschaft 
hätte, liegt auf der Hand. Und eben mit Bücksicht darauf, dass ein 
solcher Schritt katastrophal wirken würde, hat der Bundesrat, 
der doch sicherUch auch die Klagen der Hausbesitzer und die energischen 
Vorstellungen ihrer Verbände kannte, sich nicht bewegen lassen, eine 
Milderung der Mieterschutzbestimmungen zu beschliessen, sondern hat 
im Gegenteil in seinen gegenwärtig geltenden Beschluss vom 9. April 
1920 gewisse neue Bestimmungen aufgenommen, die der Steigerung der 
Mietpreise einen weiteren Riegel vorschieben. Darüber, dass man die 
Mieterschutzbeetimmungen vorderhand nicht aufheben kann, sind sich 
alle — natürlich mit Ausnahme vieler dadurch betroffener Hausbesitzer 
— einig. Eine blosse Lockerung des Schutzes kann indessen, wie 
wir gezeigt haben, auch nicht viel helfen: eine Zunahme der Miet- 
preise um 20 — 30 % und selbst um 40 — 50 % würde keinen rechnenden 
Unternehmer dazu bewegen, Miethäuser zu bauen ^). Hebt man aber 
den Mieterschutz nicht auf und will man trotzdem die Wohnungsnot 
bekämpfen, so muss man eben die zweite Möglichkeit ins Auge 
fassen: die Verbilligung des Wohnungsbaues. 

Bei einer solchen Lösung des Problems werden in der Hauptsache 
zwei Fragen zu untersuchen sein. Einmal die Frage, welches 
Mass diese Verbilligung erreichen muss, damit die Aktion einen effek- 
tiven Nutzen bringt. Dieses Mass lässt sich aus unseren Ausführungen 



^) Gelegentlich wurde die Ansicht vertreten (so u. a. von Br. M. Brunner in der 
N. Z. Z., 1920, Nr. 1779), dass man die Wohnungsnot auch dadurch wirksam bekämpfen 
könnte, dass man die Neubauten als „vogel^ei" erklärt, d. h. von den Mieterschutz- 
bestimmungen befreit. Wir vermögen uns dieser Ansicht nicht anzuschliessen. Denn die 
Mietzinse in diesen Häusern wünfen natürlich nicht etwa (unseren Berechnungen ent- 
sprechend) um 100 — 150% über dem gegenwärtigen Niveau stehen, sondern höchst- 
wahrscheinlich noch viel höher (Dr. Brunner spricht selbst von „Wucherzinsen**, die in 
diesen Häusern verlangt werden würden). Müsste doch der Vermieter bei gleicher Bau- 
weise noch einen entsprechenden Zuschlag für Versicherung gegen spätere Verluste be- 
rechnen (vgl. 8. 39), bei billigerer Bauweise müsste er aber ausserdem eine sehr hohe 
Reparatur- und Amortisationsquote einkalkulieren. Stünden aber aus diesen Gründen 
die Mietzinse in den Neubauten um vielleicht 150 — ^200% über dem gegenwärtigen 
Stand, so würden diese Wohnungen nur einzelnen besonders begüterten Personen (für 
die das Gemeinwesen kaum zu sorgen hat) zugänglich sein, nicht aber den unteren und 
mittleren Schichten der Bevölkerung, um die es sich bei allen sozialpolitischen Mass- 
nahmen in erster Linie handelt. Im übrigen bliebe es nach dem oben Gesagten fraglich, 
ob die private Bautätigkeit unter diesen Bedingungen einen nennensw^ten Umfang 
annehmen würde. 
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im ersten Kapitel erkennen. Es ist einerseits dadurch bestimmt, dass 
die Produktionskosten einer heute erstellten Wohnung die gegenwärtigen 
Mietpreise nicht wesentlich übersteigen dürfen. Andererseits muss die 
Verbilligung so gross sein, dass sie jedenfalls dem nach einigen Jahren 
zu erwartenden Bückgang der Baukosten entspricht : die heute erstellte 
„neue" Wohnung darf nicht teurer zu stehen kommen, als die „zu- 
künftige" Wohnung. Welcher dieser zwei Gesichtspunkte ausschlag- 
gebend ist, hängt von den Umständen ab, um so mehr als ja diese Be- 
rechnungen auch manche unbekannte Grösse (vor allem das Mass 
des künftigen Bückganges der Baukosten) enthalten; jedenfalls hat die 
grössere Zahl zu entscheiden. Auf die eigentliche, zahlenmässige Be- 
rechnung kommen wir weiter unten noch eingehend zu sprechen. 

Vorher muss aber noch die zweite Frage beantwortet werden: 
in welcher Weise lässt sich bei der anhaltenden Teuerung eme Ver- 
billigung der Produktionskosten der Wohnungen erreichen ? Natürlich 
nur in künstlicher Weise: durch künstliche Verminderung des heute 
erforderlichen hohen Baukapitals oder durch künstliche Herabsetzung 
des hohen Hypothekarzinsfusses. Künstlich sind diese Massnahmen 
insofern, als diese Verbilligung natürlich nur durch entsprechende 
Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln erfolgen kann, und zwar die 
Verminderung des Baukapitals im Wege der Gewährung 
zinsloser Kapital- oder Bentenzuschüsse, die Herabsetzung des 
Hypothekarzinsfusses durch Belehnung der Bauobjekte zu bil- 
ligem Zinsfuss. 

Die meisten dieser Massnahmen wurden im Laufe der letzten Jahre 
in der Schweiz wie auch im Ausland vielfach in Vorschlag ge- 
bracht und teilweise auch praktisch ausgeführt. Und um es 
gleich hier zu sagen: meist ohne sonderlichen Erfolg, was aber nicht 
etwa in der Unbrauchbarkeit der Massnahmen an sich seine Ursache 
haben muss, sondern vor allem darin, dass die Aktionen nicht den 
nötigen Umfang erhielten, bei dem allein sie die Not beheben könn- 
ten. Und dies lag wiederum darin begründet, dass keine genügenden 
finanziellen Mittel zur Verfügung standen, weil eben keine besonderen 
Einnahmequellen erschlossen worden waren. 

In Deutschland wurden ursprünglich, unmittelbar vor Ausbruch 
der Bevolution, 500 Millionen Mark für die Förderung der Bautätigkeit 
vorgesehen, wobei angenommen wurde, dass die Bundesstaaten oder 
Gemeinden allein oder zusammen den gleichen Betrag aufbringen 
werden. Uns interessiert hier weniger das weitere Schicksal dieser 
Sunmien, die übrigens im Jahre 1919 zur Ermöglichung der Fertig- 
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Stellung der in Angriff genommenen Bauten bei den rapid weiter stei- 
genden Baukosten nicht unwesentlich erhöht werden mussten. Nur 
nebenbei sei bemerkt — eine abgeschlossene Abrechnung liegt unseres 
Wissens noch nicht vor — , dass der materielle Erfolg nicht übermässig 
gross war: im ganzen sollen aus diesen Greldem die Mittel für etwa 
50000 Wohnungen bewilligt worden sein (bei einem tatsächlichen Be- 
darf von etwa 800000 Wohnungen), von denen bis Ende 1919 nur ein 
Teil fertiggestellt werden konnte. Hingegen ist von grossem Interesse 
das System, das dieser Suventionierung zu Grunde gelegt worden war. 
Im wesentUchen ist es in Ziffer II 2 der ,3^timmungen des Bundesrates 
für die Gewährung von Baukostenzuschüssen aus Beichsmitteln" vom 
31. Oktober 1918 enthalten: 

,,Durch die Baukostenzuschüsse soll dem Bauherrn Ersatz für den 
Teil des Bauaufwandes geleistet werden, der durch die infolge des 
Krieges herbeigeführte vorübergehende übermässige Verteuerung des 
Bauens verursacht ist (Baukostenüberteuerung). 

Der zu ersetzende Teil des Bauaufwandes ist je nach Bestim- 
mung der Landeszentralbehörde zu berechnen: 

a) entweder nach dem unterschiede zwischen dem tatsächlichen 
Herstellungspreis und dem Bauaufwande für einen Neubau 
gleicher Art und Beschaffenheit nach Eintritt dauernder Ver- 
hältnisse oder 

b) nach dem Unterschiede zwischen dem tatsächlichen Her- 
stellungspreis und dem dauernden Ertragswert, der sich durch 
Kapitalisierung der für gleichartige Wohnungen in der be- 
treffenden Gemeinde voraussichtUch zu erzielenden Mieten 
ergibt." 

Aus den übrigen Bestimmungen greifen wir noch heraus, dass die 
Zuschüsse sowohl an Gemeinden und gemeinnützige Bauvereinigungen 
als auch an Private gewährt werden können, dass sie nur für Klein- 
und Mittelwohnungen zu gewähren sind und dass die Mieten in den 
mit Zuschuss erbauten Häusern während mindestens zehn Jahren nur 
mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes 
festgesetzt werden sollen. Wird die Berechnungsart nach Ziffer b ge- 
wählt, so ist der eventuelle Mehrertrag des Bauherrn in den späteren 
Jahren zufolge einer allgemeinen Mietpreiserhöhung an die Gemeinde 
abzuführen (der Bauherr kann sich gegebenenfalls durch die Bezahlung 
des kapitalisierten Mietmehrertrages von dieser Verpflichtung befreien). 
Was nun die Berechnungsart nach Ziffer a betrifft, so ist noch zu be- 
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merken, dass die bleibende Teuerung durch den Staatskommissar für 
das Wohnungswesen auf 30% g^enüber der Vorkriegszeit angenommen 
wurde, so dass der Zuschuss der Dü^erenz zwischen den gegenwärtigen 
und den um 30% erhöhten Friedenskosten des Bauobjektes entspricht. 
Dieser, natürlich willkürlich und wie uns scheint damals schon zu niedrig 
angenommene Satz der „dauernden" Wertsteigerung ist so gewählt, 
dass die beiden Berechnungsarten nach a und b annähernd gleiche Er- 
gebnisse liefern. 

Zur Erläuterung dieser Berechnungsarten geben wir im folgenden 
das Musterbeispiel einer solchen Berechnung wieder, das in den am 
6. Juli 1919 erlassenen „Richtlinien für Anträge auf Baukostenüber- 
teuerungszuschüsse" des Staatskommissars für das Wohnungswesen 
enthalten sind. Die Berechnung bezieht sich auf ein Einfamilienreihen- 
haus von 49 qm bebauter Fläche mit Stall und Nebenanlagen. 

Berechnung nach a. 
Gegenwärtige Herstellunggkoeten. 

1. Wohnhana 294 cbm umbauten Baumes. 1 cbm zu 58 Mark 17052 M. 

2. Stall. 36 cbm umbauten Baumes. 1 cbm zu 40 Mark ... 1 440 „ 

3. Nebenanlagen (Gas, Wasser, Traufpflaster usw.) 1200 „ 

a) Eigentliche Baukosten 19692 M. 

b) Kosten des Grunderwerbes 3520 ,, 

c) Strassenbaukosten 1600 „ 

Gegenwärtige Herstellungskosten 24812 M. 

Friedenskosten. 

1. Wohnhaus. 294 cbm zu 14 Mark 4 116 M. 

2. StalL 36 cbm zu 10 Mark 360 „ 

3. Nebenanlagen 350 >, 

a) Eigentliche Baukosten 4826 M. 

b) Kosten des Gmnderwerbes ^ 3520 „ 

c) Strassenbaukosten 560 „ 

Friedenskosten 8906 M. 

Dauerwert. 

4826 + 560 + 30% dauernde Wertsteigerung .... 7002 M. 
Grundstückkosten 3520 „ 

10522 M. 
üeberteuerungBZusohuss 24812 — 10522 = 14290 M. 

Berechnung nach b. 

Die zu erzielende Miete betrftgt 720 M. Kapitalisiert 

mit 7% ergibt ehien dauernden Ertragswert von 10286 M. 

Ueberteuerungszuschuss 24812—- 10286 = 14526 M. 

4 



— 50 — 

Sind die Unbekannten in einer solchen Weise eingesetzt, so diffe- 
rieren die Ergebnisse beider Berechnungen fast gar nicht, was aber in 
Wirklichkeit durchaus nicht der Fall zu sein braucht. Bei einer Dif- 
ferenz wird sich nun der Bauherr sicherlich für jene Berechnungsart 
entschliessen, die ihm einen grösseren Zuschuss sichert, es sei denn, dass 
er hierbei irgendwelche drückende Nebenverpflichtungen zu übernehmen 
hätte ^). 

In der Schweiz wurde eine ähnliche Aktion noch etwas früher als 
in Deutschland eingeleitet. Im Juli 1918 erklärte der Bundesrat seine 
Bereitwilligkeit, der Bundesversammlung die Bewilligung von 10 Mil- 
lionen Franken als Darlehen zu niedrigem Zinsfusse an Städte» die unter 
der Wohnungsnot besonders leiden, zu beantragen, und zwar zur Unter* 
Stützung der Gemeinden im Wohnungsbau. Nach einigen Monaten, 
am 9. Oktober 1918, als die in Aussicht gestellte Botschaft des Bundes- 
rates immer noch nicht erschienen war, richtete der Zürcher Stadtrat 
einen dringenden Hilferuf an den Bundesrat, in dem er auf die grossen 

^) Nach diesem Veifahren wurde in DeutBohland der Wohnungsbau im Jahre 1919 
subventioniert. Im nfiohsten Jahre (1920) wurden Baukostenasusohttsse dieser Art nicht 
mehr gewährt. An ihre Stelle traten (nach den Bestimmungen des Beichsrats über die 
Gewä&ung von Darlehen aus ReiohsmitteLn zur Schaffung neuer Wohnungen vom 
10. Januar 1920 und den AusftthrungsTorsohriften vom 22. «Januar 1920) Baukosten- 
beihilfen, die eine wesentliche Verringerung der Beichszuschttsse bedeuten. An Stelle 
▼on Terlorenen Zuschüssen, deren Höhe in jedem einzehien Fall durch die tatsächlichen 
Baukosten bestimmt wurde, weiden jetzt hauptsächlich zur Förderung des Flachbaues 
bedingt rückzahlbare, zunächst unverzinsliche Darlehen gewährt, und zwar nach einem 
festen Einheitssatz pro Quadratmeter. Dieser Einheitssatz darf in ländlichen Gemeinden 
und kleineren Städten mit vorwiegend ländlichem Ciharakter im ein- und zweigeschossigen 
Wohnhause höchstens 165 Mark, in den übrigen Gemeinden höchstens 180 Mark, im 
drei- und mehrgeschossigen Mehrfamilienhause höchstens 150 bezw. 165 Mark betragen. 
Der Berechnung darf eine Wohnfläche von höchstens 70 qm (bei kinderreichen Familien: 
80 qm) zugrundegelegt werden. Den Gemeinden bleibt es überlassen, die Höhe ihres 
Darlehens zu bestimmen; dieses muss jedoch (von besonderen Fällen abgesehen) min- 
destens ein Drittel des Reichsdarlehens betragen (in Wirklichkeit wird es sehr viel grösser 
sein müssen, da sich sonst kaum Baulustige finden werden). In Höhe der Summe des 
Reichs- und Gemeindedarlehens ist an dem Baugrundstück eine Hypothek (Beihilfe- 
hypothek) zu bestellen. Für jeden in dieser Weise unterstützten Neubau stellt die Ge- 
meinde nach Fertigstellung die Gesamtherstellungskosten fest und bestimmt femer bei 
Mietwohnungen die Miethöhe, bei Eigenwohnungen den Mietwert. Alle fünf Jahre werden 
diese Sätze nachgeprüft und erf orderlichenf aUs neu festgesetzt. Nach 20 Jahren wird 
der Wert des Hauses endgültig festgestellt; der Unterschied zwischen den Herstellangs- 
kosten und diesem endgültig festgesetzten Wert gilt als verlorener Baukostenzusohuss 
und insoweit wird die Beihilfehypothek gelöscht. Der Rest ist mit 4% zu verzinsen 
und mit 1% zu tilgen. 

Inwieweit sich dieses System bewähren wird, kann jetzt noch nicht mit Sicherheit 
gesagt werden. Es will uns scheinen, dass bei dieser Regelung entweder noch weniger 
gebaut werden wird als bisher (da eben der Bauherr einen Teil der „Überteuerung" 
selbst tragen muss) oder aber die Gemeinden, um der Wohnungsnot abzuhelfen, wesent- 
lich grössere Darlehen werden gewähren müssen. Dies würde aber letzten Endes ledig- 
lich eine Veränderung in der Person des Trägers der Subvention (und alle sich daraus 
ergebenden finanztechnischen Verschiebungen) bedeuten, hingegen würde sich hierdurch 
am Problem der Geldbeschaffung an sich so gut wie gar nichts ändern. 
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Leistungen der Stadt für den Wohnungsbau im Ej*iege (damals schon 
14 Millionen Franken) und femer darauf hinwies, dass die Stadt nicht 
in der Lage sei, aus eigenen Mitteln das auf diesem Gebiete Erforderliche 
zu leisten. Am 9. Dezember erschien die Botschaft des Bundesrates an 
die Bundesversammlung betreffend die Beteiligung des Bundes an den 
Vorkehren der Kantone und Gemeinden zur Beseitigung des Mangels 
an Wohnungen, in der ein Kredit von 10 Millionen Franken zur Unter- 
stützung des Wohnungsbaues beantragt wurde. Vorgesehen wurde 
hierbei, dass der Bund sich zu eiaem Drittel an den Ausgaben der ELan- 
tone und Gemeinden beteiligen werde und dass die Vorschüsse an die 
Kantone zu 2,5% jährlich auf 40 Jahre fest gewährt werden. 

Ihre endgültige Form erhielt diese Aktion durch den Bundesrats- 
beschluss betreffend Förderung der Hochbautätigkeit vom 23. Mai 1919 
(teilweise abgeändert durch Beschluss vom 15. Juli 1919; die Ej*edite 
wurden von der Bundesversammlung am 27. Juni 1919 bewilligt). 
Nach diesem Beschluss unterstützt der Bund die private, genossen- 
schaftliche und öffentliche Bautätigkeit durch Beteiligung an allen 
Neu- und Umbauten, die eiaen Kostenaufwand von 3000 Fr. über- 
schreiten und im volkswirtschaftlichen Interesse liegen. Zu diesem 
Zweck werden einerseits Subventionen in der Höhe von 5 — 16% 
der Baukosten gewährt unter der Voraussetzung, dass der Kanton den 
gleichen Beitrag leistet (insgesamt also ein Zuschuss von höchstens 30% 
der Baukosten). Andererseits werden vierprozentige grundpfandge- 
sicherte Darlehen in Höhe von ebenfalls höchstens 16% der Baukosten 
gewährt, ebenfalls unter der Bedingung, dass der Kanton ein gleich 
grosses Darlehen zu den gleichen Bedingungen dem Bauherrn zur Ver- 
fügung stellt. Insgesamt dürfen die von Bund und Kanton über- 
nommenen Leistungen 60% der Totalbaukosten nicht übersteigen. Vor- 
gesehen ist, dass wenn durch den Verkauf eines in dieser Weise sub- 
ventionierten Hauses innerhalb der nächsten 16 Jahre ein Gewinn er- 
zielt wird, Bund und Kanton die Hälfte dieses Gewinnes erhalten 
(höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Zuschusses). 

Insgesamt wurden vom Bund für Barsubventionen 10 Millionen 
Franken und für Darlehen 12 Millionen Franken bewilligt (die gleich- 
zeitig bewilligten 10 Millionen Franken, die für die Behebung der Arbeits- 
losigkeit durch verschiedene Arbeiten, namentlich Notstandsarbeiten, 
bestimmt waren, können nicht hinzugezählt werden, da dieses Geld 
nur zu einem geringen Teil dem Wohnhausbau zugeführt werden sollte). 
Dass diese Beträge selbst einschliesslich der Beiträge der Kantone sehr 
gering waren, lässt sich schon daraus erkennen, dass nach Angabe 
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des Bundesrates^) aus diesen Mitteln nur 3360 Wohnungen durch 
Beiträge k fonds perdu und 6000 Wohnungen durch Darlehen unter- 
stützt werden könnten (unter der Voraussetzung, dass die Beiträge 
pro Wohnung in der gleichen Höhe bewilligt werden wie bis 31. De- 
zember 1919). Insgesamt wurden bis zum 31. Dezember 1919, wie die 
folgende Tabelle zeigt, 1083 Wohnungen subventioniert '). 



Dia Sul»vaiitlonlaning des Wohnungsbaues In dar Schweiz aus Bundasmittaln 

Im «lahra 1919. 
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11^ 
6^ 

6,« 
9.. 

9a 
9a 


714 696 

348416 

287 902 

93692 

115 380 

289988 

338540 

14000 

49825 

200916 

81318 

32744 

50480 


27,. 
13,. 

11,0 

3,i 

4,4 

12,. 
0,. 
!,• 

7,T 

3,1 
U 


9^ 
8^ 
11.« 
8^ 
9^ 
8^ 

6,7 

10,0 
11.« 
11.. 
13,. 

7,. 
12,1 


289 

122 

80 

43 

57 

136 

223 

6 

14 

60 

19 

13 

21 


Liizem . . 
Zoff ... 1 


• • 


Freiburg . 
Solothnm . 
Basel-Stadt 
Basel-Land 
AppenzellA 
Gxaabündei 
Thuigaa 
Tenin . . . 


• • 

• • 

.-Rh. 

• • 


Waadt .... 
Total 


28 826893 


100,0 


3 321 979 


100,0 


IIa 


2 617 897 


100,0 


9,1 


1083 



Diesen Zahlen wird noch hinzugefügt, dass die gesamte Bau- 
kostensumme (bis zum 31. Dezember 1919) sich zu 37,s % auf private, 
zu 46,0 % auf genossenschaftliche und zu 17,s % auf kommunale Woh- 



1) Bandesblatt, 72. Jahrg. 1920, Bd. 1, S. 283. 

') Es ist uns leider nicht möglich, neueres, in Ähnlicher Weise (nach Kantonoi» 
Bauherren usw.) gefiedertes Material über den Stand der Subventianiemngaaktion 
zu bringen, da das Eidgenössisohe Amt für Arbeitslosenfürsorge uns auf eine Anfrage 
hin antwortete, dass es nicht in der Lage sei, es uns zur Verfügung zu stellen. So 
können wir zur Ergänzung der oben gebrachten Zahlen lediglich auf Grund der An- 
gaben im XIV. Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung über die von ihm 
auf Grund der Bundesbeschlüsse vom 3. August 1914 und 3. April 1919 getroffenen 
MasBoahmen (Bundeablatt, 72. Jahrg. 1920, Bd. in, S. 317) mitteilen, dass bis zum 
15. April 1920 bei einer Gesamtbaukostensumme der subventionierten W6hnungsbauten 
von rund 83000000 Fr. insgesamt 8775000 Fr. Barbeiträge und 6646000 Fr. Dar- 
lehen bewilligt worden sind. Es erreichten somit die Barbeiträge 10,.%, die Dar- 
lehen 8,.% wr gesamten Baukosten. 
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nungsbauten verteilte (diese Gliederungszahlen dürften in den einzel- 
nen Kantonen sehr stark von einander abweichen). Ans den Sp. 6 
und 8 lässt sich feststellen, dass die Beiträge durchweg unter den Mazi- 
malansätzen lagen: bei 11,6% Barbeitrag und 9,i% Darlehen erreichten 
sie durchschnittlich 20,e% der Baukosten (gleich gross müsste auch die 
Subvention der ELantone gewesen sein). 

Wie gering die bewilligten Mittel im Vergleich zum 
tatsächlichen Bedarf in den von der Wohnungsnot besonders 
betroffenen Kantonen waren, kann man am besten aus einer Gegen- 
überstellung der bewilligten Subventionen und der eingereichten Sub- 
ventionsgesuche im Kanton Zürich erkennen. Innerhalb der fest- 
gesetzten Frist (31. Juli 1919) gingen hier im ganzen 714 Gesuche ein, 
von denen 653 Wohnbauten im Gesamtbaubetrag von 161651000 Fr. 
betrafen. Nach dem Gesuchsteller gliederten sie sich wie folgt: 

Gemeindewohnbau . 29986000 Fr. 18,t% 

GenoBsenschaften . 77 989000 ,» 48,s„ 
Private 53676000 „ 33,a», 

Zusammen 101 651 000 Fr. 100,o% 

Wollte man alle diese Bauten mit 30% in bar und 20% Darlehen 
subventionieren, so hätte dies einen Betrag von etwa 80 Millionen 
Franken erfordert. Demgegenüber standen nur etwa 11 Millionen 
Franken zur Verfügung: denn von den Bundesmitteln entfielen auf 
den Kanton Zürich nur 2546100 Fr. für Barsubventionen und 2752000 
Franken für Darlehen, zu denen die vom Kanton bewilligten Mittel 
hinzukamen: 3500000 Fr. für Barsubventionen (zur Förderung der 
Hochbautätigkeit und Behebung der Arbeitslosigkeit) und 2500000 Fr. 
für Darlehen. Da ein Teil des Geldes noch als Reserve für allfällige 
Ueberschreitungen der Kostenvoranschläge zurückbehalten werden 
musste, konnte nur ein kleiner Teil der eingelaufenen Gesuche berück- 
sichtigt werden, wie dies die auf S. 54 — 55 stehende Tabelle zeigt (da die 
vom Kanton zur Verfügung gestellten Barbeträge den entsprechenden 
Bundesbeitrag nicht unwesentlich überstiegen, konnte, wie die Zu- 
sammenstellung zeigt, eine Anzahl Bauobjekte lediglich aus kantonalen 
Mitteln subventioniert werden). 

Aus dieser Tabelle lässt sich erkennen, dass obwohl die Gewährung 
der Barbeiträge und der Darlehen nicht ganz bis zur Höchstgrenze (zu- 
sammen 50%) ging, sondern durchschnittlich 26,8% bezw. 20,7% der 
Bausumme betrag, nur eine Bausumme von 20012000 Fr. berück- 
sichtigt werden konnte, was etwa 12% der gesamten in den Subventions- 
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Die Subventioniarang des Wohnungsbaues 



Gebiete 

und 

Bauherren 


Gresamte 


Beiträge des Kanton« 


' 


Bausnmme 


Bar 


Darlehen 




Franken 


/o 


Franken 


/O 


Franken 


o/ 

/o 




1 


s 


S 4 


5 




Zürich und Umgebung .... 
Winterthur und Umgebung . . . 
Landgemeinden 

Total 

Qemeindewohnban 

Gf^noBflensohaften 


12717 000 
3982000 
3313000 


63,5 

19,5 

16,1 


1906000 
567000 
495000 


64,1 
19a 

16,7 

100,0 


1241000 
542000 
377000 


57,5 
25a 

17.5 




20012000 


100/> 


2968000 


2160000 


100,0 

25/> 

65a 

9,0 

100,0 




5400000 

12823000 

1789000 


27,0 

64a 

8^ 


845000 

1908000 

215000 


28,5 

64,1 

7,« 

100/1 


540000 

1406000 

214000 




Private 

Total 




20012000 


100,0 


2968000 


2160000 

















gesuchen figurierenden Summe von 161661000 Fr. entspricht: nur der 
achte Teil konnte befriedigt werden. Berücksichtigt man selbst, dass 
sicherlich nicht alle eingereichten Projekte volkswirtschaftlich nützlich 
waren, so wird man doch erkennen müssen, dass nur ein ganz ge- 
ringer Teil des Erforderlichen gebaut werden konnte. Dies 
geht auch daraus hervor, dass mit diesem Oelde im ganzen 692 Woh- 
nungen in Neubauten und 28 Wohnungen durch Umbau, im ganzen 
720 Wohnungen ^) erstellt werden konnten, während der Bedarf nach 
vorsichtiger Berechnung 2916 Wohnungen beträgt. Von diesen 720 
Wohnungen entfielen auf die Stadt Zürich 360 Wohnungen gegen- 
über emem ungedeckten Bedarf von etwa 1800 Wohnungen (vgl. hierzu 
unsere Ausführungen auf S. 60 und 62 ff.). So konnten also im Kanton 
Zürich im ganzen höchstens 26%, in der Stadt Zürich höchstens 19% 
des tatsächlichen Bedarfs befriedigt werden. 

Für das Jahr 1920 stellte der Bundesrat in seinem Beschluss vom 
9. Februar 1920 einen einmaligen Ej*edit von wiederum 10 Millionen 
Franken in Aussicht. In der Bundesversammlung erhoben sich zwar 
verschiedene Stimmen, die eine Erhöhung dieser Summe mindestens 
auf den doppelten oder den dreifachen Betrag verlangten, die Bundes- 

^) Dazu kommen noch 34 Wohnungen in der Stadt Zürich und ihrer ümgebungt 
die der Kanton für seine Angestellten erbauen liess, die aber nicht aus dem Kredit zur 
Förderung der Hoohbautätigkeit, sondern aus dem Kredit zur Behebung der Arbeits- 
losigkeit durch Notstandsarbeiten subventioniert wurden. 
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im Kanton ZOrich im «lalire 1919. 



Beiträge des Bandes 


Zusammen 


Zahl der 

Gesuch- 

steller 


Bar 


Darlehen 


Bar 


Darlehen 


Franken 
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Franken 


0/ 

/o 


Franken 


/o 


der 

Baa- 

sofflffle 


Franken 


0/ 

/o 


der 

Bsn- 

sDfflffle 


abs. 


0/ 

/o 


7 8 


8 10 


u 


18 13 1 14 15 18 


17 18 1 


1515000 
376000 
402000 


66,1 

16,4 
17,8 

100,0 

33,8 
63^ 

3,7 

100,0 


1234000 
442000 
312000 


62,1 
22,8 

15,7 

100,0 


3421000 
942000 
897 000 


65,0 

17,8 

17,1 
100,0 

30,8 
63,8 

5,7 

100,0 


26,8 
23,7 
274 
26,8 

29,8 
26,8 

16,7 

26,8 


2475000 
984000 
689000 


59,7 
23,7 

16,8 

100,0 

26,0 

65,4 

8,e 

100,0 


19,6 

24,7 
20,8 


26 

5 

34 


40,0 

7,7 

52,8 
100,0 

10,8 

35,4 
53,1^ 

100,0 


2 292000 


1988000 


5160000 


4148000 


20,7 


65 


762000 

1446000 

84000 


540000 

1306000 

142000 


27,8 

65,7 

7,1 

100,0 


1607000 

3354000 

299000 


1080000 

2 712000 

356000 


20,0 

19,8 


7 
23 
35 


2292000 


1988000 


5260000 


4148000 


20,7 


65 



















Versammlung stimmte jedoch dem Bundesratsbeschluss zu und be- 
willigte im ganzen nur 10 Millionen, die, ähnlich wie im vorausgegan^ 
genen Jahr, für Barsubventionierung von Wohnbauten in der Höhe 
von 6 — 15% der Baukosten bestimmt sind, und zwar unter der Be- 
dingung, dass die ELantone sich mit gleichen Beträgen an der Sub- 
ventionierung beteiligen. Von der Gewährung niedrig verzinslicher 
Darlehen wurde diesmal gänzlich abgesehen. Die Einzelergebnisse über 
die bewilligten und nachgesuchten Subventionen im laufenden Jahre 
sind noch nicht zusammengestellt. Doch wie die Dinge liegen, lässt 
sich sofort erkennen, dass bei der inzwischen noch schärfer gewordenen 
Wohnungsnot die erheblich verminderten Zuschüsse — dem Kanton 
Zürich sind vom Bund im ganzen nur 1 436000 !Fr. in Aussicht gestellt — 
in einem noch geriligeren Masse werden Abhilfe schaffen können als im 
vorigen Jahre. 

Abschliessend wollen wir noch berechnen, welche VerbiUigung der 
Bau- und Wohnungskosten die 1919 bewilligten Subventionen herbei- 
führen konnten. Einfachheit halber wollen wir diese Berechnung an 
einem schematischen Beispiel durchführen unter Zugrundelegung der 
weiter oben gemachten Angaben. Gegenüber den Baukosten der Vor- 
kriegszeit stiegen die Baukosten 1919 um 200%. Nehmen wir an, dass 
die Grunderwerbskosten gleich geblieben sind, so heisst das, dass ein 
i. J. 1919 auf einem Grundstück im Werte von 12000 Fr. erbautes 



\ 
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Haus (mit 8 Dreizimmerwohnungen), das 222000 Fr. kostet, sich vor dem 
Eri^ auf 12000 + 70 000 = 82000 Fr. gestellt hätte. Eine Subventionie- 
rung in der Höhe von 26% der Baukosten (Durchschnitt für den Kanton 
Zürich)hateineVermmderungderTotalbaukostenauf 12000 + 166^00 = 
^167400 Fr. zur Folge. Mit 4% belehnt werden 21% der Baukosten 
(Durchschnitt für den Kanton Zürich), was für die ersten 44100 Fr. 
einen jährlichen Zinsaufwand von 1764 Fr. erfordert; den Best des 
Anlagekapitals (167400 — 44100 = 123300 Fr.), der teils eigenes Kapital 
des Bauherrn, teils Hypothekarschuld ist, wird man wohl mit 6% zu 
verzinsen haben, was einen Jahresaufwand von 7398 Fr. erfordert, zu- 
sammen also 9162 Fr.; dazu kommen noch die Aufwendungen für 
Abschreibungen, Beparaturen und Instandhaltung, Steuern, Ver- 
waltung, Versicherung usw., die mit 1,6% des Gesamtanlagekapitals 
angesetzt werden dürfen, woraus sich ein Jahresaufwand von 3330 Fr. 
ergibt ; im ganzen also erreichen die jährlichen Wohnungskosten die Höhe 
von 12492 Fr. gegenüber 16650 Fr. (bei der gleichen Berechnungsart), 
wenn der Bau nicht subventioniert worden wäre. Es tritt also eine 
Verbilligung um 25% ein. Was schliesslich die Verteuerung g^enüber 
der Vorkriegszeit betrifft, so beträgt sie (unter der Annahme, dass die 
Jahreskosten vor dem Krieg 6% von 82000 Fr., d. h. 4920 Fr. betragen 
hätten) : bei nichtsubventioniertem Bau 16650 — 4920 = 1 1 730 Fr. oder 
238%, bei subventioniertem Bau 12492 — 4920 ^ 7572 Fr. oder 154%. 
Aus dieser Berechnung folgt, dass die Kosten auch der in dieser 
Weise subventionierten Wohnhäuser Mietpreise erforderlich machen, 
die erheblich höher sind, als die Mietpreise, die gegenwärtig für „alte*' 
Wohnungen bezahlt werden. Wie gross diese Zuschüsse sein müssten, 
damit die Vermieter auch bei den gegenwärtigen oder nicht erheblich 
höheren Mietpreisen auf ihre Rechnung kommen könnten, und welche 
Mittel diese Aktion erfordern, würde, berechnen wir im nächsten 
Kapitel. 






Drittes Kapitel. 
Der Bedarf. 

Wir haben im vorstehenden konstatiert, dass es Mittel gibt, die Bau- 
täti^eit auch unter den gegenwärtigen Verhältnissen zu fördern. Auch 
bei weiterbestehendem Mieterschutz, d. h. wenn auch künftighin dem 
Steigen der Mietpreise gewisse Schranken gezogen bleiben, und bei an- 
haltender Verteuerung der Baukosten können für Mietzwecke bestimmte 
und geeignete Wohnhäuser erstellt werden, wenn Bauzuschüsse in dieser 
oder jener Form den Bauherrn gewährt werden. Denn wenn auch die 
bisher eingeleiteten Aktionen keinen genügenden Erfolg hatten, so liegt 
dies nicht etwa in diesen Massnahmen selbst, sondern in ihrem, wie wir 
bereits oben gezeigt haben, ungenügenden Umfang. Und dies erklärt 
sich wiederum daraus, dass keine ausreichenden finanziellen Mittel 
zur Verfügung standen bezw. zur Verfügung gestellt worden waren. 

Denn wie bei jeder sozialpolitischen Massnahme grösseren Um- 
fangs, steht auch bei der Bekämpfung der Wohnungsnot an aller- 
erster Stelle das Problem der Deckung der Kosten der in 
Aussicht gestellten Aktion. Und wie manch anderes Postulat jahrelang 
zurückgestellt wird, weil man sich über die Deckungsfrage nicht ge- 
einigt hat, so geschieht es auch mit dem uns hier interessierenden Pro- 
blem. Namentlich in der Gregenwart, da in allen Staaten, selbst in den 
im Krieg neutral gebliebenen, die Finanzen sich in einem gespannten 
Zustand befinden, wird man grundsätzlich verlangen müssen, dass bei 
jeder Forderung neuer Ausgaben, die über einen gewissen Betrag hinaus- 
gehen, auch gleich die Quelle neuer entsprechender Einnahmen nach- 
gewiesen werde. Sonst werden aus naheliegenden Gründen die Be- 
willigungen entweder überhaupt ausbleiben oder jedenfalls nicht jene 
Orösse erreichen, die im gegebenen Fall erforderlich ist. So ging es z. B. 
auch in der Bundesversanmilung, die im ersten Jahr (1919) zur För- 
derung der Hochbautätigkeit nur 22 Millionen Franken bewilligte — 
einen, wie wir sahen, absolut unzureichenden Betrag — und im Jahre 
1920 nicht nur der mit Recht geforderten Erhöhung dieses Betrages 
nicht zustimmte, sondern ihn auf 10 Millionen reduzierte. 
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So sollen denn im folgenden die Massnahmen zur Förderung des 
Wohnungsbaues im Zusammenhang mit den Möglichkeiten der Be- 
schaffung der Mittel zur Finanzierung dieser Massnahmen besprochen 
werden. Auch hierüber ist im Laufe der letzten Jahre manches schon 
geschrieben und in Parlamenten beantragt worden. Diese Vorschläge 
behandeln wir weiter unten. Hier wollen wir aber nur feststellen, dass 
die meisten dieser Vorschläge einen gemeinsamen Mangel haben: 
sie gehen von bestimmten Abgaben aus, setzen sogar bestinmite Sätze 
für diese Abgaben fest, enthalten gelegentlich auch weitere Details, 
untersuchen aber nicht, in welchem Masse die auf diese Weise gewon* 
neuen Mittel den bestehenden Bedarf befriedigen können, weil sie eben 
nicht den einzig richtigen Weg gehen: von der Feststellung der 
Grösse des Bedarfes zu der Untersuchung der Mittel seiner 
Befriedigung. Selbst der 1920 der Deutschen Nationalversammlung 
vom Reichsarbeitsminister vorgelegte Gesetzentwurf einer Abgabe zum 
Baukostenausgleich (siehe weiter unten S. 89 ff.) und ein ähnlicher, gleich- 
zeitig eingebrachter Beichsratsentwurf, in denen die Sätze der in Vor- 
schlag gebrachten Abgabe genau festgesetzt sind, lassen solche Angaben 
über den Bedarf wie auch über den zu erwartenden Ertrag der Abgabe 
in den sonst doch so sorgfältig ausgearbeiteten Begründungen ver- 
missen^). Die Folge eines solchen Vorgehens ist, dass bei den aller- 
meisten Finanzierungsvorschlägen die in Aussicht gestellten Geld- 
mittel nicht entfernt dem tatsächlichen Bedarf entsprechen'). Wir 
wollen diesen Fehler nicht wiederholen und beginnen deshalb mit 
der Feststellung des Bedarfes. Diese Aufgabe zerfällt in zwei 
Teile: einmal Feststellung des Bedarfes an Wohnungen, 
zweitens Ermittlung der Höhe der Zuschüsse dieser oder jener 
Art pro Wohnung. Wir beginnen mit der ersten Frage. 

Für grössere Gebiete, die nicht in allen Beziehungen einer fort- 
laufenden statistischen Beobachtung unterstellt sind, so z. B. für ganze 
Staaten, lässt sich der Wohnungsbedarf kaum genau ermitteln. Ein 
Beispiel hierfür liefern die im Dezember 1919 in der Schweiz durch- 
geführten Erhebungen des Eidgenössischen Amtes für Arbeitslosen- 
fürsorge. Nach diesen Erhebungen soll der Netto-Bedarf der Schweiz 



*) Auch bei Eberstadt, einem der besten Kenner der Wohnungsfra^, finden wir 
(a. a. O., S. 686) den Vorschlag der Mietausgleichabgabe mit genau angegebenen und ge- 
staffelten Sätzen (1^% des Mietwertes) ohne irgendwelche FtÜfung der Frage, welche 
Ertiftge eine in dieser Weise festgesetzte Abgabe liefern würde und in welchem Verhältnis 
diese Erträge zum tatsächlichen Bedarf stehen würden. 

*) Vgl. hierzu unsere Ausführungen auf S. 80 ff. 
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für 1920 im ganzen — diese Zahl wurde in der Nationalratdebatte ge- 
nannt — 10304 Wohnungen betragen, indessen meinte der Leiter 
des Amtes, Nationakat Bothpletz, dass er, ,,wenn er die Statistik 
richtig ansieht", auf nur 6000 Wohnungen konmit, und da ausser sub- 
ventionierten auch nichtsubventionierte Wohnungen gebaut werden, 
käme man im ganzen auf einen Bedarf von 5000 Wohnungen ^). Welche 
dieser so weit auseinanderliegenden Zahlen richtiger ist, könnte man 
zunächst nicht ohne weiteres sagen. Und insofern, als in die grössere 
Zahl auch „Wohnungsreserven und alles mögliche Andere" einbezogen 
sind, hatte Nationalrat Bothpletz gewiss recht, als er sie reduzierte. 
Es fragt sich aber, ob und in welchem Masse Wohnungsreserven und 
AehnUches in der grösseren Zahl enthalten sind, und vor aUem, ob über- 
haupt diese 2SahI an sich richtig berechnet ist. Dies führt uns aber zu 
der Frage, nach welcher Methode alle diese Zahlen gewonnen worden 
^ind. 

Eine methodologische Auseinandersetzung über die Berechnung des 
Wohnungsbedarfes überhaupt und die Feststellung des ungedeckten 
Wohnungsbedarfes wäre hier nicht am Platz. Bemerkt sei nur, dass der 
Bedarf sich nur dann annähernd genau berechnen lässt, wenn man 
einerseits über die Bevölkerungsbewegung in weiterem Sinn (einschl. 
Eheschliessimgen, Eheauflösungen und Wanderungen) und andererseits 
über die Bautätigkeit während einer längeren Reihe von Jahren in- 
formiert ist. Allein die Zahlen, von denen hier die Bede ist, sind weder 
nach dieser, noch nach irgendeiner anderen statistischen Methode er- 
mittelt worden. Sie sind einfach auf dem Wege einer im Dezember 
1919 an die Kantone gerichteten Umfrage gewonnen worden, und die 
Kantone haben die Zahlen wiederum von den Gemeinden erfragt und 
an das Eidgenössische Amt für Arbeitslosenfürsorge weitergeleitet. Be- 
denkt man, dass in den allerwenigsten Gemeinden statistische Aemter 
oder statistisch geschulte Beamte vorhanden sind, bedenkt man ferner^ 
dass die Frage neu und sehr komplizierter Natur war und dass schliess- 
lich auch manches materielle Interesse die Antwort der einzelnen Ge- 
meinden beeinflussen konnte, so wird man den auf diese Weise er- 
mittelten Zahlen mit einem gewissen Skeptizismus entgegentreten 
müssen. 



^) Die definitiven Ergebnisse der vom Eidgenössischen Amt für Arbeitsiosen- 
fürsorge veranstalteten Enqnete sind unseres Wissens bisher nicht veröffentlicht 
worden. Nach Aussage des Leiters des Amtes, Herrn Nationalrat Rothpletz, er- 
gab sie einen Bedarf von ungefähr 14000 Wohnungen (Nationalrat Dr. Klöti nannte 
in der Debatte die Zahl von 14964 Wohnungen). Siehe Amtliches Stenographisches 
Bulletin der Bundesversammlung, Nationalra^ April 1920, S. 362 ff. und 369. 
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Als Beweis dafür, dass dieser Skeptizismus berechtigt ist^ führen 
wir die Verhältnisse im Kanton Zürich an. Der Bedarf für das 
Jahr 1920 wird hier vom Eidgenössischen Amt für Arbeitslosenfürsorge 
auf Grund der Mitteilung der kantonalen Baudirektion auf 2916 Woh- 
nungen angegeben. Schon auf den ersten Blick erkennt man — die 
kantonale Baudirektion hat dies in ihrer Mitteilung selbst hervor- 
gehoben — y dass diese Zahl zu gering ist, weil eben einzelne Gemeinden 
viel zu kleine Zahlen gemeldet haben. Dies lässt sich daraus schon er- 
kennen, dass von den 186 Gemeinden des Kantons nur 73 einen so- 
fortigen Wohnungsbedarf gemeldet haben, und zwar insgesamt einen 
Bedarf von 2916 Wohnungen. Um zu ermitteln, wie denn die Verhält- 
nisse in den übrigen 113 Gemeinden lagen, die nach ihren Angaben 
keinen Wohnungsbedarf hätten, führte die kantonale Baudirektion 
eine Zählung der leerstehenden Wohnungen durch, aus der sich nun er- 
gab, dass von diesen 113 Gemeinden nur 26 Gemeinden leere Woh- 
nungen hatten, während in den übrigen 87 keine einzige leerstehende 
Wohnung vorhanden war; die 26 erstgenannten Gemeinden hatten 
im ganzen 61 unbenutzte Wohnungen, von denen aber 18 auf zwei 
abgelegene Gemeinden (Stemenberg und Fischental) entfielen. Es 
blieben also im ganzen 43 verfügbare Wohnungen, die für die gesamte 
Bevölkerung in Betracht fallen konnten. Berücksichtigt man diese 
Umstände wie auch die Tatsache, dass während der vorausgegangenen 
Jahre des Stillstandes der Bautätigkeit zahlreiche Familien, die unter 
normalen Verhältnissen eine eigene Wohnung bezogen hätten, keine 
Wohnung finden konnten und entweder in Untermiete oder in Not- 
wohnungen wohnen oder sich sonstwie behelfen mussten — ein Um- 
stand, dem die Gemeindebehörden mangels genauer Angaben nicht 
Rechnung tragen konnten — , femer, dass — von Zuwanderung schon 
ganz abgesehen — nur durch die Eheschliessungen (1919 im Elanton 
Zürich wohl nicht viel weniger als 6000) ein in die Tausende gehender 
Bedarf an Wohnungen entstehen müsste, und schliesslich, dass der 
Kanton Zürich nicht weniger als 130000 Haushaltungen aufweist, — 
berücksichtigt man alle diese Momente, so wird man eben den a\if 
Grund der Antworten der einzelnen Gemeinden angemeldeten Bedarf 
von 2916 Wohnungen für das Jahr 1920 als viel zu gering betrachten 
müssen. 

Wie gross der Wohnungsbedarf der Schweiz ist, wird sich 
wohl, in Ermangelung der erforderlichen Unterlagen, kaum genau be- 
rechnen lassen. Die bisher bekannt gewordenen Schätzungen gehen 
sehr weit auseinander. Gegenüber den oben zitierten Angaben, denen 
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zufolge der Bedarf eigentlich nur 5000 — 6000 Wohnungen beträgt, 
wurde von H. Freudiger, Vorsteher des Statistischen Amtes der Stadt 
Bern, in einem in Bern vor kurzem gehaltenen Vortrag die überaus 
hohe Zahl von 30000— 3Ö000 Wohnungen genannt. C. Brüschweiler, 
Adjunkt des Statistischen Amtes der Stadt Zürich, kommt in seinem 
in der Jahresversammlung der Schweizerischen Statistischen Gesell- 
schaft gehaltenen Vortrag auf Grund der Statistik der Eheschliessungen 
und Ehelösungen zu einem Bedarf von 10000 — 13000 Wohnungen. 
Und diese Zahl scheint uns ziemlich nahe der Wirklichkeit zu kommen. 
Würden wir auf Grund der vorliegenden Berechnungen für die grösseren 
Städte und anderer Informationen, namentlich auch unter Berück- 
sichtigung der Ergebnisse der Baustatistik in den 24 grössten Gemeinden 
der Schweiz (vgl. Tabelle auf S. 7), eine Schätzung des gesamten Woh- 
nungsbedarfes vornehmen müssen, so glauben wir, dass wir die Zahl 
von 10000 — 12000 Wohnungen eher für zu klein, als für zu gross halten 
würden ^). Zu beachten ist natürlich, dass diese Zahlen auch davon 



*) Obwohl der Wohnungisbedarf grundsätzlich nicht auf Grund der Ergebnisse des 
Bevölkerongswechsels in engerem Sinn (Geburten und SterbefäUe), sondern aus nahe- 
liegenden Gründen auf Grund der Ehesohlieesungen, Ehelösungen und Eamilienwande- 
rungen berechnet werden soll, wollen wir in diesem Zusammenhang auch noch auf die 
Berechnung hinweisen, die enthalten ist im „Bericht des Bundesrates an die Bundes- 
Torsammlung über in den Geschaftskreis des Volkswirtschaitsdepartementes fallende 
Massnahmen auf Grund des Bundeebeschlusses vom 3. April 1919 betreffend Beschrän- 
kung der ausserordentlichen Vollmachten des Bundesrates, Ziffer 7: Bundesratsbeschluss 
▼om 9. Februar 1920 betreffend Milderung der Wohnungsnot durch Förderung der Hoch- 
bautätigkeit'' (Bundesblatt, 72. Jahrsang, Bd. 1, S. 278 ff.). Da wird (auf S. 281) fol- 
gendes ausgeführt. Die Bevölkerung der Schweiz nahm im Zeitraum 190(>— 1910 jal^lich 
um 1,8% zu. Die Kosten der Erstellung von Wohnhäusern betragen heute im Mittel 
6000 Fr. pro Bewohner. Beschränkt man die Organisation der BundeshiUe nur auf Ar- 
beiter und den sogenannten Mittelstand und nimmt an, dass diese Schichten 75% der 
gesamteif Bevölkerung ausmachen, so ergibt sich für die der jährlichen Bevölkerungs- 
vermehrung entsprechenden Wohnhausneubauten eine Kostensumme von 240 Millionen 
Fruiken. Nimmt man nun an, dass bei der Berechnung des gegenwärtigen Wohnungs- 
bedaif es wenigstens eine dreijährige normale Bevölkerungsvermehrung zu berücksichtigen 
ist, so beziffert sich der Bedarf an neuen Wohnungen auf 720 Millionen Franken. Soll 
die Deckung dieses Bedarfes innerhalb 10 Jahren nachgeholt und eleichzeitiig der laufende 
Bedarf gedeckt werden, so erfordert dies für das ganze Gebiet der Schweiz einen jähr- 
lichen Baukostenaufwand von 240 -f 72 = 312 Millionen Franken. 

So weit die amtliche Berechnung, die mit einem nach unten abgerundeten Betrag 
von jährlich 300 Millionen schliesst. Dazu ist nun folgendes zu bemerken. Erstens: da 
eine für Arbeiter und den Mittelstand (in Stadt und Land) bestimmte Wohnung heute 
auf etwa 30 000 Fr. zu stehen käme, so ergibt sich aus dieser Berechnung ein ungedeckter 
Bedarf von 720 000000:30000 = 24000 Wohnungen, ein laufender Bedarf von 
240000000:30000 =»8000 Wohnungen und ein Gesamtjahresbedarf von 312000000: 
: 30 000 =s 10400 Wohnungen. Zweitens: diese Zahlen beziehen sich nur auf 75% der 
Bevölkerung; für die gesamte Bevölkerung der Schweiz erhöhen sie sich also auf 32000 
bezw. 10667 bezw. 13867 Wohnungen. Drittens: diese letzte Zahl setzt voraus, dass 
eine Milderung der Wohnungsnot erst in 10 Jahren erreicht wird, so dass für „un- 
nötige** Reserven usw. keine Abzüge gemacht weiden dürften. Uebrigens, bei lascherer 
Bekämpfung der Wohnungsnot, z. B. in drei Jahren, würde diese Zahl steigen auf 
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abhängen, was eigentlich unter Wohnungsbedarf verstanden wird : ob 
nur der in den Kriegsjahren entstandene ungedeckte Bedarf (Fehl* 
betrag an Wohnungen) oder daneben auch der laufende, normale 
Jahresbedarf, und ferner davon, in wieviel Jahren man der Woh« 
nungsnot Herr werden will: je kürzer die Zeit, in der neben dem nor« 
malen Bedarf die entstandenen Fehlbeträge gedeckt werden sollen, 
desto grösser selbstverständlich der jährliche Gesamtbedarf. Im übrigen 
ist für uns hier dieses Problem der Bestimmung des Wohnungsbedarfes 
der ganzen Schweiz aus Gründen, die mit dem Zweck unserer ganzen 
Berechnung eng zusammenhängen, von geringerer Bedeutung, wichtiger 
hingegen die Feststellung des Bedarfes in den einzelnen, namentlich in 
den grösseren Gremeinden der Schweiz. 

Diese Aufgabe lässt sich wesentlich genauer lösen, da für die 
grösseren Gemeinden alle wichtigeren statistischen Elemente solcher 
Berechnungen bekannt sind. Für die Stadt Zürich lassen sich z. B. 
folgende Tatsachen feststellen. Aus eingehenden Berechnungen des 
städtischen Statistischen Amtes hat sich einerseits ergeben, dass der 
jährliche Wohnungsbedarf unter normalen Verhältnissen dem Haus- 
haltungszuwachs gleich ist, und zweitens, dass als Haushaltungszuwachs 
in diesem Sinne zu verstehen ist die Zahl der Eheschliessimgen zwischen 
Ledigen plus (oder minus) die Zahl der mehrzugezogenen (oder mehr- 
weggezogenen) Haushaltungen minus die Zahl der Sterbefälle geschie- 
dener Frauen und verwitweter Männer und Frauen^). Dass daraus, 



240000000 + 240000000 4 ^ ^^ ^ , 

«: 21333 Wohnungen. 



30000 3 

Wie gesagt: wir halten diese Bereohnungsmethode aus theoretischen ond prak- 
tischen Gründen (vor aliem weil die BevölkerungSTorgänge der Jahre 1010—1920 
ohne weiteres jenen von 1900 — 1910 gleichgesetzt werden und namentlich die Ver- 
änderungen der Wanderungsbewegung nicht in Betracht gezogen werden) für unzulässig 
und die sich auf diese Weise ergeb^den Zahlen für unrichtig. Sie sind entschieden 
zu hoch. Weni^ wir sie hier trotäem bringen, so geschieht dies nur zu dem Zweck, um 
zu zeigen» dass der oben genannte ungedeckte Bedarf von mindestens 10000 — 12000 
Wohnungen im Jahre 1920, sowie die weiter unten auf S. 79 gebrachten Schätzungen 
des laufenden und des gesamten Jahresbedarfes der Schweiz keinesfalls als üMr- 
trieben betrachtet werden dürfen. 

^) Wie genau die auf diese Weise berechneten Zahlen sind» wird in Nr. 15 der Sta- 
tistik der Stadt Zürich, Zürich 1913, S. 30, gezeigt. Der Haushaltimgszuwachs zwischen 
je zwei Volkszahlungen beträgt 

nach den nach der obigen Methode 

Volkszählungsergebnissen aus der Fortschreibung berechnet 

1894r-1900 7845 7787 

1900-1910 8101 8265 

Die jährliche Differenz beträgt in der ersten Periode 10, in der zweiten Periode 
16 Haushaltungen, d. s. in zehn Jahren nur etwa 0,7 bezw. 2,o%, was für unsere 
Zwecke so gut wie ohne Behmg ist. 
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dass diese Methode für normale Zeiten stimmte, noch nicht folgt, dass 
ihre Anwendung für die anormale Kriegs- und Nachkriegszeit ohne 
weiteres zulässig ist, erkennen wir natürlich selbst an. Namentlich 
dürften die wirtschaftlichen Verhältnisse gewisser Gruppen der an- 
sässigen und der wandernden Bevölkerung einige Veränderungen er- 
fahren haben, die vielleicht die Einführung gewisser Korrektionskoeffi- 
zienten erforderlich machen (was ja die kommende Volks- und Wohnungs- 
zählung zeigen wird). In einer Spezialuntersuchung würde es sich des- 
halb gewiss lohnen, diesen Verhältnissen von neuem nachzugehen. Allein 
für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung dürfte dies überflüssig 
sein, und für die hier verfolgten Zwecke einer approximativen 
Schätzung glauben wir der soeben beschriebenen Methode des Sta- 
tistischen Amtes der Stadt Zürich folgen zu dürfen. Wenden wir sie 
auf die Jahre 1914 — 1919 an, so erhalten wir folgendes Bild: 



Jahr 


Ehe- 

sohliessungen 

zwischen 
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Familien- 

wandernngs- 
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Haufihaltungsauflöfiungen 
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1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 

1914—1919 


1264 
878 
1131 
1189 
1462 
1699 


—476 

451 

785 

374 

^412 

-457 


465 
450 
484 
473 
546 
542 


40 
32 
29 
46 
33 
40 


283 
847 
1403 
1044 
471 
660 


7623 


265 


2960 


220 


4708 


Januar bis 
Septbr. 1920 


1480 


—650 


410 


31 


389 



Nun wissen wir aus der Sp. 16 der Tabelle auf S. 17, dass in den 
Jahren 1914—1919 in der Stadt Zürich 3150 Wohnungen durch Neu- 
und Umbau entstanden sind. Fügt man dieser Zahl die 662 am 1. De- 
zember 1913 leergestandenen Wohnungen hinzu ^), so erhält man eine 

*) Dies ist natürlich nicht ganz korrekt, weU man die Zahl der am 1. Januar 1914 
(und nicht der am 1. Dezember 1913) leergestandenen Wohnungen (und ebenso düe ent- 
sprechende Zahl für den 1. Januar 1920) in Rechnung setzen soUte. Doch ist diese Zahl 
nicht bekannt (die Leerwohnunsszählungen finden in Zürich stets am 1. Dezember statt). 
Umgehen könnte man diese ünücorrektheit durch Umrechnung der Zahlen unserer oben- 
stehenden Tabelle auf die mit dem 1. Dezember beginnenden Jahre, wie es das Sta- 
tistische Amt tut. Doch hielten wir dies mit Rücksicht einerseits auf die sicherlich Ter- 
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Gesamtzahl von 3712 Wohnungen. Abzuziehen wären davon die 23 
am 1. Dezember 1919 leergestandenen Wohnungen, woraus sich dann 
eine Zahl von 3689 Wohnungen ergibt, die der Zahl der in dieser Zeit 
auf den Markt gebrachten und von den Konsumenten auf g^iommenen 
Wohnungen entspricht. Demg^enüber betrug der Gesamtbedarf, wie 
unsere vorstehende Tabelle zeigt, entsprechend dem Zuwachs an Haus- 
haltimgen, insgesamt 4708 Wohnungen. So begann denn das Jahr 1920 
mit einem Fehlbetrag, einem ungedeckten Bedarf von etwas mehr als 
1000 Wohnungen, d. h. dass etwas mehr als 1000 Familien keine eigene 
Wohnung hatten, und zwar Familien, die in normalen Zeiten eigene 
Wohnungen zu beziehen pflegten. In Wirklichkeit ist diese Zahl, wie 
dies das Statistische Amt selbst gelegentlich hervorhob, noch etwas 
grösser, da man auch jener Zahl der Wohnungen Rechnung tragen 
muss, die in diesen Jahren ohne bauliche Veränderungen (also ohne dass 
die Statistik der Umbauten sie in Abzug gebracht haben könnte) in 
Geschäftslokale umgewandelt wurden. Dieser Faktor, der ins- 
besondere in den Ejiegsjahren an anderen Orten, so namentlich in Bern, 
eine ausserordentlich grosse Bolle spielte, dürfte in Zürich von relativ 
geringerer Bedeutung gewesen sein: denn schon durch den Begierungs- 
ratsbeschluss vom 22. August 1918 wurde das Verbot solcher Umwand- 
lungen aufgestellt, das durch den Begierungsratsbeschluss vom 15. März 
1919 erneuert und dahin präzisiert worden ist, dass eine besondere Be- 
willigung der kantonalen Baudirektion auch dann nachgesucht werden 
muss, wenn eine solche Umwandlung ohne Umbau vor sich geht ; denn 
durch diesen zweiten Begierungsratsbeschluss wurde allgemein unter- 
sagt, „Wohnräume ihrem Zwecke zu entfremden, insbesondere sie zu 
Geschäftszwecken statt zu Wohnzwecken zu verwenden*' (vgl. hierzu 
femer den Begierungsratsbeschluss vom 10. Januar 1920). Immerhin 
wird amtlicherseits die Zahl der durch solche Umwandlungen in der 
Stadt Zürich verlorengegangenen Wohnungen auf 200 geschätzt ^), 
wodurch der Fehlbetrag anfangs 1920 auf über 1200 Wohnungen steigen 
würde. Da nun zur Behebung der Wohnungsnot nicht nur die Befriedi- 
gung des tatsächlich ungedeckten Bedarfes, sondern auch das Sichern 
einer gewissen Beserve gehört, die in Zürich mit 2% der vorhandenen 
Wohnungen ab normal erachtet werden kann, muss nach der Meinung 
des Statistischen Amtes die berechnete Zahl um weitere 900 — 1000 



Bchwindend kleine Differenz, andererseita aber auf den sowieao nur ann&hemd genauen 
Charakter aller dieser Berechnungen für unnötig. 

^) Monatsbericht des Statistischen Amtes der Stadt Zürich, Oktober 1919, 8. 33. 
In einer früheren Publikation (Monatebericht, September 1918, S. 36) wurde diese Zahl 
schon Ende 1918 auf 300 geschätzt. 
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Wohnungen erhöht werden, so dass „um den Wohnungsmarkt in der 
Stadt Zürich wieder auf einen normalen Stand zu bringen", 2000 bis 
2200 Wohnungen erforderlich gewesen wären. 

Diese amtliche Berechnung bedarf einiger Abändenmgen. Einmal 
ist inzwischen fast das ganze Jahr 1920 verstrichen, ohne dass irgend- 
welche durchgreifende Massnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
ergriffen worden wären. So muss denn die Berechnung pro Ende 1920 
von neuem aufgestellt werden. Allerdings fehlen vorläufig die hierzu 
nötigen statistischen Unterlagen, eine annähernd genaue Schätzung 
auf Grund der bisher bekanntgegebenen Zahlen ist trotzdem möglich. 
So kann mit grosser Sicherheit angenommen werden, dass die Zahl 
der im Laufe des Jahres 1920 hergestellten Wohnungen die entsprechende 
Zahl des Vorjahres kaum wesentlich übersteigen wird. Das lässt sich 
schon daraus erkennen, dass wenngleich gegenüber den am 1. Dezember 
1918 im Bau begriffen gewesenen 86 Wohnhausneubauten am 1. De- 
zember 1919 nicht weniger als 135 Wohngebäude im Bau standen, 
die Zahl der in ihnen enthaltenen Wohnungen nur 478 betrug gegen- 
über den 459 Wohnungen im Vorjahr (die Erklärung liegt darin, dass 
von den 135 Wohngebäuden nicht weniger als 79 auf Einfamilienhäuser 
entfielen, deren Zahl im Vorjahr nur 19 betrug); die diesjährige Pro- 
duktion dürfte demnach die vorjährige nur um 19 Wohnungen über- 
steigen (in Wirklichkeit sind in den ersten neun Monaten des Jahres 
1920 im ganzen 367 neue Wohnungen und 48 Wohnungen in Ver- 
änderungsbauten, im ganzen also 415 Wohnungen fertiggestellt worden). 
Was nun die Bevölkerungsbewegung betrifft, so zeigt die letzte Zeile 
der vorstehenden Tabelle vor allem eine ganz ausserordentliche Zu- 
nahme der Eheschliessungen, deren Gesamtzahl selbst die Vorkriegs- 
zahlen sehr erheblich übersteigt; demgegenüber nimmt aber auch der 
Familienwanderungsverlust weiter zu (650 Familien gegenüber 241 in 
den ersten neun Monaten des Vorjahres), hauptsächlich infolge der 
Mehrabwanderung der ausländischen Familien (624 Familien gegen- 
über 322 in den ersten neun Monaten des Vorjahres). Hält diese Be- 
wegung bis zum Ende des Jahres im gleichen Tempo an, so schliesst 
das Jahr mit einer Erhöhung des Fehlbetrages um etwa 100 Wohnungen. 

Sodann ist noch ein Wort zu den 900 — 1000 als Reserve in 
Rechnung gesetzten Leerwohnungen zu sagen. Wenngleich die Zahl 
von 2% nach früheren Gepflogenheiten eher als massig zu betrachten 
ist (man rechnete häufig mit 2 — 3 % und mehr ^), so gestatten wir uns 

1) Vgl. hierzu tu a. Beitrage zur Wohnungsfrage während des Krieges, 14. Sonder- 
heft zum Reichs-Arbeitabiatte, Berlin 1917, S. 36 ff., und Bautätigkeit und leerstehende 
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doch die Vermutung zu äussern, dass mit manchem anderem ,,Luxus" der 
Vorkriegszeit auch dieser wohl auf lange Jahre hinaus verschwinden 
wird. Und nach einem gegenwärtigen Leerwohnungssatz von 0,o6% 
wird man, subjektiv jedenfalls, auch bei 1% Leerwohnungen keine 
Wohnungsnot mehr empfinden. So glauben wir denn, dass man höchstens 
diesen Satz, d. h. nur etwa 500 Wohnungen, in Rechnung stellen soll, 
namentlich auch mit Bäcksicht darauf, dass die Erstellung neuer 
Wohnungen relativ schwere finanzielle Opfer erfordern wird. Ein- 
schliesslich einer angemessenen Reserve würde somit der ungedeckte 
Bedarf Ende 1920 etwa 1800 Wohnungen betragen. 

Schwieriger als diese Berechnung ist die Ermittlung des laufenden 
Bedarfes in den nächsten Jahren. Der Normalbedarf hängt, wie wir 
bereits gezeigt haben, von der Zahl der Eheschliessungen und der 
Ehelösungen sowie von der Grösse (und dem Vorzeichen) des Familien- 
wanderungsgewinnes ab. Und eben über diese letzte Grösse lässt sich 
kaum etwas Positives aussagen, da sie von einer Reihe heterogener 
Momente ökonomischer und politischer Art abhängt. In der Vorkriegs- 
zeit betrug in der Stadt Zürich der normale Bedarf, gemessen am Zu- 
wachs der Haushaltungen (im Durchschnitt der Jahre 1910 — 1913), 
über 1000 Wohnungen im Jahr und noch grösser war die Wohnungs- 
produktion, die sich (im Durchschnitt der Jahre 1910 — 1913) auf rund 
1500 Wohnungen im Jahr belief. Demgegenüber ist sie im Durchschnitt 
der Jahre 1919 — 1920 auf etwas über 600 Wohnungen gefallen, wobei 
allerdings auch der Zuwachs an Haushaltungen, d. h. der Wohnungs- 
bedarf, wie es die vorstehende Tabelle zeigt, ebenfalls sehr stark ge- 
sunken ist, und zwar infolge der grossen Familienwanderungsverluste. 
So wurde denn der Wohnungsbedarf der ansässigen Bevölkerung in 
den letzten Jahren zu einem sehr bedeutenden Teil durch die infolge 
der Mehrabwanderung hier niedergelassen gewesener Familien frei wer- 
denden Wohnungen gedeckt. Nun muss man sich aber verg^enwärtigen, 
dass dieser dauernde Wanderungsverlust der Nachkriegsjahre zum Teil 
wohl durch gewisse mit dem Krieg und seinem Ende zusammenhängende 
Momente, zum grössten Teil aber durch eine bestimmte, aus der Not 
der Zeit entstandene Bevölkerungspolitik hervorgerufen wird, die die 
Zuwanderung von Ortsfremden durch Einschränkung der Frei- 
zügigkeit verunmöglicht oder jedenfalls sehr wesentUch erschwert. 
Es ist indessen anzunehmen, dass mit der Rückkehr normalerer Ver- 
hältnisse die Verordnungen über die Einschränkung der Freizügigkeit 

Wohnungen in deutsohen St&dten im Jahre 1917, Sonderbeilage zum Reichs- Arbeits - 
blatte Nr. 6, Juni 1918, Berlin 1918, S. 25. 
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namentlich Schweizerbürgem gegenüber nicht, in gleich rigoroser Weise 
werden gehandhabt werden, wie gegenwärtig, mit Bücksicht auf die 
Härten und direkten Schäden, die hieraus entstehen ^). Zieht man alle 
diese Momente in Betracht, so wird jnan — unter entsprechendem 
Vorbehalt — den laufenden Bedarf der nächsten Jahre auf vielleicht 
800 — 1000 Wohnungen jährlich veranschlagen. 

Soll die Wohnungsnot in drei Jahren behoben werden, d. h. soll 
innerhalb der nächsten drei Jahre neben dem Normalbedarf von 800 bis 
1000 Wohnungen jährlich auch der in den vorausgegangenen Jahren 
entstandene Fehlbetrag von 1800 Wohnungen gedeckt werden — was, 
wie uns in massgebenden Kreisen versichert worden ist, technisch 
durchaus ausführbar wäre — , so müssten in diesen drei Jahren in der 
Stadt Zürich insgesamt etwa 1600 Wohnungen jährlich erstellt werden. 

Nachdem wir im vorstehenden die erste der hier zu untersuchenden 
zwei Fragen — die Berechnung des Bedarfes an Wohnungen — be- 
handelt und insbesondere den Wohnungsbedarf der Stadt Zürich fest- 
gestellt haben, gehen wir nun zu der zweiten Frage über, zur Be- 
stimmung der Höhe der finanziellen Aufwendungen, die der 
Wohnungsbau unter den gegebenen Bedingungen erfordert. Diese Be- 
dingungen bestehen, wie wir schon oben sagten, darin, dass bei bei- 
zubehaltendem Mieterschutz, der keine Zunahme der Mietpreise in den 
früher erbauten Häusern über die als normal betrachtete Brutto-Bendite 
von etwa 7,5% hinaus zulassen soll, die Mietpreise in den jetzt, unter 
ganz abnormen Preisverhältnissen erstellten Häusern den Mietpreisen 
der „alten" Wohnungen gleichkommen sollen. Dass dies nur unter 
entsprechenden Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln er- 
reicht werden kann, haben wir schon gesagt. Es handelt sich nun darum, 
die tatsächliche Höhe dieser Zuschüsse, also zunächst die Grösse 
des Zuschusses pro Wohnung zu berechnen. Diesen Betrag, die 
Differenz zwischen den Mindestjahreskosten einer gegenwärtig her- 
zustellenden Wohnung und dem Durchschnitt der gegenwärtig, unter 
dem Schutze des Mietnotrechts in den früher erstellten Häusern tat- 

^) Da wir über diese Verhältnisse nicht genau unterrichtet sind, können wir uns 
hierüber natürlich kein UrteÜ anmassen und namentUch keine zahlenmässigen Belege 
Über das tatsächliche Mass der Einschränkung der Freizügigkeit bringen. So wollen wir 
in diesem Zusammenhang nur jene Zahlen bringen, die Nationalrat Zimmer li in der 
Nationalratsdebatte nannte: in Luzern mussten seit Mai 1919 (und bis Frühjahr 1920) 
nicht weniger als 160 Niederlassungsgesuche von Auswärtswohnenden abgewiesen werden, 
und zwar von solchen, die durchaus einwandfrei waren und deren Au&ahme im volks- 
wirtschaftlichen Interesse von Luzern gelesen hätte (siehe Amtliches Stenographisohes 
Bulletin der Bundesversammlung, Nationalrat, April 1920, S. 351). Wir glauben, dass 
für cmdere Städte, namentlich für Zürich, die entsprechenden Zahlen nicht kleiner sein 
dürften. 
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sächlich bezahlten Mietpreise für Wohnungen gleicher Grösse und 
Qualität, kann man unter Mitberücksichtigung der Ergebnisse der Miet» 
preisstatistik in der Weise berechnen, dass man die Kosten einer 1914 
erstellten Wohnung mit denen einer 1920 erstellten ähnlichen Wohnung 
vergleicht, oder, da kein genügendes Vergleichsmaterial zur Verfügung 
steht, dass man die Kosten der 1914 erstellten Wohnung 
gewissermassen auf die Gegenwart projiziert, d.h. ihre Kosten 
unter Berücksichtigung der inzwischen eingetretenen Preisveränderungen 
auf dem Bau- und Geldmarkte entsprechend umrechnet. 

Wir sind uns dessen vollkonunen bewusst, dass, so sorgfältig eine 
solche Berechnung auch vorgenommen wird, sie trotzdem nicht über 
den Bahmen einer mehr oder weniger soUd fundierten Schätzunghinaus- 
ragen kann. So wird denn auch für die folgenden Berechnungen der 
Anfifpruch auf absolute Genauigkeit nicht erhoben. Sie sollen 
lediglich als zahlenmässige Illustration der allgemeinen 
Orientierung dienen. 

Um einem naheliegenden Fehler von vornherein aus dem Weg zu 
gehen, sehen wir im folgenden vom Operieren mit allgemeinen „Durch- 
schnittswohnungen'' ab (weil es keine solchen gibt!) und wählen als 
Grundlage für unsere Berechnungen bestimmte Wohnungstypen, die 
den gegenwärtigen Verhältnissen entsprechen, und zwar bescheidene 
Mittelstands- und Arbeiterwohnungen von 3 und 4 Zimmern in Mehr- 
familienhäusern ^). Bei der Berechnung der Bau- und Jahreskosten 
solcher Wohnungen in gegenwärtig zu errichtenden Häusern setzen wir, 
entsprechend unseren Feststellungen im ersten Kapitel, die Verteuerung 
der Baukosten mit 200 % in Rechnung und gehen bei der Bestimmung 
der Jahreskosten von einer 7,6% igen Brutto Verzinsung des gesamten 
Anlagekapitals (einschliesslich der Ausgaben des Hausbesitzers für Ab- 
schreibungen, Verwaltung, Steuern, Versicherung, Reparaturen und 
Instandhaltung) gegenüber 6% vor dem Krieg aus. 

^) So wie es keine »»Dnrohsohnittswohnimg'* überhaupt gibt, so gibt es nattfrlich 
auch keine »»durchBchnittliche*' Drei- oder Vierzinunerwobnung. Immerhin, dnroh 
AuBschluBB gewisser besonders teurer Stadtteile, besonders teurer Bauarten (Villen, 
Ein- und Zweifamilienh&user) und besonders kostspieliger Arten des Ausbaues, kann 
man die sonst, selbst in einer und derselben Stadt so grossen Differenzen auf ein Minimum 
reduzieren. Die unseren folgenden Berechnungen zugrundegelegten zwei Typen, die 
eben auf diese Weise gew&hlt und deshalb bis zu einem gewiss^i Mame als normal („duroh« 
sohnittlioh") bezeiclmet werden können, haben wir auf Grund zahlreicher Vergleiche 
wirklich gebauter H&user dieser Bauart, ihrer Pläne, Kostenvoranschläge und Ab- 
rechnungen konstruiert. 

Es ist uns ein Bedürfnis, auch an dieser Stelle, unseren Dank aUen jenen auszu- 
sprechen, die uns bei dieser zeitraubenden Arbeit in der freundlichsten Weise mit Rat- 
schlägen und Zahlenmaterial unterstützten, namentlich dem Hochbauamt und der 
S touerverwaltung (Abteilung Liegensohaftensteuer) der Stadt Zürich« 
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Eine bisher unberührt gebliebene Frage bedarf noch einer kurzen 
Betrachtung, d. s. die Kosten des Baugrundes und ihre Verände* 
rung in der Zeit. Gregenwärtig spielen bekanntlich die Kosten des Grund* 
erwerbes — von besonders günstig gelegenen Grundstücken abgesehen — 
eine sehr geringe Bolle unter den gesamten Anlagekosten eines zu er- 
richtenden Hauses, namentlich wenn es sich um ein Mehrfamilienhaus 
in nicht zu teurer Baulage handelt. Dies erklärt sich dadurch, dass 
während die eigentlichen Baukosten sich durchschnittlich verdreifacht 
haben, die Orundstückpreise in den letzten Jahren nicht nur nicht ge- 
stiegen, sondern, der Lage auf dem Baumarkte entsprechend, eher ge- 
sunken sind. Trotzdem wäre es kaum richtig, die alten Preise un- 
verändert in die Berechnung der Anlagekosten eines in der nächsten 
Zeit zu errichtenden Hauses einzusetzen. Denn, wenn selbst die Preise 
baureifer Grundstücke, auch bei einigem Leben auf dem Baumarkte, 
zunächst nicht steigen würden, würde dennoch ein anderes Moment 
auf die Grundstückkosten verteuernd wirken, und zwar die Erhöhung 
der Auf Schliessungskosten. Die vorhandene Reserve an erschlos- 
senen Grundstücken würde in relativ kurzer Zeit aufgebraucht sein 
und man müsste zur Aufschliessung weiteren Baugeländes schreiten. 
Dies ist aber mit sehr erheblichen Mehrkosten verbunden, sind doch 
die Kosten des laufenden Meters einer Quartierstrasse, die in Zürich 
vor dem Krieg etwa 100 Fr. betrugen, gegenwärtig auf etwa 400 Fr., 
d. h. um 300%, gestiegen. Und selbst wenn man sich mit geringeren 
Anforderungen begnügen würde, so Hessen sich auch dann diese Kosten 
kaum auf weniger als den dreifachen Betrag der Vorkriegskosten herab- 
dxücken. Es liegt auf der Hand, dass hierdurch eine Verteuerung der 
Grundstücke hervorgerufen werden muss. Die Fragen, wie gross diese 
Verteuerung im Einzelfalle sein wird, und in welchem quantitativen 
Verhältnis solche verteuerte Grundstücke schon in den ersten Jahren 
nach dem Wiedereinsetzen der Bautätigkeit zu den bereits durch Strassen 
durchzogenen Grundstücken stehen werden, lassen sich natürlich auch 
nicht annähernd genau beantworten. Immerhin glaubten wir diesem Fak- 
tor in der Weise Rechnung tragen zu müssen, dass wir in unserer Berech- 
nung auch bei den Grundstückkosten eine relativ bescheidene Ver- 
teuerung annahmen, und zwar um 60% (trotzdem sinkt in unseren 
folgenden Berechnungen der Kostenanteil des Grundstücks an den ge- 
samten Anlagekosten von rund 16% i. J. 1914 auf rund 8% i. J. 1920). 

Wir berechnen zunächst die Kosten der Dreizimmerwohnung 
mit Mansarde, und zwar in einem Doppelwohnhaus mit 8 Wohnungen. 
Der durchschnittliche Mietpreis einer solchen Wohnung stellte sich in 
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Zürich unmittelbar vor dem Kriege auf etwa 630 Fr., 1919 auf etwa 
860 Fr. *), gegenwärtig dürfte er kaum weniger als 900 Fr. betragen. 
Wie hoch käme nun der Mietpreis einer solchen Wohnung in einem heute 
zu erstellenden Haus gleicher Bauart? Diese Frage wird durch die 
folgende Zusammenstellung beantwortet, in der wir die Kosten des 
hier als typisch gewählten Hauses angeben, und zwar einmal die tat- 
sächlichen Kosten im Jahre 1914 und daneben die Kosten des gleichen 
Hauses unter Berücksichtigung der inzwischen eingetretenen Teuerung. 





1914 


1920 


Grunderwerb 

Baukosten 

Anlagekosten 

Jahreskosten des ganzen 
Hauses 

Der Mietzins einer Woh- 
nung sollte betragen 
mindestens 


12 000 Fr. 
70 000 „ 


18000 Fr. 
210000 „ 


82000 Fr. 
zu 6 % 4 920 Fr. 

616 Fr. 


228000 Fr. 
zu 7,5% 17100 Fr. 

2138 Fr. 



Aus dieser Zusammenstellung erkennt man, dass die Verteuerung 
der Anlagekosten unter den gemachten Annahmen 178% beträgt: 
von 10250 Fr. stiegen die Anlagekosten einer Wohnung auf 28500 Fr. 
Und noch grösser ist, weil eben auch mit einem höheren Zinsf uss gerechnet 
werden muss, die Zunahme der Jahreskosten: pro Wohnung steigen sie 
von 615 Fr. auf 2138 Fr., d. h. um 248%. Das will mit anderen Worten 
sagen, dass wenn in einem Haus einer bestimmten Bauart und Lage, 

^) Den durchschnittliohen Mietpreis aller Wohnungen überhaupt oder aller 
Wohnungen einer bestimmten Grösse und Kategorie kennen wir in Zürich nur für die 
Wohnungszählungsjahre 1896 und 1910. Für die späteren Jahre haben wir nur von jenen 
Mietpreisen Kenntnis, die sich auf die in diesen Jamen durch Vermittlung des Städtischen 
Wohnungsnachweises vermieteten Wohnungen beziehen. Dass und warum diese Miet- 
preise etwas höher sind als die effektiven Ihirchschnittspreise aller Wohnungen der ent- 
sprechenden Elategorien, braucht hier wohl kaum besonders hervorgehoben zu werdea 
(dass sie trotzdem im allgemeinen, namentlich in normalen Zeiten, ein zutreffendes Bild 
von der Bewegung der effektiven Mietpreise in der Zeit geben, haben wir weiter oben 
schon hervorgehoben). Wesentlich für unsere Zwecke ist hingegen die Feststellung, um 
wieviel Prozent die effektiven Mietpreise hinter diesen Marktpreisen zurückbleiben. 
Dies lässt sich für das Jahr 1910 aus einem Vergleich des Materials des Wohnungs- 
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das vor dem Krieg erstellt worden ist, vor dem Krieg der Mietzins einer 
Dreizimmerwohnung mindestens 615 Fr. betragen musste, in einem ähn- 
lichen, heute erstellten Haus der Mietzins der gleichen Wohnung sich 

nachweises mit dem der Wohnungszählung leicht feststellen. Zu diesem Zwecke stellen 
wir in der folgenden Tabelle die Mietpreise in der Stadt Zürich i. J. 1910 nach den Er- 
gebnissen der Wohnungszählung und nach den Angaben des Wohnungsnachweises zu- 
sammen. 



Woh- 

nnngen 

mit 


Nach den Ergebnissen der 
Wohnungszählung 


Naeb den Alf abeo dei Voh- 
DUgsiiaehveis«« 


Differenz 

zwischen 

Spalten 4 

und 8 


Wohnangei oliie Zentralkeisus 


Voh- 

DUigei 

m.Z«iitnl- 

heiiug 


ohne 
Man- 
sarde 


mit 
Man- 
sarde 


über- 
haupt 


Itturde 


■it eiier 
lustrd« 


mit 2 
iida«hr 
Iiuirdei 


über- 
haupt 


ab- 
sollt 


% 


1 s 


8 


4 6 


6 7 8 


• 


10 


2 Zimmern 

3 , 

s , 

6 , 


393 
545 
719 
945 
1245 


454 

648 

948 

1350 

1731 


536 

669 

1081 

1509 

2176 


407 

568 

811 

1208 

1667 


961 
1376 
1854 
2486 


453 

653 

877 

1204 

1631 


531 

753 

1113 

1581 

2162 


461 

670 

981 

1488 

2084 


54 
102 
170 
280 
417 


11,7 

15,t 

18,8 

20,0 



Ein Blick auf die Sp. 9 — 10 der vorstehenden Tabelle zeigt» dass der durchschnitt- 
liche Mietpreis aller Wohnungen einer bestimmten Art um 12-— 20% hinter dem ent- 
sprechenden Wert, der auf Grund der Wohnungsnachweis-Statistik gewonnen werden 
kann» zurückbleibt. Im Durchschnitt der fünf von uns in der Tabelle berücksichtigten 
Gröflsenklassen beträgt diese Differenz rund 17%, im Durchschnitt der für unsere fol- 
genden Ausführungen in Betracht kommenden Drei- und Vierzimmerwohnungen rund 
16%. Ziehen wir noch die Drei- und Vierzimmerwohnungen mit Mansarde l^sonders 
in Betracht, so stellen wir fest, dass die Differenz zwischen den in den Sp. 2 und 7 an- 
gegebenen Zahlen 14 — 15% beträgt. So rechnen wir denn im folgenden mit einer Dif- 
ferenz von durchschnittlich 15%. 

Was nun die späteren Jahre betrifft, so haben wir keinen Grund zur Annahme, 
dass in normalen Zeiten, d. h. bis 1914, diese Differenz sich merklich verschoben hätte. 
Fiir die letzten Jahre hingegen, namentlich seit dem Beginn der ausgesprochenen 
Wohnungsnot und im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Mieterschutzes, dürfte 
sich der Abstand zwischen den durchschnittlichen Preisen und den Preisen der neu- 
vermieteten Wohnungen verändert haben, und zwar haben wir allen Grund zur An- 
nahme, dass dieser Abstand sich versrössert hat. Schätzungsweise könnte vielleicht 
angenommen werden — erst die Wohnungszählung am 1. Dezember 1920 wird auch 
hierüber genaueren Aufschluss geben können — , daaa dieser Abstand jetzt bei den für 
uns in Betracht kommenden Wohnungen 20 — ^25% beträgt. 

Gehen wir von diesen Sätzen aus, so werden wir den aus der Mietpreisstatistik 
ennittelten Preis einer Dreizimmerwohnung mit Mansarde für die Eriedensmonate des 
Jahres 1914 von 743 Er. um etwa 15% auf rund 630 Fr., für das Jahr 1919 hingegen 
von 1104 Er. um etwa 22% auf 860 Er. herabsetzen (die 1914—1919 eingetretene effek- 
tive Teuerung würde also 36,6% betragen, während für die auf den Markt kommenden 
Wohnungen me Teuerung 48,e% beträgt). Die auf diese Weise ermittelten Preise setzen 
wir in unsere obenstehende Berechnung ein. 
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auf mindestens 2138 Fr., d. h. fast auf den dreiundeinhalbfachen Betrag, 
stellen müsste. 

Nun betrug aber 1919 der Mietzins einer solchen Wohnung in den 
in den vorausgegangenen Jahren erbauten Häusern, wie wir gezeigt 
haben, etwa 860 Fr., gegenwärtig mindestens 900 Fr. Die Differenz 
beträgt also nicht weniger als 2138 — 900 = 1238 Fr. So gross — im 
Grunde, wie wir sofort zeigen werden, etwas geringer — müsste der 
Betrag sein, der dem Hausbesitzer ausser dem Mietzins jährlich zuf liessen 
müsste, wenn man ihn veranlassen (und ihm ermöglichen) wollte, auch 
bei den gegenwärtigen, künstlich niedergehaltenen Mietzinsen neue 
Miethäuser zu bauen und für die neuen Wohnungen die gleichen Miet- 
zinse zu fordern, die gegenwärtig für gleichartige „alte" Wohnungen 
bezahlt werden. Etwas geringer dürfte dieser Zuschuss deshalb sein, 
weil ja in neuen Häusern die Mieter in der Regel einen etwas höheren 
Zins zu zahlen gewillt sind. Immerhin dürfte diese Differenz nicht viel 
mehr als 10—15% betragen, so dass man jedenfalls — wollte man die 
gegenwärtigen Mietzinse in den „alten'' Häusern nicht erhöhen — mit 
einem Zuschuss von etwa 2138—900—113 = 1125 Fr. für jede Drei- 
zimmerwohnung rechnen müsste. 

In ähnlicher Weise berechnen wir in der folgenden Zusammen- 
stellung die Kosten einer Vierzimmer wohnung ebenfalls in einem 
Doppelwohnhaus mit 8 Wohnungen. 





1914 


1920 


Grunderwerb 

Baukosten 

Anlagekosten 

Jahreskosten des ganzen 
Hauses 

Der Mietzins einer Woh- 
nung sollte betragen 
mindestens 


15000 Fr. 
90 000 „ 


22500 Er. 
270000 „ 


106000 Fr. 
zu 6% 6300 Fr. 

788 Fr. 


292500 Fr. 
zu 7,5% 21938 Fr. 

2 742 Fr. 



Der Mietzins einer Vierzimmerwohnung müsste in einem solchen, 
gegenwärtig erbauten Haus mindestens 2742 Fr. betragen. Demgegen- 
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über belief sich der Mietpreis solcher Wohnungen in Zürich 1919 auf 
nur etwa 1340 Fr. i), gegenwärtig beträgt er vielleicht IßOO Fr. Berück- 
sichtigen wir, wie oben, eine etwa 10 — 16% ige Differenz zwischen den 
Bfietpreisen alter und neuer Häuser, so verbleibt ein Defizit von etwa 
2742—1600—188 = 1064 Fr. pro Jahr und Wohnung. Dass diese 
Differenz wesentlich geringer ist als die oben für die Dreizimmerwohnung 
berechnete, erklärt sich erstens dadurch, dass die Mietpreise der Vier- 
zimmerwohnungen stärker gestiegen sind im Vergleich zur Vorkriegs- 
zeit als die der Dreizimmerwohnungen, wie dies die folgende Zusammen- 
stellung zeigt: 

Breizimmerwohnung Vierzimmerwohnung 

mit Mansarde mit Mansarde 

Preis in Fr. Indexziffer Preis in Fr. Indexziffer 
1914 I 743 100,0 1069 100,o 

1919 1104 148,6 1719 160,8 

Der zweite Grund wird darin liegen, dass Vierzimmerwohnungen in 
der Regel einen etwas teureren Ausbau erhalten, während wir, den 
Zeitverhältnissen entsprechend, den gleichen bescheidenen Typus unserer 
Berechnung der Vierzimmerwohnung zugrunde legten, den wir bei der 
vorausgegangenen Berechnung der Dreizimmerwohnung gewählt hatten. 
Wären wir z. B. von einem Haustypus im Werte von 15 000 + 100000 = 
= 115000 Fr. vor dem Krieg«) und also von 22 öOO + 300000 = 
= 322600 Fr. in der Gegenwart ausgegangen, so kämen wir zu einem 
Minimalmietpreis von 3023 Fr. und zu einem Zuschuss von 1335 Fr. 
pro Wohnung. 

Ohne diese Berechnung für alle Wohnungsgrossen durchführen zu 
brauchen, können wir annehmen, dass da der allergrösste Teil der 
gegenwärtig erforderlichen Wohnungen diesen zwei Grössenklassen 
angehören wird, der durchschnittliche Fehlbetrag bezw. Zuschuss 
1064 — 1126 Fr. pro Wohnung, im Mittel also etwa 1100 Fr. betragen 
müsste '). 

^) Die Mietpreisstatistik weist für Vierzimmerwohnnngen mit Mansarde einen 
Durchschnittspreis von 1719 Fr. aus, den wir aus Gründen, die in der vorstehenden 
Anmerkung angeführt worden sind, um etwa 22% auf 1340 Fr. reduzieren. 

') Dieser höhere Anlagewert würde übrigens aus naheliegenden Gründen auch 
dem durchschnittlichen Mietpreis vor dem Krieg besser entsprechen: bei 115000 Fr. 
käme die 6%i^e Rendite pro Wohnung auf 863 ¥t., und in der Tat betrug der durch- 
schnittliche Mietpreis vor dem Krieg rund 900 Fr. Indessen halten wir es, wie gesagt, 
für die Zwecke dieser Berechnung für richtiger, von einem bescheideneren, unserer ersten 
Berechnung entsprechenden Haustypus auszugehen. 

') Zur Kontrolle — ohne incussen den Wert der folgenden Berechnung zu über- 
schätzen — wollen wir noch eine entsprechende Berechnung für die „Durchschnitts- 
wohnung*' durchführen. Ihre Anlagekosten werden in der Regel heute auf etwa 30000 Fr. 
angegeben. Nun ist aber in Erwägung zu ziehen, dass der Preis der „Durchschnitts- 
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Abschliessend möchten wir noch bemerken, dass wenn wir einer- 
seits vielleicht mit etwas zu niederen Werten operieren — 
denn bei besser ausgebauten Häusern und Häusern teurerer Bauart 
würden die Zuschüsse noch grösser werden — , so dass die von uns 
berechnete Orösse des Zuschusses vergrössert werden müsste, wir 
andererseits von einer Annahme ausgehen, die die Grösse 
des Zuschusses wesentlich vergrössert: denn wir berechnen die 
Grösse dieses Zuschusses unter Zugrundelegung des Mietwertes aller 
besetzten Wohnungen der gleichen Kat^orie, während man vielleicht 
mit dem gleichen Grunj^ von den Preisen der auf den Markt kom- 
menden Wohnungen ausgehen könnte: ebenso wie der Mieter beim 
Bezug einer neuen Wohnung in einem „alten" Hause heute in der Regel 
einen wesentlich höheren Preis bezahlt als den Durchschnittspreis (und 
als den, den der frühere Mieter zahlte), ebenso könnte man auch dem 
Mieter einer Wohnung in einem „neuen" Hause zumuten, dass er den 
sogenannten Marktpreis bezahlt, und dieser ist, wie wir in der Fuss- 
note auf S. 70 zeigten, um etwa 25% höher als der von uns geschätzte 
durchschnittliche Mietpreis aller Wohnungen, den wir unseren Berech- 
nungen zugrunde legten, und zwar um etwa 240 Fr. bei der Drei- 
zimmerwohnung und um etwa 380 Fr. bei der Vierzimmerwohnung. 
Geht man diesen Weg, so vermindern sich die entsprechenden 
jährlichen Zuschüsse eben um diese Beträge. So glauben wir denn, 
alles in allem, dass unsere vorstehende Berechnung — insofern man 
hierbei überhaupt von einer eigentlichen Berechnung im strengen Sinne 
des Wortes sprechen kann — der Wirklichkeit relativ nahe- 
kommen dürfte^). 



Wohnung" in der Stadt Zürich diesen LandesdurohBchnitt sicherlich übersteigt» so dass 
wir mit etwa 30000 — 36000 Fr. rechnen müssten. Bei 7,6%iger Verzinsung ^i^brden also 
ihre Jahreskosten etwa 2400 Fr. betragen. Der , Jhirchschnittsmietpreis'' aller Miet- 
wohnungen der Stadt Zürich betrug am 1. Dezember 1910 775 Fr. (aller Mietwohnungen 
ohne Zentralheizung: 732 Fr.). Auf Grund der auf S. 12, 16 und 17 gebrachten Ergeb- 
nisse der Mietpreisstatistik könnte angenommen werden, dass der „Durchschnittsmiet- 
preis" 1919 etwa 1000—1060 Fr. betrug, gegenw&rtig vielleicht 1100 Fr. Die Differenz 
zwischen dem Jahrespreis einer heute errichteten „l>urchschnittswohnung" und diesem 
Durchschnittspreis ergibt (bei Berücksichtigung einer 10 — 15%igen Differenz zwischen 
dem Preis neuer und alter Wohnungen) emen Fehlbetrag bezw. Zuschuss von 
2400 — 1110 — 138 = 1162 Fr., der unserem oben angenommenen Durchschnitt von 1100 
Franken ziemlich nahe kommt. 

^) Wir brauchen wohl nicht hinzuzufügen, dass die vorstehenden Berechnungen 
nur als Beispiele zur Erläuterung des von uns in Vorschlag gebrachten Subventio- 
nierungsverfahrens gedacht sind. In der Praxis hätte man natürlich den Zuschuss 
in jedem Einzelfalle auf Grund des Kostenvoranschlages (Grunderwerb, Baukosten, 
Lasten und Verzinsung des eigenen Elapitals) unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Mietpreise gleichartiger „alter" Wohnungen zu berechnen. 
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Die vorstehenden Berechnungen zusammenfassend^ haben wir nun 
festzustellen, wie gross die finanziellen Mittel sind, die eine 
solche Aktion erfordern würde, und gleichzeitig die Frage zu prüfen, 
in welcher Form diese Zuschüsse gewährt werden könnten. 

Man konnte da zunächst an die Methoden denken, die in der 
Schweiz durch die von uns hier schon erwähnten Bundesratsbeschlüsse 
vom 23. Mai und 15. Juli 1919 festgesetzt worden sind ^), oder an jene, 
die im Deutschen Reich nach den von uns hier ebenfalls erwähnten 
Bestimmungen des Bundesrates vom 31. Oktober 1918 bezw. nach den 
Richtlinien des Kommissars für das Wohnungswesen vom 6. JuU 1919 ') 
angewandt wurden. Ziffer II 4 dieser Bestimmungen lautet: „Die 
Baukostenzuschüsse werden den Bauherren in baren, in der Regel 
nicht rückzahlbaren') unverzinslichen Beträgen gewährt." Ebenso 
werden auch in der Schweiz Batbeiträge ä fonds perdu (daneben im 
Jahre 1919 auch 4% ige Darlehen) gewährt. In beiden Fällen handelt 
es sich also um einmalige Kapitalzuschüsse. Nach der deutschen 
Berechnungsart II 2 b wurde der zu ersetzende Teil der Baukosten 
(„vorübergehende Überteuerung''), wie wir schon gezeigt haben, aus 
der Differenz zwischen dem tatsächlichen Wert, d. h. dem gegenwärtigen 
Herstellungspreis des zu errichtenden Hituses, und seinem „dauernden 
Ertragswert" berechnet, wobei dieser letztere durch Kapitalisierung 
der in der gleichen Gemeinde für gleichartige (aber vor Eintritt der 
Teuerung erstellte) Wohnungen verlangten Mietpreise zu ermitteln war. 
Bei Anwendung dieser Methode auf unser Doppelwohnhaus mit 8 Drei- 
zimmerwohnungen gelangen wir nun zu folgenden Ergebnissen (angenom- 
men wird hierbei, wie wir auf S. 49 gezeigt haben, dass die Grundstück- 
kosten gleich bleiben; der Kapitalisationsfaktor wird auf 7% angesetzt). 
Der Mietzins beträgt 900 Fr. ; kapitalisieren wir ihn mit 7 %, so erhalten 
wir für das ganze Hitus einen „dauernden Ertragswert" von 8 . 12 857 = 
= 102856 Fr. Die Anlagekosten betragen heute 12000 -f 3 . 70000 = 
= 222000 Fr.,folglichsindzuzuschiessen 222000— 102856 = 119144 Fr. 



1) Siehe S. 51. 

•) Siehe S. 48 ff. 

') Die ZuflchüBse müssen nur in ganz bestimmten Fällen zurüokbezahlt werden: 
1. (bei Berechnung nach Ziffer U 2 b) wenn, infolge einer duroh die Gemeinde späterhin 
angeordneten Mieterhöhung, im subventionierten Hause ein Mietmehrertrag entstehen 
würde, der der Gemeinde zufliessen sollte, und der Bauherr durch die Zurückzahlung 
eines dem kapitalisierten Mietmehrertrag entsprechenden Teiles des Baukostenzuschusses 
sich von dieser Verpflichtung befreien will; 2. wenn der Bauherr innerhalb der ersten 
zehn Jahre nach Errichtung des Hauses die Mietpreise ohne vorherige Zustimmung der 
Gemeinde festsetzen sollte, und 3. wenn innerhalb der gleichen Frist das Grundstück 
einschliesslich der darauf errichteten Gebäude ohne vorherige Zustimmung der Ge- 
meindebehörde zu anderen als Wohnzwecken benützt werden sollte. 
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pro Sb.u8. Berechnen wir den Zuschuss nach der Methode a aus der 
Differenz zwischen Herstellungspreis und ,,Dauerwert'' (um 30% er- 
höhter Friedenswert bei gleichgebliebenen Kosten des Orunderwerbs), 
so stellen wir folgendes fest. Friedenswert : 12000 + 70000 = 82000 Fr. ; 
„Dauerwert": 12000 + 1>« • 70000 « 103000 Fr.; gegenwärtiger Her- 
stellungspreis: 12000 + 3 . 70000 = 222000 Fr.; der Zuschuss beträgt 
also 222000—103000 = 119000 Fr. 

Gegen diese beiden Berechnungsarten haben wir aber 
einige Einwände vorzubringen. Vor allem steht es für uns ausser 
Zweifel, dass die Methode b wesentlich zuverlässiger ist. Denn 
wir haben, wie die Dinge heute Uegen, keine sicheren Anhaltspunkte 
für die Feststellung der tatsächlichen Höhe jenes ^dauernden" Niveaus, 
auf das die gegenwärtige Verteuerung der Baukosten sich wird ab- 
bauen lassen. Jedenfalls glauben wir nicht, dass — sollte man die Höhe 
dieses Niveaus schätzen — man sie auf 130% der Friedenskosten an- 
setzen dürfte. Selbst die Annahme des doppelten Betrages, d. h. einer 
Zunahme um 60% gegenüber den Friedenskosten, würde von einem 
gewissen Optimismus zeugen^). Was nun die Methode b betrifft, so 
müssen, wie wir gezeigt haben, für die schweizerischen Verhältnisse 
(und um so mehr noch für die deutschen I) einige der ihr zugrunde 
liegenden Annahmen abgeändert werden (Grundstückpreis und Zins-* 
f uss). Dann gelangen wir zu folgenden Ergebnissen. Mietzins : 8 . 900 = 
== 7200 Fr.; kapitalisiert mit 7,5%, entspricht einem „dauernden'' (im 
Grunde: gegenwärtigen) Ertragswert von 96000 Fr. Der gegenwärtige 
Herstellungspreis beträgt 228000 Fr., woraus sich ein Eapitalzuschuss 
von 228000 — 96000 = 132000 Fr. ergibt. Da man aber bei neueren 
Häusern allgemein mit einem etwas höheren Mietpreis rechnen darf, 
sinkt dieser Zuschuss (vgl. die Tabelle auf S. 70 und die folgenden Aus- 
führungen) auf etwa 

8. 113, 100 8. 1126. 100 

228000 — 96000 — ■—, = =-^ « 

7,6 7,6 

= rund 120000 Fr. oder 16000 Fr. pro Wohnung* 

Nach der selben Methode berechnen wir nun den Zuschuss bei der 
Vierzimmerwohnung. Der Fehlbetrag beträgt 8 • 1064 = 8432 Fr. ; 
kapitalisieren wir ihn mit 7,s%, so erhalten wir als Kapitalzuschuss 
einen Betrag von rund 112000 Fr. pro Wohnhaus mit 8 Wohnungen 
von je 4 Zimmern oder rund 14000 Fr. pro Wohnung. Dass der Zu- 



^) Vgl. hierzu auoh unsere Ausführungen auf S. 102. 
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schuss hier etwas geringer ist» erkläxt sich im wesentlichen aus den 
zwei hier schon vorgebrachten Gründen. 

Da nun nach unseren Ausführungen im ersten Teil dieses E^pitels 
für die Behebung der Wohnungsnot in der Stadt Zürich in den nächsten 
Jahren die Errichtung von etwa 1500 Wohnungen jährlich erforderUch 
wäre, und da man annehmen kann, dass hierbei hauptsächlich Drei- 
und Vierzimmerwohnungen der hier untersuchten, eher bescheidenen 
Bauart in Frage kämen, so gelangt man zu einem jährUchen Bedarf von 

1100.100 „.„. „ , 

-1500 = 22 Milhonen Franken. 

7,ö 

So gross müssten in den nächsten Jahren allein in der Stadt Zürich 
die Beträge sein, die aus öffentlichen Mitteln ä fonds perdu (wenngleich 
auch unter gewissen Sicherungen) den Bauherren zur Verfügung ge- 
stellt werden müssten, damit diese die Wohnungen in den jetzt zu er- 
stellenden Häusern zu den gegenwärtig üblichen Preisen gleichartiger 
„alter" Wohnungen vermieten könnten. 

Dass man solche enormen Summen für Kapitalzuschüsse sicherlich 
nicht aufbringen könnte, braucht wohl kaum gesagt zu werden. Hin- 
gegen muss hervorgehoben werden, dass derselbe Effekt auch durch 
Bentenzuschüsse erreicht werden könnte, die den Vorteil der Ver- 
teilung der Last auf eine Reihe von Jahren bieten. Die 
Fragen, wer bei einer solchen Regelung der Subventionierung den 
dem Teuerungszuschuss entsprechenden Teil des Baukapitals auf- 
zubringen hätte: der Bauherr selbst oder eine zu diesem Zweck ins 
Leben zu rufende Körperschaft, welcher Art gegebenenfalls diese 
Körperschaft sein sollte und welche Vorteile und Nachteile finanz* 
technischer und wirtschaftspolitischer Natur mit diesen Modalitäten 
zusammenhängen, werden wir im nächsten Kapitel noch zu behandeln 
haben. Hier haben wir nur festzustellen, dass bei einer derartigen 
Lösung jährUch aus öffentlichen Mitteln lediglich die für die Verzin« 
sung und Tilgung des den Baukostenzuschüssen entsprechenden Kapi- 
tals erforderlichen Beträge aufgebracht werden müssten: Es ist nun 
zu berechnen, wie gross diese Summen wären. 

Nehmen wir an, dass das Geld sich heute zu 6 % beschaffen liesse 
— eine Annahme, die der unseren Jahreskostenberechnungen zugrunde- 
liegenden entspricht — und dass die Tilgung mit 1,5% vorgesehen 
werden soll, so würde der Zinsendienst im ganzen 7,5 % erfordern und 
würden die jährlichen Summen genau den oben berechneten Zuschuss- 
sätzen entsprechen, d. h. im ersten Jahr wären in der Stadt Zürich 
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22000000 . 0,a75 = 1100 . 1500 = 1660000 Franken 

aufzubringen, von denen 1320000 Fr. der Verzinsung und 330000 Fr. 
der Tilgung des erforderlichen Kapitals (in Höhe von 22 Mill. Fr.) 
dienen würden. Im zweiten Jahr kämen hinzu 1100 . 1500 = 1650000 
Franken, zusammen würden also 3300000 Fr. erforderlich sein; im 
dritten Jahr wären insgesamt 3300000 + 1650000 =4960000 Fr. auf- 
zubringen. In den folgenden Jahren müsste man zunächst, bis zur 
erfolgten Tilgung der in den ersten drei Jahren aufgenommenen Gelder, 
jährlich 4950000 Fr. für die Verzinsung und Tilgung aufbringen, zu 
denen noch die entsprechenden Kosten der Neubauten, je nach dem 
tatsächlichen Bedarf an Wohnungen, hinzukämen. Wollte man das 
Kapital rascher amortisieren, so würden diese Beträge in den ersten 
drei Jahren bei 2% Tilgung auf 1,76 Mill. Fr., 3,62 Mill. Fr. und 6,28 
Mill. Fr. steigen, bei 2,5% auf 1,87 Mill. Fr., 3,74 Mill. Fr. und 5,ei MilL 
Franken usw. *). 

Bietet, wie wir gesehen haben, schon die Berechnung des Bedarfes 
für eine einzige Stadt gewisse Schwierigkeiten, muss schon hier mit 
Annahmen operiert werden, gegen die — wir sind uns dessen vollkommen 
bewusst — sich manches einwenden lässt, so vergrössern sich diese 
Schwierigkeiten und verliert dementsprechend die Berechnung an 
Wert, sobald man grössere Gebiete ins Auge fasst, für die die wichtigsten 
Unterlagen fehlen. So können wir denn nur unter dem grössten Vorbehalt 
unsere Berechnung auf das ganze Grebiet des Kantons Zürich oder der 
Schweiz ausdehnen. Für den Kanton Zürich dürfte vielleicht*) 
ein ungedeckter Bedarf von etwa 4000 Wohnungen und in den nächsten 
Jahren ein normaler Bedarf von 1600 — 2000 Wohnungen angenonunen 



^) Eine dritte SubventionienmgBmöglichkeit wäre die Gewahrung niedrig ver- 
zinslioher Darlehen. Die Grundlage zur Berechnung des hierbei in Betracht kommenden 
Zinsfusses bieten die vorstehenden Feststellungen. Wollte man z. B. dem Besitzer unseres 
ersten Doppelwohnhauses ^e Möglichkeit geben, auch bei 228000 Fr. Gesamtkosten 
die Dreizimmerwohnung zu etwa 1000 Fr. zu vermieten» und wollte man ihm hierzu 
ein Hypothekardarlehen in der Höhe von 85% der gesamten Anlagekosten gew&hren» 
so wäre die Höhe des Hypothekarzinsfusses in folgender Weise zu berechnen. Die 
Einnahme pro Wohnung beträgt (vgl. S. 72) 1013 Fr.; für Reparaturen und Instand- 
haltung, Verwaltung, Versicherung, Steuern usw. müssen 1,«% von 228000 Fr., pro 
Wohnung also 428 Fr. gerechnet werden; aus dem Überschuss von 686 Fr. wäre zu- 
nächst das eigene Kapital (15% von 28500 Fr.) zu etwa 7% zu verzinsen, was ein^i 
Betrag von 299 Fr. erfordern würde; aus dem Restbetrag von 286 Fr. wäre nun das 
Darlehen in Höhe von 24225 Fr. pro Wohnung (86% von 28500 Fr.) zu verzinsen; der 
Darlehenszinsfuss dürfte also l,i8% nicht übersteigen. Bei einer 90%igen Belehnung 
würden für die Darlehensverzinsung 385 Fr. verbleiben, was eine Verzinsung des Dar- 
lehens (25660 Fr. pro Wohnimg) zu 1,6% ermöglichen würde. Auf die Anwendungs- 
möglichkeiten dieser Subventionierungsmethode werden wir im letzten Kapitel noch 
kurz zurückkommen. 

«) Vgl. S. 60. 
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werden, was eine jährliche Produktion von etwa 3000 Wohnungen er- 
forderlich machen würde. Was nun die Grösse der Zuschüsse betrifft, 
so ist auf der einen Seite zu erwägen, ob der Zuschuss pro Wohnung 
infolge der bescheideneren Bedürfnisse nicht etwas geringer ausfallen 
würde. Auf der anderen Seite ist aber zu bedenken, dass die Höhe des 
Zuschusses nicht nur durch die Baukostenverteuerung, sondern auch 
durch die gegenwärtigen Mietpreise, genauer : durch das Mass ihrer Zu- 
nahme gegenüber der Vorkriegszeit bestimmt wird (je grösser diese 
Zunahme, desto geringer ceteris paribus der erforderliche Zuschuss); 
die Mietpreise diirften aber in den übrigen Gemeinden des Kantons bei 
weitem nicht so stark gestiegen sein wie in der Stadt Zürich. Alles in 
allem wäre deshalb mit einem Rentenzuschuss von vielleicht 1000 Fr. 
(gegenüber 1100 Fr. in der Stadt Zürich) bezw. mit einem Eapital- 
zuschuss von 13300 Fr. (gegenüber 14700 Fr.) pro Wohnung zu rechnen. 
Bei solchen Zuschüssen wären jährlich etwa 40 Millionen Franken an 
Eapitalzuschüssen oder 3 Mill. Fr. im ersten, 6 MUl. Fr. im zweiten 
und 9 Mill. Fr. im dritten Jahr an Annuitäten erforderlich. 

Bei der entsprechenden Berechnung für die ganze Schweiz wäre 
der Fehlbetrag mit mindestens 10000 — 12000 Wohnungen und der 
laufende Bedarf mit nicht weniger als 5000 — 6000 Wohnungen im Jahr 
in Rechnung zu setzen ^). In den nächsten drei Jahren hätte man also 
mindestens 9000 Wohnungen jährlich zu erstellen. Bei Gewährung von 
Kapitalzuschüssen wären somit in diesen drei Jahren fast 400 Millionen 
Franken aufzubringen, wobei diese Zahl, so gross sie an sich auch ist, 
in Wirklichkeit eher zu klein sein dürfte, und dies aus einem soeben 
genannten Grund: weil eben die Zunahme der Mietpreise im Durch- 
schnitt aller Gemeinden der Schweiz sicherlich hinter dem für die Stadt 
Zürich festgestellten Betrag zurückbleiben dürfte und also die Zu- 
schüsse unter sonst gleichen Umständen höher ausfallen würden (z. B. 
in Basel, wo, wie unsere Tabellen auf S. 12 und 17 zeigen, die Zu- 
nahme der Mietpreise wesentlich geringer ist als in Zürich, würden die 
jährlichen Zuschüsse um mindestens 100 Fr. den von uns berechneten 
Betrag übersteigen). Bei Subventionierung durch Rentenzuschüsse 
wären im ersten Jahr 9,9 Mill. Fr., im zweiten Jahr 19,8 Mill. Fr., im 
dritten Jahr 29,7 Mill. Fr. erforderlich. Diese Feststellungen des Be- 
darfes abschliessend, wollen wir noch einmal auf die Unsicherheit ihrer 
Grundlagen hinweisen: nur für jene Gemeinden lässt sich der Bedarf 
annähernd genau ermitteln, in denen die erforderlichen Elemente solcher 
Berechnungen zur Verfügung stehen. 

^) Vgl. hierzu die Fussnoie auf S. 61 — 62. 



Viertes Kapitel. 
Die Deckung des Bedarfes. 

Wir stehen nunmehr vor der eigentlichen Finanzierungsfrage, mit 
der man vielleicht hätte anfangen können, die wir aber absichtlich 
zurückstellten, um zuerst festzustellen, wie gross denn eigentlich die 
zur Förderung des Wohnungsbaues erforderlichen Mittel sind. Nach- 
dem wir sie im vorigen Kapitel, so genau als es uns möglich war, be* 
rechnet haben, nachdem wir gezeigt haben, wie ausserordentlich gross 
diese Mittel sind, gehen wir nun zur Behandlung der Deckungsfrage über. 

Ohne hierbei eine lückenlose Darstellung und Ejritik der bisher 
bekannt gewordenen Finanzierungspläne liefern zu wollen, müssen wir 
doch auf die wichtigsten kurz hinweisen. Zunächst greifen wir zwei, 
in der jüngsten Zeit in der Schweiz gemachten Vorschläge heraus, die, 
wenn auch grundsätzlich voneinander abweichend, den gemeinsamen 
Zug haben, dass sie die erforderlichen Mittel durch eine bestimmte 
Geldpolitik der Nationalbank flüssig machen wollen. Der erste dieser 
zwei Finanzierungspläne ist von Hans Weber in einer vor kurzem er- 
schienenen Sonderpublikation ^), der zweite von K. (Privatdozent 
E. Kellenb erger) in einer Artikelserie im „Bund'*') dargelegt worden. 

Nach Weber sollen die zur Behebung der Wohnungsnot erforder* 
liehen Mittel durch „Vergrösserung des Notenumlaufes um den für den. 
gegenwärtigen Wohnungsbedarf erforderlichen Betrag" gewonnen wer- 
den. Diesen Betrag schätzt Weber (bei einem von ihm angenommenen 
Oesamtwohnungsbedarf von 15000 Wohnungen) auf 350 Millionen 
Franken. Und um diesen Betrag soll die Notenzirkulation durch 
Emission kursfähiger Kassascheine vermehrt werden, was ja an sich 
dem Nationalbankgesetz, das bekanntlich eine minimale Metalldeckung 
von 40% vorschreibt, nicht widersprechen würde: bei einem Metall- 
bestand von 634,9 Millionen Franken (wir gehen bei den folgenden 
Berechnungen vom Stand der Nationalbank am 23. September 1920 
aus) würde die Menge der zirkulierenden Noten von 918,s Millionen 

^) Die Finaoziening des Wohnungsbaues, Zürich 1920. 

*) Vorschläge zur Behebung der Wohnungsnot, Nr. 260, 252, 254, 257, 203 und 
265, Juni 1920. 
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Franken auf 1268,9 Millionen Franken steigen und die Deckung von 
69,1% auf 60% sinken. Die auf diese Weise verfügbar gemachten 
Gelder sollen zur Finanzierung des Wohnungsbaues verwendet werden, 
und zwar zur Gewährung 2%iger Darlehen im Betrage der gesamten 
Baukosten (gemeint sind Anlagekosten). Im folgenden arbeitet Weber 
sorgfältig den Plan einer Organisation aus (Darlehenskasse und Woh- 
nungsamt, daneben Baugenossenschaften), die die Verwaltung und 
Verwendtmg dieser Clelder, den Bau neuer Wohnhäuser, die Mietpreise 
usw. zu überwachen hätte ^). 

Wenn auch einzelne der hierbei geäusserten Ideen interessant und 
anregend sind, so müssen wir doch diesen Vorschlag als Ganzes ab- 
lehnen, weil eben seine Grundlage — die Vermehrung des Noten- 
umlaufes — uns nicht als ein geeignetes Mittel der Finanzierung er- 
scheint. Weber fühlt wohl selbst, dass hier der wundeste Punkt seines 
Vorschlages liegt, denn schon in der Einleitung spricht er von der 
Inflation und ihren Gefahren; er betont dabei allerdings, dass bei 
seinem Vorschlag keine Gefahr der Inflation zu gewärtigen sei, weil 
die Noten zu produktiven Zwecken verwendet werden sollen, weil sie 
bei dieser Anlage „in weitgehendstem Masse kapitalbildend wirken'^ und 
yyibr Gegenwert in sicheren Objekten investiert" wird. Die Gründe an- 
zuführen, weshalb uns diese Ausführungen nicht überzeugen können, 
würde zu weit abseits auf das Gebiet der reinen Geldtheorie führen, 
die nicht hierher gehört. Dass die Verwendung für produktive oder 
unproduktive Zwecke mit der Inflation nichts zu tun hat, wollen wir 
nur nebenbei bemerken. Doch gesetzt den Fall, dass Weber geld- 
theoretisch recht hätte ; warum sollen dann aber die verfügbaren Mittel 
(sie sind doch begrenzt!) zum allergrössten Teil dem Wohnungsbau 
zugeführt werden und nicht — auch Kellenberger hat dies in seiner ab- 
lehnenden Besprechung des Weberschen Planes angedeutet — auch 
den anderen Gebieten der schweizerischen Volkswirtschaft, wo eben- 
falls produktive Anlagen in Betracht kämen: der Elektrifizierung der 
Bahnen, den Schiffahrtsanlagen, Meliorationen usw. ? Wir resümieren : 
erstens ist der Ausgangspunkt Webers an sich nicht richtig, zweitens 
aber, wäre er selbst richtig, so bliebe für den Wohnungsbau nur ein 
Teil des von ihm geforderten Betrages verfügbar. Drittens und schliess- 
lich hat sein Plan auch noch den Fehler, dass er den Bau von nur 
15000 Wohnungen, d. h. die Deckung des bisher entstandenen Fehl- 



^) Älmiiohe Vorschlage sind auoh von anderer Seite gemacht worden, so u. a. auch 
von Jasper, Zur Frage der Geldbeschaffung für die Wohnungsbauten nach dem Kriege, 
Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, S. d45ff. 

6 
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betrages an Wohnungen und vielleicht eines Teiles des laufenden Be- 
darfes des ersten Jahres ermöglichen soll : denn f lir die folgenden Jahre 
sieht er eine Produktion bezw. eine Subventionierungsmöglichkeit für 
nur etwa 300 bis 400 Wohnungen vor, während der tatsächliche Bedarf« 
wie wir gezeigt haben, etwa 20mal grösser ist. 

Der Vorschlag, den Kellenberger im Anschluss an die Kritik 
des Weberschen Planes macht, kulminiert in der Forderung, die 
Nationalbank solle einen bedeutenden Teil ihrer Metallreserve, 
die Kellenberger einfach als Volkserspamis betrachtet, für die Finan- 
zierung des Wohnungsbaues zur Verfügung stellen. Da die Deckung 
heute (am 23. September 1920) bei einem Metallbestand von 634,o Mil- 
lionen Franken und einem Notenumlauf von 918,9 Millionen Franken 
etwa 69,1% beträgt, könnten durch Absenkimg der Deckung auf das 
gesetzliche Minimum von 40% etwa 267, o Millionen Franken in Metall 
freigegeben werden, und wollte man selbst nur auf 60% zurückgehen, 
so stünden immer noch etwa 175,8 Millionen Franken zur Verfügung. 
Kellenberger befürchtet nicht einen ungünstigen Einfluss einer solchen 
Massnahme auf den Stand der schweizerischen Valuta. Er weist darauf 
hin, dass die Wechselkurse auf New York, Amsterdam und Madrid im 
November 1918, als die Metalldeckung nur etwa 45% betrug, sich un- 
gefähr auf der Parität hielten, dagegen im November 1919 bei einer 
Metalldeckung von 68% die Parität erheblich überschritten haben, 
woraus dann der Schluss gezogen wird, dass die Valuta mit der Metall- 
deckimg nicht zusammenhängt (Kellenberger bekämpft überhaupt die 
„Deckungstheorie"). Nun, dass die Wechselkurse nicht nur durch das 
Metalldeckungsverhältnis, sondern auch durch zahlreiche andere Mo- 
mente bestimmt werden, dürfte allgemein bekannt sein. Schwieriger 
indessen ist die Abwägung des Einflusses, der den einzelnen Momenten, 
darunter auch so rein psychologischen Imponderabilien, wie z. B. dem 
Vertrauen des Auslandes, zukommt. Vielleicht eben aus diesem Qrunde 
spricht Kellenberger selbst in seinem Vorschlag von einer Senkung der 
Deckung auf nur 60 % anstatt auf das gesetzliche Minimum von 40 % ^) 
und streift im übrigen nur die Möglichkeit der freien Verfügung über 
den gesamten Metallbestand. 



^) Auf 40% dürfte man übrigenB beim gegenwärtig geltenden Nationalbankgeeetz 
vernünftigerweise überhaupt nicht heruntergehen, da sonst der an gewissen Tagm regel- 
mässig steigende Bedarf an Noten, der die Deckungsquote stets um einige Prozent her- 
unterdrückt, nicht befriedigt werden közmte. Ein Beispiel als Beweis: Am 23. Sep- 
tember 1920 betrug, wie wir schon sagten, der Metallbestand der Nationalbank 634,t 
Millionen Franken, der Notenumlauf 018,t Millionen Franken, die Deckung 69,i%. 
Acht Tage später (30. September 1920) war der Metallbestand zwar um 4,s Millionen 
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Auch diesen Vorschlag müssen wir ablehnen. Einmal weil wir 
das vorgeschlagene Experiment an und für sich für gewagt halten. 
Kleinere Gk)ldbeträge könnte die Nationalbank vielleicht abgeben, 
grössere sicherlich nicht. Und die letzten Debatten über das National- 
bankgesetz haben gezeigt, dass die massgebenden Kreise an der bis- 
herigen Politik der Nationalbank festhalten wollen und also auf keinen 
Fall eine solche Goldabgabe zulassen würden. Eben mit Bücksicht 
darauf schlägt Kellenberger zum Schluss vor, mit einem kleineren Be- 
trag von vielleicht 20 Millionen Franken zu beginnen und die Wirkung 
abzuwarten. Daran knüpft sich unser zweiter Ablehnungsgrund : 
wenn selbst die vorgeschlagene Massnahme gefahrlos und durchführbar 
wäre, so würden die hierdurch gewonnenen Mittel nicht ausreichen. 
Erstens weil selbst die 175,8 Millionen Franken, geschweige denn die 
20 Millionen Franken, nicht genügen. Zweitens aber, und hierbei wenden 
wir gegen Kellenberger sein eigenes Argument, das er Weber gegen- 
über vorgebracht hat: weil wir nicht einsehen, weshalb das ganze, auf 
diese Weise „freiwerdende" Geld ausschliesslich dem Wohnungsbau zu- 
geführt werden sollte. Leidet denn die Schweiz nicht auch — um nur 
ein Beispiel herauszugreifen — unter den exorbitanten Kohlenpreisen 1 
Sollte man also nicht einen Teil dieses Geldes für die Elektrifizierung 
der Eisenbahnen ^) und den Bau von Wasserkraftanlagen verwenden ? 
Was dann noch übrig bliebe, vorausgesetzt dass die Bewilligung über- 
haupt erfolgen würde, würde in keinem Fall eine grosszügijge Sub- 
ventionierung des Wohnungsbaues ermöglichen. Und eben aus allen 
diesen Gründen müssen wir auch diesen Plan ablehnen. 

Einige andere in Vorschlag gebrachte Finanzierungs plane können 
wir hier unerwähnt lassen: sie sind entweder in so vager Gestalt in die 



auf 639,4 Millionen Franken gestiegen, der erhöhte Geldbedarf des Quartalsendes führte 
aber zu einer Erhöhung des Notenumlaufes um 71,7 Millionen auf rund 990 Millionen 
Franken, wodurch die Deckung von 69,t% um 4,5% auf 64,<% zurückging. Wohl mit 
Bücksicht hierauf schlägt auch Kellenberger eine Senkung nicht auf 40%, sondern auf 
60% vor. 

^) Es könnte vielleicht dagegen eingewandt werden, dass man doch zwischen 
Wohnungsnot und Kohlennot zu unterscheiden habe: bei der Wohnungsnot handle 
es sich um eine effektive Not im Sinne des absoluten Mangels an Wohnungen, 
während Kohle, wenn auch nur zu hohen Preisen, in genügender Menge zu haben sei. 
Demgegenüber glauben wir, dass es sich in beiden Fällen um eines und dasselbe handelt, 
in beiden Fällen lediglich um eine und dieselbe Preisfrage: Kohle kann man haben, 
aber nur zu exorbitanten Preisen, Wohnungen aber auch: lehlt es doch weder an Bau- 
material noch an Bauarbeitern (jedenfalls liegt nicht hierin die Hauptursache der 
Wohnungsnot); würde man für Wohnungen, wie für Kohle, jeden geforderten und den 
heutigen Produktionsbedingungen entsprechenden Preis bezahlen wollen, so würde man 
beliebig viel Wohnungen erhalten (und nur nebenbei sei bemerkt, dass die Verteuerung 
gegenüber der Vorkriegszeit bei Wohnungen etwa 250%, bei der Kohle fast das Dop- 
pelte dieses Betrages ausmacht). 
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Diakussion geworfen worden — wie z. B. : „das Kapital soll den Woh- 
nungsbau bezahlen", oder: „die Eriegsgewinne sollen herangezogen 
werden" — , dass sie nicht ernst besprochen werden können, oder aber 
sind sie an sich diskutabel, aber nicht genügend wirksam. So der Vor- 
schlag, die industriellen und kommerziellen Unternehmungen zu ver- 
pflichten, für ihre Angestellten und Arbeiter oder für einen Teil der- 
selben Wohnhäuser zu erstellen (Motion Ody). Eine solche Massnahme 
wurde von Bundesrat Schulthess in der Oktobersession der Bundes- 
versammlung im Nationakat für den Dezember dieses Jahres eventuell 
in Aussicht gestellt (sie bildete den Gegenstand einer Mitte November 
nach Bern einberufenen Konferenz). In unterrichteten Kreisen sprach 
man davon, dass diese Massnahme nur die grosseren Unternehmungen 
(etwa die mit mehr als zehn Arbeitern) treffen würde, und zwar in der 
Weise, dass die Unternehmer etwa 50 Franken pro beschäftigten Arbeiter 
zu niedrigem Zinsfuss oder einen Teilbetrag (etwa ein Drittel) k f onds 
perdu zur Verfügung zu stellen hätten. Es lässt sich leicht berechnen, 
dass selbst in den grösseren Industriezentren wie Zürich, Winterthur 
u. a. die auf diese Weise flüssig zu machenden Mittel verschwindend 
klein wären im Vergleich zum tatsächlichen Bedarf^). Eine starke 



^) Das zur Beurteilung dieser Verh&ltnisse erforderliche Material ist allerdingB 
stark veraltet: die Ergelmisse der Betriebszahlung (die übrigens auch aus technischen 
Gründen nicht ohne weiteres verwendet werden könnten) stammen aus dem Jahre 1905, 
die neuesten Ergebnisse der Fabrikstatistik beziehen sich auf das Jahr 1911. 

Für die Stadt Zürich können wir hingegen auf Grund einer uns vom Statistischen 
Amt der Stadt Zürich überlassenen Zusammenstellung des Eidgenössischen Fabrik- 
inspektorats des HI. Kreises neuere Zahlen angeben: in der Stadt Zürich waren im Jahre 
1918 im ganzen 394 (358 im Jahre 1911) Betriebe mit 10 und mehr Arbeitern vorhanden, 
in denen 17464 (16105 im Jahre 1911) Arbeiter beschäftigt wurden. Hinzu k&me noch 
das dem Fabrikgesetz nicht unterstellte Personal dieser Fabriken, das in den vorstehen- 
den Zahlen nicht inbegriffen ist, und die Angestellten der kaufmännischen Betriebe. 
Über diese Kategorien können in Ermangelimg sicherer Grundlagen keine genauen An- 
gaben gemacht werden. Schätzungsweise könnte die Gesamtzahl auf vielleicht 20000 
bis 25 SX) Angestellte und Arbeiter angenommen werden. 

Während des Druckes der vorliegenden Untersuchung ist (Ende November 1920) 
der Entwurf des im Text erwähnten ^undesratsbeschlusses erschienen. Nach diesem 
Entwurf sollen die Kantonsregieruncen ermächtigt werden, für die Jahre 1921 und 1922 
die Inhaber industrieller, gewerblicher, technisdier und kaufmännischer Betriebe, die 
mehr als 10 Angestellte und Arbeiter beschäftigen, zur Beteiligung am Wohnungsbau 
für Angestellte und Arbeiter zu verpflichten, und zwar mit einem Betrag von 10 — 50 Fr. 
jährlich pro Angestellten und Arbeiter; 10 AngesteUte und Arbeiter wären bei der Be- 
rechnung in Abzug zu bringen. Dem Inhaber eines neu sich niederlassenden oder sein 
Personal vermehrenden Betriebes könnte außerdem eine besondere, einmalige Verpflich- 
tung zur Beteiligung am Wohnungsbau auferlegt werden. Hat ein Betriebsinhaber bereits 
freiwillig Wohnungen für seine Angestellten und Arbeiter errichtet, oder hat er drai Woh- 
nungsbau in anderer Weise entsprechend gefördert, so sollen ihm diese Auslagen bei 
Auflage der Verpflichtimgen angerechnet werden. Die Verpflichtungen des Betriebs- 
inhabers sind als erfüllt zu betrachten, wenn er im betrenenden Gebiet a) selbst in 
entsprechender Zahl Wohnimgen erstellt, die für Angestellte und Arbeiter bestimmt sind, 
oder b) sich in Genossenscha&n oder anderen öffentlichen oder privaten Organisationen 
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Erhöhung dieser Sätze würde aber manche Industrie gegenwärtig nicht 
gut vertragen. So können also solche und ähnliche Massnahmen sicher- 
lich nicht eine mehr oder weniger gründliche Lösimg herbeiführen, es 
sei denn im Verein mit anderen, wirksameren Mitteln, zu deren Be- 
handlung wir nunmehr übergehen. 

Grundsätzlich wird man bei der Wahl des geeigneten Weges den 
Standpunkt zu vertreten haben, dass neue Vermögenswerte nur durch 
Ersparnisse und nicht etwa durch notenpolitische Experimente ge- 
schaffen werden können. Und wenn Kellenberger diesen Gedanken 
zum Ausgangspunkt der Ejritik Webers und der Darlegung seines 
Finanzierungsplanes macht, so gehen wir mit ihm durchaus einig. 
Nur dass er eben den anderen der zwei von diesem Punkt ausgehenden 
Wege beschreitet. Ersparnisse können nämlich erstens freiwillig 
gemacht werden (und in Banken, Sparkassen usw., in zinstragenden 
Papieren oder schliesslich im eigenen Betrieb angelegt werden) ; als eine 
solche Sparreserve betrachtet Kellenberger, wie wir schon sagten, die 
Metallbestände der Nationalbank, deren Verwendung er zur Linderung 
der Wohnungsnot empfiehlt. Zweitens aber kann das Sparen des Pri- 
vaten auch erzwungen werden durch den Staat und die Gemeinde, 
die ihn eben zwingen können, einen Teil seines Einkommens un- 
verbraucht beiseite zu legen, um diesen von seinem Einkommen ab- 
gesparten Teil in der Form von Steuern dem Staat und der Gemeinde 
zuzuführen. Aus diesen in der Hand des Staates und der Gemeinde 
zusammenströmenden „Zwangserspamissen'' können in der gleichen 
Weise wie aus freiwilligen Ersparnissen neue Vermögenswerte geschaffen 
werden, in unserem Falle Häuser errichtet werden, ohne dass hierdurch 
die verhängnisvollen Folgen einer „intensiven" Notenemission entstehen 
könnten. 

Diesen Weg der Mobilmachung der Steuerzahler zur Finanzierung 
des Wohnungsbaues beschritt man vor kurzem in England. Der 



durch Zeichnung von Anteilscheinen oder Aktien am Wohnungsbau entsprechend be- 
teiligt, oder c) Darlehen auf wenigstens 15 Jahre zu niedrigem Zinafuss in entsprechender 
Höhe gewahrt, oder d) einen Beitrag k fonds perdu für den Wohnungsbau leistet, der die 
ELälfte der Summe betragt, die er in Wohnbauuntemehmungen anzulegen h&tte. 

Nimmt man an, dass die Unternehmer diese letzte Modautat (d) wWen, so gelangt 
man auf Grund des Vorstehenden, selbst bei Annahme des höchsten Satzes von 60 Fr. 
und ohne die zulässigen Abzüge zu berücksichtigen, zu einem Jahreeertrag von 600000 
bis 625000 Fr. Da diese Verpflichtung nur für zwei Jahre auferlegt werden soll, kommt 
eine Verwendung des Ertrages für Bentenzuschüsse bezw. Annuitäten nicht in Betracht. 
Beim Kapitalzuschussverfahren nach den weiter oben an^gebenen Normen (rund 
14700 Fr. Kapitalzuschuss pro Wohnung) könnten aber aus diesem Ertrag in der Stadt 
Zürich in den nächsten zwei Jahren höchstens je 34 — 42 Wohnungen errichtet werden. 
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durch den Krieg entstandene Fehlbetrag an Arbeiterkleinhäusem wurde 
unmittelbar nach Beendigung des Krieges auf 300000 in England und 
109000 in Schottland berechnet; hinzu kommt der normale Jahresbedarf 
von etwa 100000 Häusern, so dass Ende 1919 der Gesamtbedarf auf 
mindestens 500000 Bäuser veranschlagt werden musste ^). Dieser Be- 
darf soll nach dem neuen Gresetz *) in spätestens drei Jahren aus- 
geglichen werden, und zwar sind die Gemeinden verpflichtet worden, 
den tatsächlichen Wohnungsbedarf innerhalb drei Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes zu ermitteln und für die Ermöglichung seiner 
Deckung zu sorgen. Zur Ermöglichung und Beschletmigung des 
Wohnungsbaues sollen nach diesem, am 31. Juli 1919 in Kraft getre- 
tenen Gesetz entsprechende staatliche und kommunale Bauhilfen ge- 
leistet werden. Da die Mieten in den unter staatlicher und kommunaler 
Bauhilfe errichteten Häusern im allgemeinen den ortsüblichen Miet- 
preisen entsprechen sollen, und diese, infolge des i. J. 1915 erlassenen 
Verbotes der Steigerung der Mietpreise und des Hypothekarzinsfusses 
(Increase of Beut and Mortgage Interest [War Bestrictions] Act, 
1915) für Klein- und Mittelwohnungen, auf dem Niveau von 1914 fest- 
gehalten wurden'), werden in den neu zu errichtenden Häusern sehr 
niedrige, den Vorkriegsstand nicht wesentlich übersteigende Mietzinse 
verlangt werden, was eben selbst bei der relativ massigen Verteue- 
rung der Baukosten in England sehr hohe Baukostenzuschüsse erfordern 
wird. Die enormen Mittel, die zur Finanzierung erforderlich sind — 
bei 700000 Wohnungen in drei Jahren und bei einem amtlich fest- 
gestellten Durchschnittswert von mindestens £ 700 für ein Kleinhaus 
handelt es sich um etwa 500 Millionen £ oder mehr als 11 Milliarden 
Schweizerfranken — , sollen die Gemeinden durch Anleihen gewinnen 
(sollte eine Gemeinde nicht imstande sein, sich das Geld auf diesem 
Wege zu beschaffen, so übeminmit der Staat den erforderlichen Be- 
trag). Zur Verzinsung und Tilgung dieser Anleihen wird nun eine be- 
sondere örtliche Abgabe erhoben, die auf 1 d von 1 £ des steuer- 
baren Einkommens festgesetzt ist (Penny-rate) ; ihr Ertrag wird aller- 
dings zur Deckung der Annuitäten bei weitem nicht ausreichen, so 
wird denn der Staat den Rest übernehmen. 



^) Report of the Committee appointed by the President of the Local Government 
Board and the Seoretary for Scotland to oonsider questions of building construction in 
connection with the provision of dwellings for the working olasses in England and Wales» 
and Scotland, presentedtoParliament byCommand of HisMajesty, London 1918, p. 4 — 5. 

') Honsing, Town Planning, eto. Act, 1919. 

') Vgl. die Anmerkung auf S. 96. 
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Im Prinzip wird man sich mit einer solchen Methode der Auf- 
bringung der erforderlichen Mittel für einverstanden erklären können. 
Gegen die Form aber dieser Sonderabgabe erheben sich einige Be- 
denken, namentlich wenn die kontinentalen Verhältnisse ins Auge 
gefasst werden. Führt man nämlich einen blossen Zuschlag zur Ein- 
kommensteuer ein, so fliessen die Erträge der allgemeinen Staatskasse 
zu, der der Bürger in der neuesten Zeit kein sonderliches Vertrauen ent- 
gegenbringt: namentlich fehlt ihm in diesem Fall die Sicherheit, dass 
die Erträge dieses Zuschlages lediglich dem angegebenen Zweck dienen 
werden und nicht etwa auch anderen, darunter auch „unproduktiven" 
Anlagen zugeführt werden sollen. Ein anderes Bedenken, das eventuell 
vorgebracht werden könnte, ist das, dass von der Einkommensteuer 
die unteren Einkommensklassen befreit sind, so dass sie zur Bestreitung 
dieser Aufgaben gar nicht herangezogen werden würden, während doch 
der Sinn dieser Massnahme darin liegt, dass eben alle, die als gegen- 
wärtige xmd zukünftige Wohnungsinhaber in Betracht kommen, zur 
Deckung der Kosten der Wohnungsbeschaffung herangezogen werden, 
allerdings nur nach Massgabe ihrer Kräfte und Bedürfnisse. Wesent- 
licher ist aber die Ueberlegung, dass ein solches Verfahren die Exi- 
stenz einer allgemeinen Einkommensteuer voraussetzt, eine Voraus- 
setzung, die wohl in England, nicht aber in allen kontinentalen 
Staaten erfüllt ist. Namentlich müssen auch die Schwierigkeiten in 
Betracht gezogen werden, die gegebenenfalls in einem Bundesstaat 
entstehen würden, in dem die Einkommensteuer den Gliedstaaten 
überlassen und von diesen in verschiedener Weise normiert ist. 

Ausgehend von diesen und anderen Gedanken, auf die wir noch 
hinweisen werden, kam man schon vor geraumer Zeit zu einer anderen 
Lösung: zu einer besonderen, ausgesprochenen Zwecksteuer, die 
alle Inhaber der „alten", noch vor dem Eintritt der Teuerung erstell- 
ten Wohnungen treffen sollte, die sich infolge der Wirksamkeit des 
Mieterschutzes in einer privilegierten Lage jenen gegenüber be- 
finden, die in neuerstellten Häusern die enorm gestiegenen Wohnungs- 
kosten zu bezahlen hätten. Zum Ausgleich dieser Baukostendifferenz, 
genauer: der Differenz der jährlichen Wohnungskosten — wir zeigten 
schon, daßs diese grösser als jene ist — sollen die Inhaber der Wohnungen 
in den früher erbauten Häusern eine nach dem Mietzins (bezw. Miet- 
wert) bemessene Abgabe zahlen, deren Gesamtbetrag durch den tat- 
sächlichen Bedarf bestimmt werden soll. 

Die ersten Vorschläge dieser als Mietausgleich- oder Bau- 
kostenausgleich-Abgabe zu bezeichnenden Steuer sind zuerst in 



— 88 — 

Deutschland von Martin Wagner ^) und Georg Heyer *) gemacht 
worden. In der Folge rückten diese Vorschläge immer mehr in den 
Mittelpunkt der Diskussion und zahlreiche Autoren bekannten sich zu 
diesem Plane, den sie nach dieser oder jener Richtung weiter ausbauten 
und modifizierten; so Hans Kampf fmeyer'), Fr. Wetzlar^), Thalen- 
horst^), in der Schweiz Emil Klöti % 0. Schär ^) u. a. Andere Autoren 
wieder gingen einen im Grunde ähnUchen Weg, indem sie eine massige 
Steigerung der Mietzinse (z. B. um 16 %) vorschlugen, doch den grössten 
Teil dieses »^unverdienten" Mietmehrertrages bei den Hausbesitzern 
wegzusteuem empfahlen, eben um Mittel für die Subventionierung 
des Wohnungsbaues zu gewinnen: so Robert Adolph ^). Endlich sind 
auch beide Gedanken kombiniert miteinander und mit weiteren Ideen 
vorgetragen worden'). Je nach der sozialökonomischen und politischen 
Einstellung der Verfasser differiert die Färbung und die Tendenz der 
Vorschläge; so werden sie häufig mit siedlungspolitischen, boden- 
reformerischen und sozialistischen Forderungen verknüpf t ^^). Der uns 
interessierende Grundgedanke bleibt aber immer gleich. So wollen wir 
denn, um den Umfang dieser Broschüre nicht noch weiter zu vergrossem, 
auf die einzelnen Ausführungen nicht weiter eingehen ^^). 



^) Zuerat 1916 in der ZeitBchrift „Die Bauwelt" (vom 21. September 1916); der 
AufsatB ist wieder abgedruckt in der Schrift Wagners Bauwirtsohaft, Bealkredit und 
Mieten in und nach dem Krieffe, Stuttgart 1917, S. 19 ff. Vgl. femer vom gleichen Ver- 
fasser: Neue Bauwirtechaft, Berlin 1918. 

*) Soziale Wohnungsreform, Berlin 1918. Vgl. femer die Aufsätze »»Am Scheide- 
wege" und „Baukostenabbürdung" in der Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, 
S. 388 ff. u. 663 ff. 

*) Wohnungsnot und Heimstättengesetz, Karlsruhe 1919. Vgl. femer vom gleichen 
Verfasser: Wohnungs- und Siedlungspoütik, München-Berlin 192^. 

«) Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, S. 394—395. 

*) Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, S. 463 ff. 

*) Artikelserie im Volksreoht, Nr. 2, 4, 6, 14, Januar 1920. 

^) Gemeinnütziger Wohnungsbau, 1. Jahrg. 1920, S. 39 ff. 

<) Zeitschrift für Wohnungswesen, 17. Bd. 1919, S. 161 ff. 

*) Vgl. u. a. Kehl, Zur Frage der verlorenen Baukostenzuschüsse, Zeitschrift für 
Wohnun^;swe8en, 17. Bd. 1919, S. 483 ff.; F. Kiefersauer, Zur Beform des Wohnungs- 
wesens, mi gleichen Jahrg. der gleichen iSeitschrift, S. 641; Pastor Gros che 1 vertritt 
am gleichen Ort, S. 396 — 396, den Geduiken einer Mietsteuer (zur Deckung der Annui- 
täten der Anleihen), meint aber schliesslich, dass wenn die Anleihen nicht placiert werden 
könnten, man zur Notenpresse greifen soll, ein Mittel, das wir weiter oben bereits be- 
sprochen haben. 

10^ Vgl. z. B. die neueste Schrift von Martin Wagner: Die Sozialisieruns der Bau- 
betriebe, Berlin 1919; Sozialisierung des Bau- und Wohnungswesens, bearbeitet von 
A. Ellinger (herausgegeben vom Deutschen Banarbeiterverband), Hamburg 1920, und 
vom gleichen Verfasser: Die Wohnungsfrage, im Sammelband: Das Programm der 
Sozialdemokratie, Vorschläge zu seiner Erneuerung, Berlin 1920. 

^^) Verwirklicht wurde der Gedanke des Mietausgleiches bisher in der Haupt- 
sache nur innerhalb gemeinnütziger Genossenschaften (vgl. hierzu u. a. den Hinweis 
darauf in § 16 des von uns auf S. 90 zitierten deutschen Gesetzentwurfes). Es mag 
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Seinen ersten Niederschlag in Form einer Gesetzesvorlage er- 
hielt dieser Vorschlag in dem der Deutschen Nationalversammlung am 
23. April 1920 vom Beichsarbeitsminister vorgelegten »»Entwurf eines 
Gesetzes über die Erhebung einer Abgabe zum Baukostenausgleich". 
Die Vorlage ^) ist vom Beichsrat abgelehnt worden, der seinerseits 
einen anderen, ähnlichen Entwurf beschlossen hat. Verfassungsgem&ss 
wurden daraufhin beide Entwürfe der Nationalversammlung vorgelegt. 
Sie blieben jedoch in der Kommission hängen und gelangten so nicht 



interessiereii, daas im kleinen dieses Prinzip auch von der Stadt Zürich in den von 
ihr erstellten Riedtli-H&usem durchgeführt worden ist. Mit Rücksicht auf die Bedeutung 
solcher praktischen Versuche geben wir hier einige Einzelheiten der dieser Massnahme 
zugrunoe gelegten Berechnungen auf Grund der Protokolle des Stadtrates (Nr. 817/191S, 
1871/1918 und 2267/1919) und des uns von der Liegenschaftenverwaltung der Stadt 
Zürich zur Verfügung gestellten Materials wieder. Die ersten drei Bauabteilungen, die 
noch vor Eintritt der Teuerung erbaut worden sind, stellten sich auf S622&0 Fr.; 
wesentlich teurer (relativ) fielen die zwei letzten, schon in den Kriegsjahren erstellten 
Bauabteilungen aus, und zwar wurden ihre Kosten auf 1866603 Fr. l^w. 1188643 Fr. 
berechnet. Einschliesslich einiger Zuschläge wurde der gesamte Anlagewert auf 
6660000 Fr. berechnet. Bei einer Bmttoverzinsung von 6% wären also insgesamt fast 
400000 Fr. an Mietzins aufzubringen. Dieser Betreu; wurde nun auf die fünf Bauabtei- 
lungen nicht auf Qrund ihrer tatsachlichen Anlagekosten, sondern unter Ausgleichung 
dieser Elosten verlegt 

Zu diesem Zweck wurde zunächst vom gesamten Anlagewert (6660000 Fr.) der 
Landpreis (713176 Fr.) abgezogen. Der Rest (6936824 Fr.) wurde sodann durch den 
gesamten Rauminhalt der fünf Bauabteilungen (132603 cbm) dividiert, woraus sich der 
durdisohnittüche Preis von 44,805 Fr. pro cbm umbauten Raumes in allen fünf Bau- 
abteilungen ergab. Mit diesem Preis wurde nun der Kubikinhalt jeder Bauabteilung 
multipliziert, und diesen Ergebnissen wurde schliesslich der entsprechende Land- 
preis (siehe Sp. 8 der Tabelle auf S. 31) hinzugefügt. So erhielt man den ausgeglichenen 
Anlagewert der fünf BauabteUungen: 2227220 Fr., 934780 Fr., 1262700 Fr., 1674700 Fr. 
und 660600 Fr. (die Abweichungen der hier gebrachten, dem Mietausgleich zugrunde 
gelegten Zahlen von den in den Sp. 2, 4 und 6 der TabeUe auf S. 31 wiedergegebenen 
erklären sich daraus, dass im November 1919, als diese Berechnung durchgeführt wurde, 
die definitiven Zahlen noch nicht ermittelt werden konnten). Und diese Anlagewerte 
wurden nun der Verteiluns des gesamten erforderlichen Mietzinses zugrunde gelegt. 
Auf diese Weise konnten die Mieten in den schon nach Eintritt der Teuerung erstellten 
Häusern noch in durchaus erträglichen Qrenzen gehalten werden: müssen doch in der 
fünften Bauabteilung nur 6% von 660600 Fr. gleich 39036 Fr. aufgebracht werden, 
was eine VerbiUigung um 46% gegenüber dem Betrag von rund 71000 Fr. (6% von 
1188643 Fr.) bedeutet, den die tatsächlichen Baukosten erforderlich gemacht hätten. 
Auf der anderen Seite mussten natürlich die Mietzinse in den ersten drei Bauabteilungen 
entsprechend erhöht werden, und zwar zunächst, am 1. April 1920, um etwa 30%, doch 
ist mit dieser Erhöhung der Mietausgleich noch nicht restlos durchgeführt, so dass zu- 
gleich mit dieser Zinssteigerung noch eine weitere (um etwa 10%) in Aussicht ge- 
stellt werden musste. 

Dass der auf die „alten" Wohnungen bei diesem Ausgleich entfallende Aufschlag 
so gross ist und so stark von dem von uns für die ganze Stadt Zürich berechneten Betrag 
abweicht, erklärt sich natürlich vor allem daraus, dass in diesem Falle das Verhältnis 
zwischen der Zahl der „neuen** und der „alten" Wohnungen überaus ungünstig lag: 
Standen doch den 106 fjoffaen** Wohnungen der vierten und fünften Bauabteilung 
nur 196 „alte" Wohnungen der ersten drei Bauabteilungen gegenüber, während bei 
einem Mietauflgleich in der sanzen Stadt Zürich auf etwa 48600 „alte'' Wohnungen 
nur etwa 1600 „neue'' jährlich zu bauen wären. 

^) Nationalversammlung 1920, Drucksache Nr. 2766 und Nachtrag. 
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mehr zur Beratung. Erst in diesem Winter wird sich der Beichstag mit 
diesen Vorlagen beschäftigen. Wir geben im folgenden das Wichtigste 
aus dem Inhalt der Regierungsvorlage wieder. 

§ 1. Die Gemeinden erheben eine Abgabe von den Nutzungsberechtigten 
der Gebäude oder der Teile von Gebäuden» die vor dem 1. Juli 1918 ohne Bau- 
koBtenzuschüBse errichtet sind. 

§ 2. Die Abgabe darf nur zum Ausgleich der Kosten für Wohnungen imd 
sonstige Räume in Neubauten verwendet werden. 

f 3. Abgabeschuldner ist, wer zum Gebrauch der Gebäude oder Gebäude- 
teile berechtigt ist für die Dauer seiner Berechtigung. 

§ 4 enthält die Bestimmungen über die Abgabefreiheit einer Reihe öffent- 
licher, gemeinnützigen und kulturellen Zwecken dienender Gebäude wie auch 
jener Gebäude und Gebäudeteile, deren jährlicher Nutzwert weniger als 160 Mark 
beträgt. 

§ 5. Der Abgabe wird der jährliche Nutzungswert der Gebäude oder Ge- 
bäudeteile in der Zeit vom 1. Juli 1913 bis 30. Juni 1914 zugrundegelegt. Soweit 
die Gebäude oder Gebäudeteile vermietet oder verpachtet waren, gilt als 
Nutzungswert der Miet- oder Pachtpreis. Lässt sich der Nutzungswert in dieser 
Weise nicht feststellen, so ist er durch Schätzung zu ermitteln. Bleibt in Ge- 
meinden unter 25000 Einwohnern der in dieser Weise ermittelte Nutzungswert 
hinter 6 v. H. des Feuerversicherungswertes am 1. Juli 1914 zurück, so wird 
dieser Wert der Abgabe zugnmdegelegt. 

§ 6. Die Abgabe beträgt mindestens 15 vom Hundert des Nutzungswertes 
der Gebäude oder Gebäudeteile. Der Reichsarbeitsminister kann mit Zustim- 
mung eines vom Reichstag zu wählenden Ausschusses die Höhe der Abgabe für 
spätere Rechnungsjahre abweichend festsetzen. Die Gemeinden können die 
Abgabe mit Zustimmung der obersten Landesbehörde erhöhen. 

§ 7. Die Gemeinden können mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
eine Staffelung der Abgabe und eine andere Befreiungsgrenze beschliessen, doch 
muss der Gesamtertrag den von Reichs wegen festgesetzten Ertrag erreichen. 

§§ 8 — 11 enthalten Einzelheiten über die Veranlagung. 

§ 12. Die Gemeinden liefern in jedem Rechnungsjahr einen Anteil der Ab- 
gabe an das Reich ab. 

§ 13. Aus den dem Reich zufliessenden Beträgen wird ein besonderer Fonds 
gebildet, der zur Verzinsung und Tilgung der vom Reich gewährten Beihilfedarlehen 
sowie zur Unterstützung leistungsschwacher Gemeinden bestimmt ist. 

§ 14. Die oberste Landesbehörde kann bestimmen, dass nicht die Gemeinden, 
sondern andere Stellen, insbesondere Gemeindeverbände, die Abgabe erheben, 
wenn sie an Stelle der Gemeinden Aufwendungen für den Baukostenausgleich 
machen. 

§ 16. Wenn vor dem 1. Juli 1914 gegründete Baugenossenschaften ihren 
Mietern die Kosten der Instandhaltung der Wohnungen übertragen haben, und 
von ihnen neben oder mit der Miete noch besondere, zum Ausgleich der Miet- 
preise für Wohnungen in Neubauten und älteren Wohnungen bestimmte Be- 
trage erheben, so kann auf Antrag die von den Nutzungsberechtigten ihrer 
Wohngebäude erhobene Abgabe zurückerstattet werden. 



— 91 — 

Der von uns erwähnte Beichsratsentwurf weicht von dieser 
Begierungsvorlage in mehreren Punkten ab, von denen wir nur die 
wichtigsten erwähnen. Einmal ist er nur als Provisorium für ein 
einziges Jahr gedacht, ein Notgesetz, das die künftige Aufbringung 
der erforderlichen Mittel nicht prä judizieren will; insofern erweckt er 
nicht in dem Masse wie die Begierungsvorlage den Anschein, als ob 
durch diese Regelung die ganze Frage auf die Dauer gelöst werden sollte. 
Zweitens beträgt die vorgesehene Abgabe nur 10% anstatt „mindestens 
1^%"; eüie Befreiung der Wohnungen geringeren Nutzungswertes sieht 
der Entwurf nicht vor. Drittens sind nach dem Beichsratsentwurf nicht 
die Gemeinden, sondern die Länder als Steuergläubiger vorgesehen. 

Eine eingehende Kritik dieser zwei deutschen Entwürfe und 
namentlich ihrer Details wäre an dieser Stelle kaum angezeigt ^). Doch 
einen Mangel beider Vorlagen müssen wir hier hervorheben: 
wie die Dinge in Deutschland liegen, ist die Höhe der vorgesehenen 
Abgabe — mindestens 16% in der Begierungsvorlage, 10% im Beichs- 
ratsentwurf — absolut ungenügend (übrigens wird von amtlicher 
Seite nichts zur Begründung der Höhe der Abgabe vorgebracht). An- 
statt vom tatsächlichen Bedarf auszugehen, wie wir dies in der vor- 
li^enden Arbeit tun, ging man anscheinend von dem als höchstzulässig 
betrachteten Abgabesatz aus, was u. E. unzulässig ist. Dem Aussen- 
stehenden ist es natürlich nicht leicht, die erforderliche genaue Berech- 
nung durchzuführen, doch schon ein flüchtiger Blick zeigt uns die Un- 
zulänglichkeit des in Aussicht genommenen Abgabesatzes, und dies 
selbst in dem Fall, wenn die Subventionierung durch Bentenzuschüsse 
bezw. durch Annuitäten vorgesehen werden sollte (und noch sehr viel 
weniger liesse sich bei dem in Deutschland 1919 angewandten Kapital- 
zuschussverfahren ausrichten). Setzt man den in Deutschland während 
der Kriegs jähre entstandenen Fehlbetrag an Wohnungen auf 800000 
und den jährlichen Normalbedarf auf 200000 Wohnungen an (diese 
Sohlen werden von den meisten deutschen Autoren angenommen*) 



^) Wir verweisen auf die kurze Besprechung in der Zeitschrift für Wohnungswesen, 
18. Bd. 1020, S. 201 ff., und auf den Aufsatz „Wohnungs- und Siedlun^gesetze in den 
letzten Verhandlungen der Nationalversammlung" von H. H. Zisseler in der Sozialen 
Praxis, 29. Jahrg. 1920, S. 830 ff. Zu bemerken wäre noch, dass der erstgenannte Auf- 
satz die Vorlagen ablehnt einmal, weil sie zu spät kommen, und zweitens, weil sie nur 
Flickwerk bieten. Und auch der zweite Artikel enthält eine scharfe Kritik nament- 
lich der Regierungsvorlage ; der Verfasser erkennt eher die Zweckmässigkeit des Reichs- 
ratsentwurfs an; mit Recht wird u. a. hervorgehoben, dass die vorgesehenen Sätze auf 
keinen Fall ausreichen könnten; wir kommen darauf im Texte zurück. 

*) Kampff meyer rechnet in seiner neuesten Schrift (Wohnungs- und Siedlungs- 
politik, 1920, S. 106) mit einem noch höheren normalen Jahresbedarf von 300000 Woh- 
nungen. 
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und geht man von der Forderung aus, dass in spätestens fünf Jahren 
normale Verhältnisse wieder hergestellt sein sollen, so gelangt man zu 
einem jährlichen Gesamtbedarf von rund 360000 Wohnungen. Kostete 
eine Wohnung vor dem Kri^ im Durchschnitt etwa 6000 — 6000 Mark 
(eher mehr), so wird sie jetzt auf mindestens 40000 — 60000 Mark zu 
veranschlagen sein^); die jährlichen Kosten (vor dem Krieg: 6%, jetzt 
7,5 %) stiegen also von 300—360 Mark auf 3000 — 3700 Mark, und dem- 
nach müsste der jährliche Zuschuss pro Wohnung, wenn die gegen- 
wärtigen Mietpreise selbst um 60% gegenüber der Vorkriegszeit ge- 
sti^en wären \ etwa 2600 — 3200 Mark betragen. Bei einem Bedarf 
von 360000 Wohnungen wären somit schon im ersten Jahr nicht weniger 
als 900 Millionen Mark an Bentenzuschüssen bezw. an Annuitäten auf- 
zubringen (eher mehr!), im nächsten Jahr 1800 Millionen Mark usw. 
Nehmen wir andererseits an, dass der Gesamtbestand an alten Woh- 
nimgen, die dieser Abgabe unterli^en würden, im Deutschen Reich 
12 Millionen beträgt (eher etwas zu hoch!) und dass sie einen Gesamt- 
mietwert (1913/14) von 4 — 6 Milliarden Mark repräsentieren, so käme 
der jährliche Ertrag einer 16% igen Abgabe auf höchstens 600 — ^760 
Millionen Mark; dazu kämen allerdings noch die Beträge, die die Fa- 
briken, Warenhäuser usw. zu bezahlen hätten (die deutsche Vorlage 
sieht ja die Besteuerung nicht nur der Wohnungen, sondern aller Ge- 
bäude und Gebäudeteile überhaupt vor), so dass im ganzen ein Ertrag 
etwa zwischen 760 — 1000 Millionen Mark zu erwarten wäre (in der 
Begründung der Regierungsvorlage wird „nach vorsichtiger Schätzung" 
mit einem Ertrag von 1 Milliarde gerechnet, allerdings ohne dass irgend- 
welche statistische Unterlagen für diese u. E. zu hohe Schätzung ge- 

^) Im Berliner Tagbl&tt vom 3. November 1020 fanden wir, nachdem diese 
Zeilen schon gesetzt waren, eine ähnliche Berechnung von Dr.-Ing. W. Lesser, der 
den gegenwärtigen Herstellungspreis einer Zwei- bis Dreizimmerwohnung (wohl doch 
etwas zu hoch) auf 80000 A&rk ansetzt. Den Ertrag der Mietab^be berechnet er, 
ausgehend vom Wert des gesamten für Bauzwecke ausgenutzten Bodens, auf 460 
Millionen Mark für je 10% Mietabgabe» d. s. 690 Millionen Mark bei einer 15% igen 
Abgabe; dieses Ergebnis bleibt hinter dem von uns im folgenden angaionuneam 
noch etwas zurück. 

*) In WirkUohkeit sind die Mietpreise in Deutschland unter dem Sohutee 
des Mietnotreohts weniger stark sestiegen. Nach den Ergebnissen einer von der Qeeoh&ftB- 
Btelle für Soziale Siedlungs- und Wohnungsreform veranstalteten Umfrage (wir zitieren 
nach einem Aufsatz von Robert Adolph in der Zeitschrift für Wohnungswesen, 18. Band 
1920, 8. 166) stiegen die Mieten 
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geben worden wären). Doch wenn selbst der Ertrag in Wirklichkeit 
diese maximale Höhe erreichen könnte, so würde er trotzdem vielleicht 
schon im ersten Jahr und jedenfalls im zweiten Jahr weit hinter dem 
tatsächlichen Bedarf zurückbleiben, denn unsere oben angeführte 
Schätzung des deutschen Bedarfs dürfte eher zu niedrige als zu hohe 
Ergebnisse liefern. Und eben darauf lässt sich wohl der in der Be- 
gründung zweimal wiederkehrende Satz zurückführen, dass man in 
späteren Jahren die Abgabe wird erhöhen müssen. Es steht indessen 
fest, dass dies nicht erst „in späteren Jahren", sondern gleich bei der 
Durchberatung der Vorlage geschehen müsste, da ja die Abgabe von 
vornherein viel zu niedrig angesetzt ist: müsste sie doch, wollte man auf 
diesem Wege das Ziel erreichen, ein Vielfaches der vorgesehenen 
Höhe betragen ^). 

Doch, wie gesagt, nicht die Kritik der deutschen Vorlagen kommt 
für uns hier in Betracht. Und auch nicht die Frage, ob, wie die Dinge 
in Deutschland liegen, die Abgabe zum Baukostenausgleich in der 
Fassung der zwei obengenannten Gesetzesvorlagen die richtige Lösung 
bedeutet. Dies um so mehr, als der Standpunkt sich durchaus ver- 
treten lässt, dass wenn selbst der Vorschlag dieser Abgabe in Deutsch- 
land auch nicht (oder nicht mehr) befriedigen kann, er in anderen 
Ländern, so in England oder in der Schweiz, trotzdem befür- 
wortet werden kann. Denn ihre Zweckmässigkeit hängt letzten 
Endes natürlich auch von dem Masse der Divergenz zwischen 
den gegenwärtigen Mietpreisen „alter" Wohnungen und den gegen- 
wärtigen Bau- und Jahreskosten neuzuerstellender Wohnungen, m. a. W. 
vom Verhältnis zwischen der tatsächlichen Verteuerung der „alten 
Wohnungen und der Verteuerung der Bau- und Jahreskosten „neuer 
Wohnungen ab ; und dieses Verhältnis ist eben in der Schweiz und in 
Deutschland sehr verschieden: während die Mietpreise „alter" Woh- 






^) Nachdem diese Zeilen Bchon gesohiieben waren, erfahren wir duroh die Presse 
(Leitartikel von Dr. Luppe über die Iküetsteuer im Berliner Tageblatt vom 30. September 
1920), dasB der neue» dem Reichstae vorgelegte Entwarf eine Abgabe von 30% vor- 
sieht. Die deiche ZaM nennt auch A. Thimm in der Zeitschrift für Wohnangswesen, 
18. Band 1020, S. 368. Wir brauchen wohl nach dem Gesa«^n nicht noch besonders 
zu betonen, dass auch dieser Satz viel zu geringe Erträge im '^rgleich zum tatsächlichen 
Bedarf liefern würde. Namentlich dann, wenn Kapitalzuschüsse gewährt werden 
sollten. Denn bei einem Ertraff von 1 Milliarde Mark und bei einem Kapitalzuschuss 
v<m etwa 3300O--4300O Mark könnten jährlich höchstens 30000 Wohnungen errichtet 
werden. Ifehr Wohnungen könnte man allerdings bei dem gegenwärtig geltenden System 
der Baukostenbeihilfen (vgl. Fussnote auf S. 50) erricnten, da der Zuschuss erheb- 
lich geringer geworden ist. Es fragt sich lediglich, ob sich dieses Verfahren bewährt, 
d. h. ob £e ätuherren einen Teil der „Überteuerung'' auf sich zu nehmen gewillt sein 
werden; denn tun sie es nicht, so müssen die Gemeindedarlehen um so grösser werden, 
was wiederum neue Geldmittel erforderlich machen würde. 
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nungen annähernd die gleiche Verteuerung aufweisen, sind die Bau- 
kosten in der Schweiz nur um 200%, in Deutschland aber etwa um 
1000% gegenüber der Vorkriegszeit gestiegen^). So hätten wir denn, 
ohne uns durch die berechtigte Ejritik der im Ausland gemachten kon- 
kreten Vorschläge beeinflussen zu lassen, die in Vorschlag gebrachte 
Abgabe als solche einer prinzipiellen Betrachtung zu unterziehen. 

Vorher aber, um dieser Betrachtung eine solidere Grundlage zu 
geben und auch um ein wichtiges Gegenargument von vornherein zu 
widerlegen, wollen wir im Anschluss an die vorstehenden Feststellungen 
berechnen, welche Höhe diese Abgabe in der Schweiz haben 
müsste, damit sie ihren Zweck erreichen könnte. Wir führen diese 
Berechnung für die Stadt Zürich durch, und zwar soll die Höhe der 
Abgabe zunächst für die ersten drei Jahre (etwa 1921 — 1923) berechnet 
werden. Nach unseren Feststellungen im 3. Kapitel müssten in Zürich 
zur Deckung des in den Kriegsjahren entstandenen Fehlbetrages (1800 
Wohnungen) und zur Befriedigung des normalen Bedarfes (800 — 1000 
Wohnungen im Jahr) jährlich etwa 1600 Wohnungen erstellt werden. 
Den Zuschuss haben wir auf durchschnittlich 1100 Fr. pro Wohnung 
im Jahr berechnet. Und schliesslich haben wir auch schon festgestellt, 
dass wenn aus öffentlichen Mitteln nur die Annuitäten (Zins und Tilgung 
der entsprechenden Kapitalzuschüsse) auf zubringen wären, der Jahres- 
bedarf in diesen drei Jahren l,e5 + 3,8 -f 4,o5 = 9,9 Millionen Franken, 
d. h. durchschnittlich 3,8 Millionen Franken im Jahr betragen würde. 
Rechnet man noch etwa 10% für die Erhebungskosten hinzu, so erhält 
man einen jährlichen Bedarf von 3,8 Millionen Franken. Welcher Steuer- 
wert stünde nun demgegenüber zur Verfügung ? Die Zahl der Woh- 
nungen der Stadt Zürich betrug Ende 1019 48021, Ende 1920 wird 
man mit etwa 48500 Wohnungen rechnen dürfen. Der Durchschnitts- 
wert aller besetzten Wohnungen der Stadt Zürich betrug am 1. De- 



^) Ohne hier bestünmte Vorachläge für die Lösung der Wohnungsnot in Deutsch- 
land machen zu können — was mit Bttcksicht auf die binderen Verhältnisse in Deutsch- 
land besonders schwer ist — , glauben wir soviel sagen zu können, dass man in Deutsch- 
land u. E. mit einer Baukostenaussleichabgabe allein das Ziel kaum erreichen können 
wird: zweckmässiger wäre vielleicht, wenn man gleichzeitig die Mietpreise der 
„alten" Wohnungen, die ja tatsächlich in einem gexudezu grotesken Verhältnis zu den 
gegenwärtigen Preisen der allermeisten Güter des täglichen Bedarfes stehen, erhöhen 
würde und einen grossen Teil des hierdurch entstehenden Mietmehrertrages bei den 
Vermietern wegsteuem würde. Deulurch würde man auf der einen Seite neue und sehr 
bedeutende Mittel gewinnen und auf der anderen Seite würde hierdurch der Geldbedarf 
für Zuschüsse für die „neuen" Wohnungen automatisch sinken (ist doch der Zuschuss 
gleich der Differenz zwischen den Jahieskosten „neuer" Wohnungen und den gegen- 
wärtigen Mietpreisen „alter" Wohnungen). Die Begründung einer solchen Massnahme 
ist an dieser Stelle nicht erforderlich, steht sie doch im T<HnkUng mit unseren weiteren 
Ausführungen. 
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zember 1910 rund 871 Franken (aller Mietwohnungen: 776 Fr.). Wie 
gross dieser Wert gegenwärtig ist, lässt sich nicht genau sagen. Schät- 
zungsweise kann auf Grund der Ergebnisse der Mietpreisstatistik ^) 
angenommen werden, dass dieser Durchschnittswert in den verflossenen 
zehn Jahren auf vielleicht 1200 Fr. gestiegen ist. Der gesamte Miet- 
wert aller Wohnungen würde demnach gegenwärtig etwa 58 Millionen 
Franken betragen. Und daraus lässt sich berechnen, dass die Abgabe 
zum Baukostenausgleich in der Stadt Zürich etwa 6,2% 
oder rund 6%*) betragen müsste. Auch hier wollen wir gleich 
darauf hinweisen, dass diese Zahl, die z. T. auf Schätzungen beruht, 
a priori nicht ganz genau der Wirklichkeit entsprechen kann. Nament- 
lich über den Mietwert der Wohnungen ist man nicht genau informiert; 
erst die Wohnungszählung am 1. Dezember 1920 wird hierüber genauen 
Aufschluss geben. Und auch die Höhe des Zuschusses kann, wie wir 
mehrfach schon hervorgehoben haben, nur approximativ be- 
rechnet werden. Immerhin glauben wir, dass wir der Wirklichkeit sehr 
nahe kommen, wenn wir sagen, dass in der Stadt Zürich bei einer Subi^en- 
tionierung des Wohnungsbaues der nächsten drei Jahre durch Zuschüsse, 
die nur die Verzinsung und Tilgung der erforderlichen Kapitalzuschüsse 
zu decken hätten, die Abgabe zwischen 5 % und 8 % des gegenwärtigen 
Mietwertes der „alten" Wohnungen betragen müsste. Grösser würde 
diese Abgabe in jenen Orten ausfallen, in denen die Mietpreise weniger 
stark gestiegen sind, so z. B. in Basel, und zwar erstens, weil dort, 
wie wir schon sagten, die Zuschüsse an sich etwas grösser ausfallen 
würden und der Bedarf somit etwas grösser wäre, und zweitens, weil 
der zu besteuernde gesamte Mietwert etwas geringer ist. So könnte 
dort der Satz vielleicht auf 10%, vielleicht noch etwas höher steigen, 
und eben mit einem solchen Satz von etwa 10 % müsste man rechnen, 
wollte man diese Abgabe in gleicher Höhe in der ganzen Schweiz 
durchführen (es darf allerdings nicht übersehen werden, da^s nicht 
überall der Bedarf im Vergleich zum Bestand an Wohnungen so gross 
ist wie z. B. in Zürich). Bestimmte Angaben lassen sich aber darüber 
in Ermangelung der wichtigsten Unterlagen u. E. nicht machen. 



^) V^l. Fusanote 3 auf S. 73. 

') Dieser Satz darf deshalb nach unten, d. h. auf 6%, abgerundet werden, weU 
die Zuschüsse in Wirklichkeit noch um den Betrag der Abgabe, die auf den „alten'' 
Wohnungen lasten würde, von der aber die „neuen" befreit waren, vermindert werden 
müssen. Da nun die Abgabe nach den vorstehenden Annahmen durchschnittlich etwa 
70 Fr. betragen würde, wäre der Zuschuss pro Wohnung auf etwa 1030 Fr. herabzusetzen, 
was einen Bückeang des jährlichen Bedarfes auf 3,4 Millionen Franken und eine Ver- 
minderung der Abgabe auf 5,»% zur Folge hätte. 
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Allein mit dieser Berechnung, d. h. mit dem Hinweis auf die relativ 
geringe Höhe dieser Abgabe in der Schweiz, ist die Frage nach der Zweck - 
mässigkeit und Berechtigung dieser Abgabe nicht abgetan. So 
müssen wir denn diese Abgabe noch einer grundsätzlichen Betrach- 
tung unterziehen. Auf ihre ersten Befürworter haben wir hier schon 
hingewiesen. Wir nannten auch schon den einen der ihr zugrunde- 
liegenden Gedanken: den Gedanken einer ausgesprochenen Zwecksteuer, 
bei der dem Steuerzahler gewissermassen garantiert wird, dass sein 
Geld einem bestimmten, seinen Interessen entsprechenden Zwecke zu- 
geführt wird. Der eigentliche Grundgedanke dieser Abgabe liegt 
aber darin, dass die privilegierten Besitzer der „alten'' Wohnungen 
für die Inhaber der „neuen'' aufzukommen haben. Denn dass jene, 
die heute eine Wohnung innehaben, privilegiert sind, lässt sich nicht 
bestreiten: sie sind von Kündigungen in weitestem Masse geschützt, 
ebenso auch vor einer Überspannung der Nachfrage auf dem Wohnungs- 
markte, und Mietzinssteigerungen über einen gewissen Betrag hinaus 
sind ausgeschlossen. Solange nun der Mietpreis etwa 7,5% der heute 
erforderlichen Anlagekosten einer ähnlichen Wohnung nicht erreicht, 
sind die Mieter zweifellos privilegiert : denn bei freier Wirtschaft würden 
die Mietpreise, sowohl wegen des Missverhältnisses zwischen Angebot 
und Nachfrage, als auch wegen der gestiegenen Baukosten („Beproduk- 
tionskostentheorie"), sehr viel höher sein; wie wir schon zeigten, wären 
sie um etwa 260% höher als vor dem Krieg und um etwa 150% höher 
als gegenwärtig. Auf die Frage, inwiefern dieses Privilegium berechtigt 
ist, werden wir weiter unten noch zurückkommen. Hier gehen wir ein- 
fach von der Tatsache dieses Privilegiums als solcher aus, davon, dass 
der Mieterschutz aus bestimmten Bücksichten nicht nur nicht abgebaut, 
sondern in den meisten Staaten, wo er im Krieg entstand, beibehalten 
und weiter ausgebaut wird, so u. a. auch in der Schweiz auf Grund des 
Bundesratsbeschlusses vom 9. April 1920 (in England: Increase of Bent 
and Mortgage Interest [Bestrictions] Act, 1919 und 1920^). Zahlen 

^) Doioh das Gesetz von 1915 (Inciease of Rent and Mortgage Interest [War 
Reetrictions] Act, 1915) wurden die Mietpreise (und der Hypothekarainsfuss) für Üein- 
und Mittelwohnungen bis auf weiteres auf dem Vorkriegsstand festgehalten. Erst das 
im Text erwälmte Gesetz von 1920, das sich ebenfalls nur auf Klein- und Mittel- 
wohnungen erstreckt, hat eine Erhöhung der Mietpreise gegenüber dem Stand am 
3. August 1914 (net rent) gestattet, und zwar dürfen (falls der Vermieter s&mtliche 
Kosten der Reparaturen und Instandhaltung trägt) die Mietpreise der den Gesetzen 
von 1015 und 1919 unterstellt gewesenen Häuser um 30%, die Mietpreise der dem 
Gesetz von 192^ unterstellten Häuser um 40% der net rent erhöht werden; diese 
Sätze gelten für die Zeit vom 2. Juli 1920 bis zum 2. Juli 1921; von diesem Zeit- 
punkt an dürfen auch die erstgenannten Sätze auf 40% erhöht werden. Hierzu 
kommen femer die Beträge, die durch die Erhöhung der auf dem Hause lastenden 
Abgaben (inoreased rates) erforderlich gemacht werden. Dieses Gesetz bleibt, bis zum 
24. Juni 1923 m Kraft. 
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nun die Mieter auf diese Weise einen Mietzins, der nach den heutigen 
Verhältnissen jedenfalls zu niedrig ist, so ist es nur recht tind billig, 
dass eben sie für jene Kosten aufkommen, die der Bau der neuen Woh- 
nungen erfordert, genauer: für jene Kosten, die das Hinabdrücken der 
Jahreskosten „neuer" Wohnungen auf das Niveau der Kosten „alter" 
Wohnungen erforderlich macht. Dies sollte den Mietern aus der ein- 
fachen Überlegung klar werden, dass ohne Zuschüsse keine Miethäuser 
gebaut werden können und gebaut werden, dass andererseits neue 
Wohnungen dringend nötig sind, woraus aber die Alternative folgt: 
entweder werden Zuschüsse gewährt, die aber nur aus den Er- 
trägen einer solchen Abgabe (oder eines entsprechenden Zuschlages zur 
Einkommensteuer) fliessen können, oder wird zur Förderung des 
Wohnungsbaues der Mieterschutz aufgehoben, dann aber steigen 
die Mietpreise sofort sehr stark, und zwar jedenfalls sehr viel höher 
als um den Betrag einer eventuellen Mietausgleichabgabe. Wenn nun 
die Mieter trotzdem bei den ersten Vorschlägen einer Abgabe zum 
Baukostenausgleich sich gegen ihre Einführung aussprachen, so liegt 
die Erklärung einmal in der an sich begreiflichen Abneigung gegen 
jede neue Steuer und zweitens darin, dass sie sich in diesem ganzen, 
durchaus nicht unkomplizierten Problem nicht zurechtfanden und nicht 
einsahen, dass sie sich durch einen je nach den Verhältnissen mehr oder 
weniger massigen Steuerzuschlag von einer gewaltigen Zunahme 
der Mietpreise loskaufen. Neuerdings beginnen die Mieter diesen Zu- 
sammenhang allmählich zu erkennen und die Notwendigkeit einer, 
allerdings nur massigen Abgabe einzusehen. Dafür spricht der Um- 
stand, dass in einzelnen Mieterorganisationen im Auslande wie auch 
in der Schweiz der Vorschlag einer solchen Abgabe auf einen immer 
schwächer werdenden Widerstand stösst und z. T. direkt unterstützt 
wird^). 

^) Für die Einführang einer Mietausgleiohabgabe sprachen sich bisher u. a. fol- 
gende Verbände und Organisationen aus: am 29. Januar 1920 der Deutsche Wohnungs- 




ausschuss, am 22, Juni 1920 der Verband der sachsischen gemeinnützigen Bauvereini« 
»n, am 14./15. Juni 1920 die Vereinigung deutscher Wohnungp&mter (beide Ver- 
(e unter gewissen Vorbehalten); im ^ptember 1920 summte auch der Ausschuss 
des deutschen Beichswirtschaftsrates diesem Projekt zu. 

In der Schweiz hat sich bisher von den grosseren Orffiinisationen u. W. nur der 
Schweizerische Verband zur Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues mit dieser 
Frage eingehender belasst, und zwar in der Delegiertenversammlimg m Bern am 8. Mai 
1920. Die Thesen des Referenten, Stadtrat Dr. Naegeli in St. Gallen, wurden daraufhin 
den Sektionen und Mitgliedern zum Studium übersandt. Die Thesen lauteten: 

1. Eine Bautätigkeit in grösserem Umfange wird erst wieder einsetzen, wenn zwischen 
den Mietzinsen der bestehenden, unter normalen Verhältnissen gebauten Häuser 
imd der nach dem Kriege zu erstellenden Wohnungen ein Ausgleich erfolgt ist. 

2. Dieser Ausgleich darf nicht sich selbst überlassen werden; er würde sonst die 
Steigerung aller Mietzinse auf eine den heutigen Baupreisen entsprechende Höhe 

7 
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Was nun die Vermieter betrifft, so lehnen sie überall solche 
Vorschläge ab, und zwar aus naheliegenden Gründen: in der Miet- 
ausgleichabgabe sehen sie — mit Recht — nichts anderes als einen 
weiteren Ausbau des Mieterschutzes, eine Massnahme, die im Grunde 
die weitere Aufrechterhaltung des Mieterschutzes überhaupt erst er- 
möglicht. Da sie aber die Aufhebung des Mieterschutzes und die Rück- 
kehr zur „freien"' Wirtschaft fordern, die eine sofortige Steigerung ihrer 
Einnahmen zur Folge hätte, müssen sie eben jede Abgabe dieser Art 
bekämpfen. Entsprechende Äusserungen finden sich sowohl in ihren 
Fachorganen als auch in der Tagespresse ^), 



voraussetzen und damit eine gewaltige Mehrbelastung der Mieter einerseits und 
ungerechtfertigte hohe Kriegsgewinne der Hauseigentümer andererseits voraus- 
setzen. 

3. Viehnehr wird ein mittlerer Ausgleich in der Weise gesucht werden mttssen» 
dass der auf den bestehenden H&usem sich bildende ausserordenttiche Wert- 
zuwachs zur finanziellen Unterstützung des Wohnungsbaues verwendet wird. 
Das wird am zweckmasugsten geschehen durch eine Steuer, die auf allen vor- 
kriegszeiüich erstellten Wohnungen in einem bestimmten prozentualen Verhlüt- 
nis zum Mietzins erhoben wird. Der beim Verkauf eines Hauses realisierte ausser- 
ordenüiche Wertzuwaohsgewinn soll durch eine entsprechende Ausgestaltung 
der Wertzuwachssteuer dem gleichen Zweck des Ausgleiches dienstbar gemacht 
werden. 

4. Die Einführung einer solchen Miet-Ausgleichsteuer ist Sache der Gemeinden, 
die hiezu durch die kantonale Qesetzsebung zu ermächtigen sind. Das Ertrikgnis 
soll von ihnen zur Unterstützung des gemeinnützigen und unter sichernden 
Bedingungen auch des privaten Wohnungsbaues verwendet werden. 

5. Bis zur Durchführung des Ausgleiches ist die Steuer jährlich zu erheben. Bis 
dahin soll auch der Mieterschutz auf Grund der eidgenössischen Vorschriften 
aufrechterhalten werden; bei der nach Massgabe dieser Vorschriften erfolgenden 
behördlichen Festsetzung der Mietzinse ist die Ausgleichsteuer in Berücksichtigung 
zu ziehen. 

Aus den uns zur Verfügimg gestellten Antworten der Sektionen und Mitglieder 
auf die vom Verband eingeleitete Umfrage heben wir hervor, dass die Gemeindebehörden 
von Thalwil, Schlieren» Morges und Saint-Imier sich mit den Thesen von Dr. Naegeli 
einverstanden erklärten» ebenso auch die Gemeinnützige Baugenossenschaft Zug, die 
Sektion Langenthai der Bemischen Fortschrittspartei und die Eisenbahner-Baugenossen- 
schaft Luzem. Partiell waren mit den Thesen einverstanden der Stadtrat von Bor- 
schach und die Eisenbahner-Baugenossenschaft Erstfeld. Abgelehnt wurden die Thesen 
von den Gemeindebehörden von Wetzikon» Nyon» Yverdon und Chur (soweit Verhält- 
nisse vorliegen wie in der Stadt Chur). Es ist zu bedauern, dass gerade die Behörden 
der grösseren Städte sich nicht zu diesen Thesen geäussert haben, was sich aber wohl 
daraus erklärt, dass sie sich ihrer Verantwortung in dieser überaus komplizierten Frage 
nur zu sehr bewusst waren und eine weitere Abklärung abwarten wollten. Zudem war 
die vom Verband für die Beantwortung gestellte Frist zu kurz. 

Was nun die eigentlichen Mieterorganisationen betrifft, so hat sich der Schweize- 
rische Mieterverband in seiner Delegiertenversammlung am 28./29. August 1920 mit 
dieser Frage wohl befasst, ohne indessen zu einem bestimmten Ergebnis zu gelangen. 
Dies dürfte sich einerseits aus rein politischen Gründen, andererseits daraus erklären, 
dass weitere Kreise des Publikums mit der Materie nicht vertraut sind und namentlich 
nicht wissen, wie hoch der Satz der Abgabe sein müsste. 

^) So namentlich im „Schweizerischen Haus- und Grundeigentümer", 1. Jahrg. 
1919/20, Nr. 9, S. 3—4; Nr. 10, S. 2—3; 2. Jahrg. 1920/21, Nr. 2, S. 2—3. Vgl. femer 
den vom Verband der Haus- und Grundeigentümer der Stadt Zürich eingesandten Auf- 
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Bei der Erklärung der ablehnenden Haltung weiter Kreise der 
Bevölkerung gegenüber dem Gedanken einer Mietausgleichabgabe, 
namentlich beim ersten Hervortreten dieses Gedankens, wird man 
vielleicht auch den Erinnerungen an die frühere Mietwertsteuer 
Rechnung zu tragen haben, die sich bekanntlich keiner sonderlichen 
Sympathien erfreute. Eine solche Steuer bestand und besteht z. T. 
auch gegenwärtig noch als Staatssteuer in Grossbritannien, Frankreich, 
Belgien, Holland, Bussland, als Gemeindesteuer in vielen deutschen 
und österreichischen Städten (Inhabited houses taxe, Mietsteuer, Miet- 
zinssteuer, Zinskreuzer). Auch in der Stadt Zürich bestand bekanntlich 
seit 1893 (Zuteilungsgesetz, §§ 75 und 76) eine solche Mietwertsteuer, 
die bei der Stadtvereinigung eingeführt worden ist, doch schon durch 
das Gesetz vom 3. Juli 1898 aufgehoben und durch die Liegenschaften- 
steuer ersetzt worden ist. Eine eingehendere Kritik dieser Mietwert- 
steuer wäre hier nicht angebracht. Es genügt der Hinweis, dass sie 
von den meisten Autoritäten der Finanzwissenschaft abgelehnt wurde ^), 
und dies mit Recht : namentlich als Surrogat der Einkommensteuer ist 
diese Steuer nicht rationell. Und eben aus diesen Gründen wurde sie 
im Laufe der letzten Jahre und Jahrzehnte an vielen Orten, wo sie 
bisher bestand, aufgehoben. Doch daraus, dass die alte Mietzinssteuer 
mit Recht abgelehnt wurde, darf nicht die Schlussfolgerung gezogen 
werden, dass auch die jetzt in Vorschlag gebrachte Mietausgleich- 
abgabe verworfen werden soll, denn ihre Ähnlichkeit ist nur äusser- 
lic h : die neue Abgabe ist ja nicht als Aufwandsteuer oder gar als Ersatz 
einer Einkommensteuer (übrigens auch nicht als Gewerbesteuer) ge- 
dacht, sie soll nicht der Hebung der allgemeinen Staatsfinanzen dienen. 
Vielmehr will man damit in einer Zeit der Not einen Ausweg aus einer 
unerträglich werdenden Situation finden. Und der Gedanke, die fehlen- 
den Mittel durch die Besteuerung der durch die Umstände Privilegierten 
zu gewinnen, dürfte auch aus sozialen Gründen durchaus gerecht- 
fertigt sein. 

Um den Streit über die Zweckmässigkeit und Berechtigung der 
Mietausgleichabgabe entscheiden zu können, müsste man allerdings 
nicht von dieser Abgabe an sich, sondern von der Zweckmässigkeit 
und Berechtigung jener Massnahme ausgehen, die letzten Endes ihre 
Einführung erfordert: von der Zweckmässigkeit und Berechtigung des 



satz „Wohnungsfragen" in der N. Z. Z., Nr. 420 u. 426 (März 1920) und den Aufsatz ,3au. 
und Wohnungsfragen*' in der N.Z.Z., Nr. 1492 (September 192Q). 

^) Vgl u. a. Heckel im Handwörterbuch der Staatswissensohaften, Artikel Miet- 
steuer, 3. Aufl., VI. Bd., S. 696ff. 
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Mieterschutzes. Die Verordnungen über den Mieterschutz, die in 
den meisten Staaten bei Beginn der Wohnungsnot erlassen worden sind, 
waren ursprunglich als temporäre Massnahme gedacht. Früher 
oder später müssen sie wohl wieder verschwinden und der „freien"' 
Wirtschaft den Platz räumen. Es sei denn, dass eine dauernde Aus- 
schaltung der privatkapitalistischen Organisation, eine dauernde 
„Zwangswirtschaft' S eine Sozialisierung des Wohnungswesens beab- 
sichtigt ist. Nun glauben wir nicht, dass dies in den Absichten der 
Regierungen lag, namentlich schon deshalb, weil ja in der Tat nicht 
einzusehen ist, weshalb, wenn man auf anderen Gebieten allmählich 
zur „freien'' Wirtschaft zurückkehrt, man auf diesem einen Gebiet die 
Zwangswirtschaft für alle Zeiten beibehalten wollte. Zumal, wie es 
u. a. auch die überaus umfangreiche Sozialisierungsliteratur der letzten 
Jahre zeigt, das Wohnungswesen im Vergleich zu anderen Wirtschaf ts- 
gebieten sich sicherlich mit am wenigsten für die Sozialisierung eignet 
und jedenfalls, selbst in den Augen der Anhänger der Sozialisierung, 
durchaus nicht an erster Stelle unter den zu sozialisierenden Wirtschafts- 
gebieten steht ^). Wie gesagt, der Mieterschutz war als temporäre 
Massnahme gedacht und soll über kurz oder lang abgebaut werden. 
Umsomehr als der Abbau des Mieterschutzes wahrscheinlich zu einem 
Wiederaufleben der normalen Bautätigkeit und vielleicht zu einer 
automatischen Behebung der Wohnungsnot führen würde. Wenn nun 
sowohl in der Schweiz als auch im Auslande die Mieterschutzbestim- 
mungen nicht nur nicht abgebaut, sondern im Gegenteil weiter aus- 
gebaut werden, so geschieht dies aus der Erwägung, dass eine Auf- 
hebung des Mieterschutzes zu gewaltigen Mietzinssteigerungen führen 
würde, die schwere wirtschaftliche Störungen zur Folge haben müssten. 
Diese gilt es aber auf jeden Fall zu vermeiden. 

Nun liegt aber u. E. den Verordnungen über den Mieterschutz und 
den damit zusammenhängenden Massnahmen (Gewährung von Bau- 
kostenzuschüssen, Darlehen usw.) noch ein anderer Gedanke zu 
Grunde, der ebenfalls das nur Temporäre dieser Maßnahmen erklären 
soU. Dieser Gedanke basiert auf der namentlich zur Zeit der Einführung 
des Mieterschutzes berechtigt gewesenen Hoffnung, dass wir nach 
Überwindung der anormalen Verhältnisse der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit zu normalen Verhältnissen zurückkehren werden. D. h. im ge- 
gebenen Fall, dass die Baukosten von Wohnhäusern, wenn auch nicht 
auf das Niveau der Vorkriegszeit, so doch jedenfalls auf einen jenes 

^) Die bodemeformeriBohen Bestrebungen dürfen ans naheliegenden Grönden 
mit der Sozialisierung des Wohnungswesens nicht Yerweohselt werden. 
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Niveau nicht wesentlich übersteigenden Stand sinken werden (dieser 
Gedanke liegt auch den oben angeführten Bestimmungen des [deutschen] 
Bundesrates vom 31. Oktober 1918 zu Grunde, die von einer „vor- 
übergehenden übermässigen Verteuerung des Bauens [Baukosten- 
Überteuerung]" und einer wesentlich geringeren „dauernden" Verteue- 
rung sprechen). Wenn man dabei auch nicht an ein gänzliches Schwinden 
der Teuerung dachte, so glaubte man z. B. in Deutschland an amtlicher 
Stelle noch im Juli 1919 — und legte diesen Glauben den Berech- 
nungen der Baukostenzuschüsse zu Grunde! — , dass die „dauernde 
Teuerung" nur etwa 30% der Friedenskosten betragen werde. Ob ein 
solcher Optimismus berechtigt ist und ob wir ihn zu teilen vermögen, 
ist eine Frage für sich, auf die wir noch zurückkommen werden. Hier 
liegt uns aber lediglich an der Feststellung des Gedankens als solchen. 
Denn in ihm liegt, wie gesagt, eine weitere, ja eigentlich die einzige rein 
ökonomische Begründung des Mieterschutzes. 

Folgende Überlegung soll dies zeigen. Man stellte sich, nehmen wir 
an, im Jahre 1917 auf den Standpunkt, dass die Verteuerung der Bau- 
kosten, die damals schon in der Schweiz etwa 100% der Friedenskosten 
betrug, im Jahre 1920 oder 1921 auf nur 30% der Friedenskosten zurück- 
gehen werde. Was hätte dies für Folgen haben können ? Eine Wohnung, 
die vor 1914 für 10260 Fr. errichtet werden konnte (wir wählen auch 
hier zur Exemplifizierung unser weiter oben auf S. 70 durchgerechnetes 
Beispiel) und die sich 1917—18 auf 1600 -|- 8760 . 2 = 19000 Fr. gestellt 
haben würde, würde 1917 — 18 an Jahreskosten (7%) etwa 1330 Fr. er- 
fordert haben, d. h. um etwa 116% mehr als vor dem Krieg (6% von 
10250 Fr. gleich 616 Fr.). Würde nun im Jahre 1920 oder 1921 die 
Teuerung auf nur 30 % zurückgehen, so würden die Anlagekosten dieser 
Wohnung auf 1500 + 8760.1,8 =12875 Fr. und die Jahreskosten 
(bei 6,5 %) auf 837 Fr. sinken können, d. h. um nur 36 % höher stehen, 
als vor dem Ejcieg. Da man andererseits damals damit rechnen konnte, 
dass inzwischen, d.h. zwischen 1917 und 1921, die Mietpreise in den 
bestehenden Häusern, trotz Mieterschutz, etwas ansteigen werden, etwa 
um 20 — ^30%, so konnte man eben damals annehmen, dass man um 
1921 — 1922 herum den Mieterschutz wird aufheben können, ohne irgend 
welche ernstere Störungen zu befürchten, da ja die Differenz zwischen 
den Jahreskosten der neuen Wohnungen und den Mietpreisen in den 
„alten" Häusern sehr gering sein würde. Der Mieterschutz hätte bei 
einer solchen Entwicklung einfach den Sinn einer temporären Mass- 
nahme gehabt, die den Vermietern die Ausnutzung einer vorübergehen- 
den Konjunktur unmöglich gemacht hätte. So präsentiert sich uns der 
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ursprüngliche Gedanke des Mieterschutzes, der als durchaus be- 
rechtigt erscheint. 

In Wirklichkeit haben sich aber die Dinge ganz anders entwickelt. 
Einmal sind die Baukosten nicht nur nicht zurückgegangen, sondern sind 
weiter gestiegen': in der Schweiz um etwa 200 %, in Deutschland gar um 
rund 1000% gegenüber der Vorkriegszeit; gleichzeitig hat auch der 
Kapitalzinsfuss zugenommen. Zweitens aber hat es sich erwiesen — so- 
weit man überhaupt bei Voraussagen von Beweisen sprechen kann — , 
dass an eine Bückkehr der Vorkriegspreise in absehbarer Zeit überhaupt 
nicht zu denken ist und dass bei der „dauernden'' Verteuerung auf 
keinen Fall mit etwa 30% gerechnet werden kann. Von Deutschland 
schon ganz abgesehen, wo diese Verteuerung sicherlich mehrere hundert 
Prozent betragen wird, wird man auch in der Schweiz mit einem erheb- 
lich höheren Satz zu rechnen haben. Wie hoch er sein wird, d. h. wie 
weit der Abbau der gegenwärtigen Preise sich wird durchführen lassen, 
lässt sich gegenwärtig u. E. überhaupt nicht sagen. Der Bundesrat 
rechnet in seinem von uns auf S. 61 zitierten Bericht vom 9. Februar 
1920 damit, dass die Anlagekosten, die gegenwärtig auf 250% gestiegen 
sind, kaum je unter 175% der Friedenskosten zurückgehen werden. Und 
dabei ist die gegenwärtige Verteuerung auf nur 250%, anstatt, wie es 
u. E. richtiger gewesen wäre, auf 275% angesetzt; geht man bei diesem 
Teuerungssatz von einer Verbilligung um 30% gegenüber den gegen- 
wärtigen Kosten aus, so gelangt man zu einer „dauernden'' Verteuerung 
um etwas weniger als 100% (100 : 193) gegenüber den Vorkriegskosten. 
Wir wiederholen: ob zukünftig das Bauen um 75% oder um 100% oder 
um einen noch grösseren Prozentsatz teurer sein wird, als 1914, lässt sich 
heute nicht nur nicht mit Bestimmtheit sagen, sondern selbst nicht mehr 
oder weniger sicher abschätzen. Denn viel zu komplizierte ineinander- 
greifende und aufeinanderwirkende ökonomische, soziale und politische 
Momente sind hierbei von entscheidendem Einfluss, so dass man kaum 
die Entwicklung in der Zeit und insbesondere das Tempo dieser Ent- 
wicklung voraussehen könnte. Nur das kann, glauben wir, mit relativ 
grosser Sicherheit gesagt werden, dass selbst nach der Bückkehr mehr 
oder weniger normaler Verhältnisse eine sehr erhebliche „dauernde" 
Verteuerung zurückbleiben wird, die sich wohl längere Zeit nicht weiter 
abbauen lassen wird. 

Eben dieser Umstand, dass wir nicht imstande sind, die Höhe der 
„dauernden" Verteuerung der Baukosten festzustellen, gestattet u. E. 
nicht, jetzt schon irgendwelche durchgreifende Mass- 
nahmen auf dem uns hier interessierenden Gebiete durchzuführen. 
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und zwingt also, vorläufig Übergangsmassnahmen zu er- 
greifen. Und als solche betrachten wir eben die Subventionierung des 
Wohnungsbaues aus öffentlichen Mittebi und die zur Ermöglichung 
dieser Aktion erforderliche Erhebung einer Mietausgleichabgabe. Nur 
wenn wir wässten, mit welchen zukünftigen Teuerungswerten zu rechnen 
ist, könnten wir uns jetzt schon einen Weg der allmählichen Aufhebung 
der Zwangswirtschaft auf dem Gebiete des Wohnungswesens denken. 
Denn wir wüssten dann, auf welchen Stand die Mietpreise, den ökono- 
mischen Notwendigkeiten gehorchend, werden schliesslich steigen 
müssen, und es würde sich lediglich darum handeln, das Tempo und 
den Modus dieser Erhöhung der Mietpreise den ökonomischen Erwä- 
gungen entsprechend durch gesetzliche Massnahmen zu bestimmen, d. h. 
das Mass der jährlichen Zinssteigerung zu fixieren und einige weitere 
Massnahmen fiskalischer Natur, auf die wir sogleich hinweisen werden, 
zu ergreifen. 

Nehmen wir an, dass die bleibende („dauernde") Teurung auf 226% 
zurückgeht, d. h. dass das Bauen im Jahre „192 ?" (so wollen wir der 
Einfachheit halber diesen Zeitpunkt der Stabilisierung der Preise be- 
zeichnen) um 125% teurer sein wird als im Jahre 1914, und dass gleich- 
zeitig auch der „landesübliche" Kapitalzinsfuss um 0,5 — 1 % gegenüber 
dem gegenwärtigen Stand zurückgeht. Ein Doppelwohnhaus mit 
8 Dreizimmerwohnungen des auf S. 70 gewählten Typus würde also 
im Jahre „192 ?'' an Anlagekosten erfordern (wir ermässigen natürlich 
auch die Verteuerung des Orundstückes entsprechend): 12000 . I,a5 + 
-I- 70000 . 2,25 = 172600 Fr. Bei einem Zinsfuss von 6,76% würden 
diese Anlagekosten rund 11645 Fr. an Jahreskosten, d. h. 1455 Fr. pro 
Wohnung, erfordern. Unter diesen Voraussetzungen würde eine rein 
privatkapitalistische, d. h. durch keinerlei Subventionen unterstützte 
Bautätigkeit erst dann einsetzen, wenn die an dem gegebenen Ort üb- 
lichen Mietpreise diese Mindesthöhe erreicht haben würden (eigentlich 
würde es aus bereits genannten Gründen genügen, wenn die ortsüblichen 
Preise einen etwas geringeren Stand von vielleicht 1300 Fr. erreicht 
hätten). Würde man zu dieser Zeit das Wohnungswesen freigeben, d. h. 
den Mieterschutz aufheben, so würden, falls die Nachfrage nicht nach- 
lassen würde, in kurzer Zeit, nach einigen unvermeidlichen Schwan- 
kungen, die Mietpreise aller gleichartigen, also auch der „alten"' Woh- 
nungen sich auf diesem Niveau stabilisieren. 

Hier berühren wir nun eine Frage, die besonders viel böses Blut 
erregt, die aber leider nicht immer mit dem nötigen Verständnis für die 
sicherlich nicht unkomplizierten Verhältnisse behandelt wird : die Frage 
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des „Mietwuch6rs'^ Die Frage, ob der sogenannte Mietwucher unter 
den Begriff des Individualwuchers oder des Sozialwuchers gebracht 
werden kann, und das Problem des Sozialwuchers überhaupt — Fragen, 
die sicherlich nicht nur für den Juristen, sondern namentlich auch für 
den Nationalökonomen von grösstem Interesse sind, — brauchen wir 
an dieser Stelle nicht zu berühren ^). Hingegen haben wir jenen Sach- 
verhalt zu prüfen, der in weiten Kreisen der Bevölkerung, in der Presse 
und selbst in Begierungserlassen als „Mietwucher^' bezeichnet wird und 
von dem in dem hier angedeuteten Falle, nach der Aufhebung des 
Mieterschutzes, noch mehr die Bede wäre. Denn unter „Wucher** ver- 
steht man eben in diesem Zusammenhange die Ausnutzung der Kon- 
junktur durch die Hausbesitzer, die zu ihrer „unverdienten** Bereiche- 
rung auf Kosten der „ausgewucherten** Mieter führt. Zunächst ein Blick 
auf die Sachlage selbst. Wenn (in unserem Beispiel) der Mietzins auch 
in den „alten**, 1914 oder früher erbauten Häusern, deren Anlagekosten 
82000 Fr. betragen, auf 1300 Fr. steigt, so bedeutet dies für den Haus- 
besitzer eine Jahreseinnahme von 10400 Fr. und also eine Bruttorendite 
von 12,7 %. Im Vorbeigehen wollen wir feststellen, dass wenn man heute 
schon den Mieterschutz aufheben würde, die Bendite eines solchen 
„alten** Hauses bei einem bald erreichten Mietpreise von etwa 2000 Fr. 
(vgl. unsere Tabelle auf S. 70 und die folgenden Ausführungen) nicht 
weniger als 19,5% betragen würde. (Wir brauchen wohl kaum hervor- 
zuheben, dass bei allen diesen paradigmatischen Berechnungen das 
Ergebnis natürlich nicht bis auf die Dezimale der Wirklichkeit ent- 
sprechen kann, weil eben die in Frage stehenden Werte bei jedem Haus 
verschieden sind ; im grossen und ganzen dürfte aber diese Berechnung 
stimmen und den gegebenenfalls eintretenden wirklichen Verhältnissen 
nahekommen.) 

Eben auf diese, in der Tat übermässige Bendite weisen jene hin, die 
unter allen Umständen den Mieterschutz beibehalten oder ihn noch 
weiter ausbauen und in eine Sozialisierung des Wohnungswesens aus- 
münden lassen wollen. Und auch die Begründung der Notwendigkeit 
einer Mietausgleichabgabe wird vielfach (so u. a. von Stadtrat Klöti) 
auf dieses Argument, auf die Unzulässigkeit solcher „unverdienten** 
Gewinne der Vermieter („Mietwucher**) gestützt. Dem werden nun 
verschiedene Argumente entgegengestellt, von denen zwei immer 
wiederkehren. Einmal wird auf die Geldentwertung hingewiesen. 



^) Wir verweiflen auf das von £. Hafter dem SohweiEeriBohen Juristenverein 
erstattete Referat ttber den Sozialwuoher. Siehe Verhuidlungen des Soh^Teizeriachen 
JuriBtenveieins 1020, 3. Heft, Basel 1920. 
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sodann darauf, dass nicht einzusehen ist, weshalb Kriegsgewinne, die 
doch auf anderen Grebieten als zulässig betrachtet werden, auf diesem 
Gebiet in so rigoroser Weise unmöglich gemacht werden sollten. 

Das erste Argument, das u. a. auch Kellenb erger in der hier 
schon zitierten Artikelserie Klöti gegenüber vorgebracht hat, müssen 
wir etwas genauer betrachten, und zwar nach zwei Richtungen hin. Klöti 
ging^) davon aus, dass wenn in der Stadt Zürich bei rund 40000 
Wohnungen, die insgesamt einen Mietwert von 40 Millionen Franken 
repräsentieren, der Mieterschutz heute aufgehoben worden wäre und 
die Mietzinse infolgedessen um 100% (absichtlich wählte er einen zu 
niedrigen Satz) zugenommen hätten, den Hauseigentümern eine „un- 
verdiente Rente'' von 40 Millionen Franken zufliessen würde. „Die 
Rechnung ist falsch", entgegnet Kellenb erger ^). Sein Argument ist, 
wie gesagt, die allgemeine Geldentwertung : da ein Franken von heute 
nur noch den halben Wert jenes von 1913 hat, entsprechen diese 80 Mil- 
lionen Franken der Zürcher Hausbesitzer nur 40 Millionen „Vorkriegs- 
franken", so kann denn von einer „unverdienten Rente" solange keine 
Bede sein, als die Einnahmen der Hausbesitzer und also auch die Miet- 
zinse sich nicht verdoppelt haben. Nun ist aber auch diese Berechnung 
falsch. Und dies zunächst einmal deshalb, weil der Hausbesitzer nicht 
nur Vermieter, sondern auch Schuldner ist. Und da seine Ab- 
rechnungen mit den Gläubigem in „neuen" Franken erfolgen, kann er 
nicht die Bezahlung des Mietzinses in „alten" Franken beanspruchen '). 

Betrachten wir diese Dinge etwas näher. Wenn wir von weniger 
häufigen, ja eigentlich seltenen Ausnahmefällen absehen, so werden wir 
feststellen müssen, dass bei den Miethäusem die Hj^othekarschuld 
wohl nicht weniger als 50% und durchschnittlich 66 — ^76% beträgt, im 
Mittel etwa 70% des Gesamtwertes. Wir glauben nicht, dass dieser 
Satz als übertrieben gross angesehen werden könnte. Der Besitzer 
unseres hier als Beispiel dienenden, vor Eintritt der Teuerung erstellten 
Doppelwohnhauses hätte also eine erste Hypothek von vielleicht 41 000 
Franken und eine zweite von vielleicht 16000 Fr., im ganzen eine hypo- 

^) Siehe Volksreoht, Nr. 4, 7. Januar 1920. 

*) Siehe Bund, Nr. 263, 24. Juni 1920. 

') Um einem Bfissverstandnis vorzubeugen, wollen wir .gleich hier darauf hinweisen, 
dass natürlich auch Kellenberger dieser recht elementare Zusammenhang nicht ent- 
rangen ist. Er weist in seinen weiteren Ausführungen selbst darauf hin, um aber zu dem 
Ergebnis zu gelangen, dass eine allgemeine Besteuerung des durch die Geldentwertung 
faervorgerufenen Wertzuwachses bei den Vorkriegsschrndnem in Betracht zu ziehen 
wäre (die er aber selbst für kaum durchführbar hält); ein Herausgreifen des Spezialfalles 
lasst er aber nicht ins Auge, so korrigiert er denn auch nicht den Satz, dass „solange 
der Zinsertrag (des Hausbesitzers) nicht etwa 14% des yorkriegszeitlichen Hauswertes 
ausmacht und überschreitet, der Hausbesitzer noch kein Kriegsgewinnler ist". 
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thekarische Schuld von 57000 Fr. (69,5%). Vor dem Krieg hatte er 
4,5%, heute etwa 6,6%, im Jahre „192?", sagen wir, 5% als Hypo- 
thekarzins zu bezahlen, damals also 2665 Fr., heute dagegen 3136 Fr. 
und 2860 Fr. im Jahre „192?". Für den Best, das Eigenkapital, 
wollen wir vor dem Krieg mit 6%, heute mit 7% und im Jahre 
„192?" mit 6,5% rechnen, was Beträge von 1500 Fr., 1750 Fr. und 
1626 Fr. erfordern würde. Dazu kommen noch die Aufwendungen 
für Verwaltung, Versicherung, Reparaturen und Instandhaltung, 
Steuern usw., die wir 1914 mit rund 1%, 1920 mit rund 1,6% und 
„192 ?" mit rund 1,S6% der gesamten Anlagekosten in Ansatz bringen, 
worauf wir folgendes Ergebnis erhalten: 



Jahreskosten 


1914 


1920 


„192?" 


1 


t 


9 


Zins 1. u. 2.Hypothek 
(von 67000 Fr.) 

„ eigenes Kapital 
(von 25000 Fr.) 

Zins insgesamt . . . 

Verwaltung, Versiche- 
rung, Reparaturen, 
Steuern usw. . . . 

Insgesamt 


Fr. 
4,5 o/o 2665 

6,0 «/o 1600 


Fr. 
6,s7o3135 

7,0 «/o 1760 


Fr. 

5,0 o/o 2850 

6,5 o/o 1626 


rd.6,0 o/o 4066 
rd.l,oVo 866 


rd.6,0 «/o 4886 
rd. 1.5 «/o 1266 


rd. 6,50/0 4476 
rd. 1,350/0 1060 


6,0 o/o 4920 


7,»»/«6150 


6,750/0 6635 



Die Schlussfolgerung liegt auf der Hand. Um auf seine Kosten zu 
kommen, musste unser Hausbesitzer 1914 mindestens 4920 Fr. an Miet- 
zins beziehen. Nach Kellenberger würde er 1920 erst dann verlustlos 
wirtschaften, wenn er den gleichen Betrag in „alten^' oder den doppelten 
Betrag, d. h. 9840 Fr., in „neuen'' Franken einnehmen würde. Nun 
zahlt er aber seinen Gläubigem ebenfalls nicht in „alten", sondern in 
„neuen'' Franken, allerdings einen etwas höheren Betrag (3136 Fr. 
gegenüber 2666 Fr.), allein bei weitem nicht den doppelten; ebenso ver- 
hält es sich auch mit seinen übrigen, hier zu berücksichtigenden Aus- 
gaben: sie stiegen zwar sehr beträchtlich (von 855 Fr. auf 1266 Fr.), 
doch nicht um 100%; insgesamt stiegen seine Aufwendungen (Hypo- 
thekarzins und Verwaltung, Versicherung, Reparaturen, Steuern usw.) 
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von 3420 Fr. auf 4400 Fr., d. h. um rund 29%. Würde er einen um 
100% höheren Mietzins, d. h. 9840 Fr., beziehen, so würden ihm also 
6440 Fr. in „neuen" Franken verbleiben. Wollte man nun die Rendite 
in „alten" Franken berechnen, so müsste man nur mit der Hälfte dieses 
Betrages rechnen, d. h. mit 2720 Fr., die einer Rendite des eigenen 
Kapitals (26000 „alte" Franken) in Höhe von 10,9% entsprechen wür- 
den. Das wäre die Nettorendite des eigenen Kapitals unseres Haus- 
besitzers bei einer Steigerung der Mietzinse um 100%, wenn wir im 
vollen Masse der Geldentwertung um 60% gegenüber dem Geldwert 
vor dem Kriege Rechnung tragen wollten. Fragen wir uns schliesslich, 
wie hoch die Mietzinse steigen müssten, damit der Hausbesitzer von der 
Geldentwertung nicht berührt werde, aber auf der anderen Seite auch 
keinen Konjunkturgewinn mache, so kommen wir zu folgenden Er- 
gebnissen: die Kosten (Zins, Verwaltung, Versicherung, Reparaturen 
usw.) sind auf 4400 Fr. gestiegen; die Rendite des eigenen ELapitals soll 
6% in „alten", also 12% in „neuen" Franken betragen, d. h. 3000 
„neue" Franken, im ganzen wären also an Mietzins 3136 + 3000 -|- 
+ 1266 =7400 Fr. aufzubringen, d. s. rund 9% des Anlagekapitals. 
M. a. W. : der Hausbesitzer müsste heute nicht 7,5 % (wie wir es in der 
vorliegenden Untersuchung nach den allgemein angewandten Ansätzen 
annehmen), aber auch nicht 14% (nach Kellenberger), sondern 9% des 
gesamten Anlagekapitals erhalten, um von der Geldentwertung gänz- 
lich unberührt zu bleiben. Und wollte man sogar noch darüber hinaus- 
gehen und nicht nur der Geldentwertung, sondern zugleich auch 
der allgemeinen Steigerung des ,Jandesüblichen" Zinsfusses Rech- 
nung tragen und also dem Hausbesitzer nicht 6%, sondern 7% in 
„alten" Franken (14% in „neuen" Franken) auf sein eigenes Kapital 
zubilligen, so würde dies eine Zunahme des Gesamtaufwandes auf 
3136-1-3600+1266=7900 Fr., d.h. eine Rendite von 9,6% des 
gesamten ELapitals gegenüber 6% vor dem Krieg erfordern: eine Zu- 
nahme der Mietpreise um 60 % (7900: 4920) gegenüber der Vorkriegs- 
zeit und um 28 % (7900 : 6160) gegenüber der Gegenwart. Von der 
Notwendigkeit einer Verdoppelung der Mietzinse kann also in 
keinem Fall die Rede sein. Es sei denn — doch wohl nicht dieser Fall 
wird als der tj^ische zu betrachten sein? — , dass der Hausbesitzer 
keine Hypothekarschuld besitzt. In Wirklichkeit wird er natürlich von 
der Zunahme der Mietpreise in einem um so grösseren Masse profitieren, 
je grösser seine Verschuldung ist ^). 

^) Wenden wir nun die gleiche Methode auf jenes Bechenbeispiel an, das der Kontro- 
verse Klöti-Kellenberger zugrunde lag, so erhalten wir folgende Ergebnisse. Zu- 
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Bei der vorstehenden Berechnung — wie bei allen solchen Be- 
rechnungen, die zum Teil auf Schätzungen beruhen — kann es sich 
natürlich nicht um den absoluten Betrag des Ergebnisses handebi. 
Worauf es uns dabei ankonmit, ist gewissermassen nur eine zahlen- 
massige Exemplifizierung eines richtig erkannten Sachverhaltes. Und 
diesen wollen wir nun zusanmienf assen : die Forderung, dass bei der 
Fixierung des „gerechten'' Preises einer Wohnung der Geldentwertimg 
Brechnung getragen werde, führt, wollte man selbst diese Forderung in 
vollem Masse befriedigen, in keinem Falle zu der Notwendigkeit, die 



D&ohst sind die Zahlen von KlÖti (wie er es selbst zugibt) zu niedrig. Wüide man den 
Mieterschutz heute aufheben, so würden in der Stadt Zürich, wie wir dies schon ^zeigt 
haben, die Mietjpreise über kurz oder lang wahrscheinlich um 150% steisen. Der Durch- 
Bohnittsmietpreis einer Mietwohnung kamn 1920 (vgl. Anmerkung 3 am S. 73) auf etwa 
1100 'Ft., die Zahl aller Mietwohnungen auf etwas mehr als 40000 gesch&tzt werden. 
Der gesamte Mietwert könnte also auf etwa i5 Millionen Franken veranschlagt werdmi. 
Bei einer Steigerung um 150% k&me man zu einem Qesamt-Mietertrag von 112,5 Mil- 
lionen Franken, der um 67,5 Millionen Franken den gegenwärtigen Übersteigen würde. 
Nehmen wir, wie oben, an, dass die h^>othekarische Belastung der Miethäuser durch- 
schnittlich 70% betragt und dass der Hypothekarzinsfuss 5,5%, die gegenwärtige Ren- 
dite 7,5% und die Kosten der Verwaltunff, Versicherung, Reparaturen, Steuern usw. 
1,5% beitragen, so verteilen sich die 45 MiUionen Franken in folgender Weise. Das ge- 
samte Kapital, das in den Miethäusem investiert ist, beträgt 600 Millionen Franken 
(7,5% von 600 Millionen sind 45 Millionen). Davon entfallen auf die Hypothekarschuld 
70%, d. h. 420 Millionen, und auf das eigene Kapital 30%, d. h. 180 Millionen. Die Ver- 
zinsung der Hypothekarschuld erfordert 5,5% von 420 ICUUonen Franken, d. s. 23,i Mil- 
lionen Franken, die übrigen Ausgaben 1,5% von 600 Millionen, d.s. 9 Millionen Franken. 
Den Hausbesitzern verbleiben somit 12,» Millionen Franken, die bei einem Eigenkapital 
von 180 Millionen Franken einer Nettorendite von 7% entsprechen. Würden nun die 
Mietzinse um 150% steigen, so würde dies nach KlÖti zu einer den Hausbesitzern zu- 
fallenden „unverdienten Rente" von 67»5 Millionen Franken führen. Kellenberger meint 
hingegen, daß man als eine solche Rente nur jenen Betrag bezeichnen könnte, der über 
100 % hinausgehen würde, in diesem Falle also nur 22,5 Millionen Franken, denn man müsse 
eben der Geldentwertung Rechnung tragen. 

Wie verhält es sich aber damit in Wirklichkeit ? Führt man die „Korrektur auf 
den Geldwert" in der soeben aufgestellten Berechnung durch, so wird man den Haus- 
besitzern, die ja ihre Auslagen in den gleichen „neuen" Franken begleichai, in denen 
sie den Mietzins beziehen, nur beim Eigenkapital die Geldentwertung anrechnen, d. h. 
man wird ihnen die 12,» Millionen Franken in „alten" Franken zuerkennen und also, an- 
statt 12,9 Millionen „alte", 25,8 Millionen „neue" Franken zuweisen; die Rendite des eigenen 
Elapitals würde daün anstatt 7% nicht weniger als 14% betragen entsprechend dem 
Rückgang des Geldwertes. Diese überaus hohe Rendite würde aber natürlich nur das 
Eigenkapital abwerfen. Für das gesamte Kapital ergibt sich hingegen selbst in diesem 
Falle, selbst bei vollständigem Ausgleich des gesunkenen Geldwertes für den Hausbesitzer, 
eine viel geringere Erhöhung des Zinsfusses: 231000004-25800000+0000000 = 57,t Mil- 
lionen Franken (statt 45 Millionen), wiederum eine Rendite von 9,e% (anstatt 7,5%) 
des gesamten Aiüagekapitals. Damit also der Hausbesitzer von der Geldentwertung über- 
haupt nicht berül^ werde, müssten die gegenwärtigen Mietzinse nicht (entsprechend 
dem Geldwert) um 100%, sondern lediglich von 7,5% auf 0,5% des Anlagekapitals, 
d. h., wie oben schon berechnet worden ist, um rund 2B% steisen. Eine letzte Frage: 
wie gross wäre bei der Aufhebung des Mieterschutzes die „unverdiente Rente", und zwar 
in dem Fall, wenn man die volle Entschadiffung für die Geldentwertung als „gereoht** 
betrachten wollte ? Sie würde weder 67,5 Millionen Franken (nach KlÖti), noch 22,5 Mil- 
lionen Franken (nach Kellenberger), sondern 67500000 — (25800000 — 12000000) = 
^ 54,6 Millionen Franken betragen. 
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Mietpreise im gleichen Masse heraufzusetzen; es genügt viehnehr eine 
wesentlich geringere Erhöhung des gegenwärtigen Mietpreises: in un- 
serem Fall, bei emer Geldentwertung, die durch die Relation 200 „neue" 
Franken gleich 100 „alten" Franken zum Ausdruck gebracht wird, eine 
Erhöhung um etwa 28%. Dieser Satz wird in Wirklichkeit, wie schon 
einmal betont worden ist, um so grösser sein, je geringer (in Prozenten 
des Gresamtwerts) die hypothekarische Verschuldung des Vermieters ist, 
und um so geringer, je grösser die Verschuldung. 

Nun ist aber in diesem Zusammenhang noch eine andere, grund- 
sätzliche Frage zu prüfen: die Frage, ob die Hausbesitzer einen An- 
spruch auf eine restlose Entschädigung für die Geldentwertung er- 
heben dürfen. Und damit im Zusammenhang steht die weiter oben 
schon genannte, in Hausbesitzerkreisen vielfach verbreitete Anschau- 
ung, dass auch die Hausbesitzer das Recht auf einen Konjunktur- 
gewinn hätten, so gut wie die anderen, denen es gestattet worden ist, 
Eiri^sgewinne zu machen, was in diesem Zusammenhange der For- 
derung gleichkomimt, dass der Mehrgewinn der Hausbesitzer nicht etwa 
nur der Greldentwertung und den steigenden Kosten der Reparaturen, 
Verwaltung, Steuern usw. sowie dem gestiegenen Hypothekarzinsfuss 
entsprechen, sondern auch darüber hinaus gehen solle und dürfe. 

Es würde zweifellos zu weit führen, wollten wir diese ganze Frage 
aufrollen. Auf einige wichtigere Punkte muss aber hingewiesen werden. 

Erstens muss hervorgehoben werden, dass das uns zur Beurteilung 
der Geldentwertung zur Verfügung stehende Material etwas einseitig 
ist: die einzige, die Geldentwertung in der Schweiz wiederspiegelnde 
Indexziffer des Verbandes Schweizerischer Konsumvereine umfasst nur 
einen grossen Teil der Lebensmittel (daneben noch Kohle, Seife, Sprit und 
Petrol), nicht aber auch die anderen Bedarfsartikel, vor allem nicht die 
Mietzinse. So ist denn der durch diese Indexziffer zum Ausdruck ge- 
brachte Durchschnitt der Preiserhöhung bezw. der Geldent- 
wertung (aus diesem und aus manchem anderem Grund) durchaus 
nicht so massgebend, wie dies in weiten Kreisen angenommen wird. 
Aber wenn dies selbst der Fall wäre, so müsste man doch bedenken, 
dass so ein Durchschnitt sich aus sehr verschiedenen Einzel- 
preiserhöhungen zusammensetzt: ein Blick auf die Preisstatistik zeigt, 
dass die einen Waren ganz ausserordentliche Preissteigerungen auf- 
weisen, während bei den anderen die Erhöhung weit hinter dem Durch- 
schnitt zurückbleibt. So wäre denn bei einer eventuellen Fixierung der 
Grenzen des zulässigen, „gerechten" Gewinnes bei der Ware Wohnung 
auch diesem Umstand Rechnung zu tragen, dem Umstand eben, dass 
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erstens der Durchschnitt an sich nicht ganz zuverlässig ist und dass 
zweitens zahkeiche Waren nicht so stark im Preis gestiegen sind, wie der 
auf Grund dieser Angaben berechnete „Durchschnitt des Geldwertes'^ 
gesunken ist. 

Sodann wäre darauf hinzuweisen, dasa wenn man den Haus- 
besitzern das Recht auf die volle Entschädigung für die Geldentwertung 
zuerkennen wollte, man doch logischerweise dasselbe Recht auch allen 
anderen zubilligen müsste, die sich in einer ähnlichen Situation be- 
finden. Alle jene, die vor 1914 ihr Greld ausgeliehen haben, d. h. Schuld- 
verschreibungen des Staates, der Banken und industriellen Unter- 
nehmungen (Obligationen, Pfandbriefe usw.) gekauft haben, oder ihr 
Geld für Hj^otheken usw. hergegeben haben, beziehen heute den 
gleichen Zins (prozentual und nominell) in „neuen*" Franken auf ihr in 
„alten" Franken einbezahltes Kapital. Solange man diese Verhältnisse 
für normal ansieht, solange man bei allen eingegangenen Geld- und 
Kreditverträgen den „alten" Franken dem „neuen" Franken gleichsetzt, 
solange man nicht allgemein die Gläubiger für ihren Verlust entschädigt 
bezw. solange man nicht den generell von den Schuldnern auf Kosten 
der Gläubiger gemachten Grewinn durch eine allgemeine Abgabe ^) von 
vielleicht 60% wegsteuert, solange wird man auch in dem uns hier 
interessierenden Fall nicht ohne weiteres das Recht auf die Entschädi- 
gung für die Greldentwertung in vollem Masse zuerkennen können. 

Es wäre drittens noch daran zu erinnern, dass „unverdienter" 
Konjunkturgewinn, der auf anderen Wirtschaftsgebieten erzielt wird, 
Gegenstand der Besteuerung ist. Vor dem Krieg kannte man ^hon 
die Wertzuwachssteuer, der Krieg brachte die Kri^sgewinnsteuer mit 
sich. So müsste denn auch diese „unverdiente Rente" so oder anders zu 
Gunsten des Gemeinwesens besteuert werden. Doch darauf komimen wir 
noch zurück. Hier wollen wir aber noch einen letzten Punkt unter- 
streichen: der Umstand, dass in der Zeit der allgemeinen Not, da die 
wirtschaftliche Lage weiter Kreise der Bevölkerung sich verschlechtert 
hat. Einzelne auf Kosten der Gesamtheit übermässige Gewinne erzielt 
haben, dieser Umstand kann nicht Andere zur Forderung berechtigen, 
ähnliche Gewinne machen zu dürfen. Dies wäre ein gesellschaftlich 
amoralisches Argument. 

Fassen wir die Ergebnisse dieser ganzen Betrachtung zusammen, so 
gelangen wir zu dem Ergebnis, dass einmal die Mietpreise nicht im Ver- 
hältnis zur Greldentwertung zu steigen brauchen, selbst wenn die Haus- 

^) Einen solchen Vorschlag macht u. a., wie wir schon hervorhoben, Kellen- 
berger. Vgl. Fussnote 3 auf S. 105. 
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besitzer für ihren Teil voll entschädigt werden sollten, und zweitens, dass 
gegen diese volle Entschädigung manches gewichtige Argument spricht ; 
wollte man aber selbst diese Forderung anerkennen, so müsste man 
logischerweise einen Teil dieses Gewinnes und jedenfalls den darüber 
hinausgehenden Konjunkturgewinn zu Gunsten des Gemeinwesens weg- 
steuern. 

Doch nicht die den vorstehenden Berechnungen zugrunde gelegte 
Annahme einer Mietpreissteigerung um 100 — 150% kommt für uns hier 
in erster Linie in Frage. Denn diese Situation würde wohl nur dann ent- 
stehen, wenn schon jetzt, im Jahre 1920, der Mieterschutz plötzlich auf- 
gehoben werden würde, woran aber, wie wir schon ausgeführt haben, 
nicht gedacht wird. Uns interessiert hier vor allem die weiter oben 
(auf S. 103) bereits angedeutete Lage, die sich bei der Aufhebung des 
Mieterschutzes nach Bückkehr halbwegs normaler, stabiler Verhältnisse 
ergeben wird. Wir nahmen weiter oben an, dass im Jahre der definitiven 
Aufhebung des Mieterschutzes (im Jahre „192?") die Baukosten auf 
225% der Friedenskosten gesunken sein werden, so dass ein Haus, das 
1914 einen Gesamtanlagewert von 82000 Fr. hatte, „192?" mit einem 
Aufwand von 172500 Fr. erbaut werden könnte. Der Mietzins einer 
Dreizimmerwohnung in einem solchen Haus würde, wie oben schon be- 
rechnet worden ist, etwa 1455 Fr. betragen müssen. Würde man in 
jenem Jahr die Mieterschutzbestimmungen aufheben, so würden aus 
mehrfach genannten Gründen die Durchschnittsmietpreise ähnlicher 
Wohnungen in den „alten" Häusern auf etwa 1300 Fr. steigen, gegen- 
über einem gegenwärtigen Preis von 900 Fr. (vgl. S. 70). Wenn man an- 
nimmt, dass der Hypothekarzinsfuss und die Kosten der Instandhaltung 
und Reparaturen, Verwaltung, Steuern usw. nicht wesentlich weiter 
steigen, und dass die Bestimmungen des Mieterschutzes bis dahin in 
vollem Masse aufrechterhalten werden, so wird man im Jahre „192?'^ 
mit dem Mietpreis von 1920 oder einem unwesentlich höheren Mietpreis 
in den „alten"' Häusern rechnen müssen. Dies würde bedeuten, dass 
man beim Übergang zur „freien" Wirtschaft eine Steigerung der Miet- 
preise in den „alten" Häusern von etwa 900 Fr. auf etwa 1300 Fr. zu 
gewärtigen haben wird, d. h. eine Zunahme um etwa 45 %. Wir brauchen 
wohl kaum hinzuzufügen, dass dieser Prozentsatz nur einen Anhalts- 
punkt und nicht etwa den „Durchschnitt" repräsentiert ; er wird um so 
höher sein, je teurer die betreffende Haus- und Wohnungsbauart ist, und 
femer natürlich mit dem Niveau der Teuerung im Jahre „192 ? " variieren. 

Welche Folgen würde eine solche Zunahme des Mietzinses, also der 
Bruttoeinnahme des Hauses, für den Besitzer eines „alten" Hauses 
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haben ? Unter Zugrundelegung der in der Sp. 3 der Tabelle auf S. 106 
berechneten Werte stellen wir fest, dass bei einer Einnahme von 8 . 1300:^ 

= 10400 Fr. seine Ausgaben 2850 Fr. an Zins und 1060 Fr. an übrigen 
Aufwendungen betragen würden; es verblieben ihm also 6490 Fr., die 
bei einem Eigenkapital von 26000 Fr. einer Verzinsung von rund 26% 
entsprechen würden, von der natürlich ein Teil „unverdiente Bente'* 
wäre. Nun kommt der Einwand des gesunkenen Geldwertes. Will man 
der Geldentwertung voll Kechnung tragen, so wird man (vgl. die Tabelle 
auf S. 106) dem Hausbesitzer anstatt 1626 Fr. den doppelten Betrag, 
d. h. 3260 Fr., zuerkennen, was zur Notwendigkeit einer Gesamteinnahme 
von 7160 Fr. (anstatt 6635 Fr.) führt. Die Differenz zwischen der Miet- 
einnahme und diesem Betrag, d. h. in unserem Fall 10400 — 7160 = 

^ 3240 Fr., wäre dann jedenfalls „unverdiente Beute" und müsste 
ganz oder jedenfalls zum grössten Teil weggesteuert werden, da ja die 
Geldentwertung in dieser Berechnung schon voll berücksichtigt wor- 
den ist. 

Diese Massnahme — Aufhebung des Mieterschutzes unter Weg-* 
Steuerung des Mietmehrertrages der „alten Häuser*' — wäre aber, 
wie gesagt, aus zwei Gründen gegenwärtig noch nicht durchführ* 
bar. Einmal weil wir vorderhand nicht wissen und selbst nicht an- 
nähernd genau schätzen können, auf welchem Niveau sich die Bau- 
kosten stabilisieren werden, und also den ,J)auerwert'' nicht ermitteln 
können. Zweitens aber — und darin liegt vielleicht der wesentlichere 
Grund — weil diese Massnahme eine allgemeine, beträchtliche Mietpreis* 
Steigerung zur Folge hätte, die heute, vor Eintritt des allgemeinen Preis- 
abbaues, nicht angezeigt erscheint. Denn wenn selbst der grösste Teil 
und sogar die ganze „unverdiente Beute'* zu Gunsten des Gemein- 
wesens weggesteuert werden würde, so wäre damit dem einzelnen Mieter 
nicht gedient und würde die Mietsteigerung, die jeder weiter abzuwälzen 
versuchen würde, von verhängnisvoller Wirkung auf die wirtschaftlichen 
und politischen Verhältnisse sein. 



Ziehen wir aus dem Gesagten die sich logisch ergebenden Schluss- 
folgerungen, so gelangen wir zu folgenden Ergebnissen. Zur Behebung 
der Wohnungsnot und zur Überführung des Wohnungswesens in nor- 
male, der ganzen gegenwärtigen Organisation der Volkswirtschaft ent- 
sprechende Verhältnisse sind zwei verschiedene Massnahmen zu 
empfehlen, die zeitlich aufeinander zu folgen haben. Erstens, 
solange es angezeigt ist, die Mietpreise niedrig zu halten und den Mieter« 
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schütz nicht au&uheben: die Erhebung einer Mietaasgleichabgabe, 
die die logische Ergänzung des Mieterschutzes ist; aus ihren Erträgen 
soll der Wohnungsbau subventioniert werden. Zweitens, sobald mehr 
oder weniger übersichtliche und stabile Verhältnisse eingetreten sein 
werden (im Jahre „192?'^): Aufhebung des Mieterschutzes in 
der bereits angedeuteten Weise unter Besteuerung des 
durch die gestiegenen Mietpreise entstandenen Wert- 
zuwachses der ,,alten^' Häuser. Diese zwei Massnahmen haben 
wir nun noch etwas eingehender nach der technischen Seite hin unter 
besonderer Berücksichtigung ihrer Ökonomik (und unter Ausschluss 
der formabechtlichen Einzelheiten) zu betrachten. 

Bei der Erwägung der Mietausgleichabgabe ist vor allem die 
Frage zu entscheiden, wer Abgabegläubiger sein soll; der Bund, 
die Kantone oder die Gemeinden (oder Gemeindeverbände). Suchen 
wir zunächst nach Analogien in der ausländischen Gesetzgebung, so 
konstatieren wir, dass der deutsche Beichsratsentwurf die Länder als 
Abgabegläubiger vorsah, die 10% des Bohertrages an das Beich ab** 
zuführen hätten ; demgegenüber waren in der Begierungsvorlage die Ge- 
meinden als Abgabegläubigervorgesehen,die ebenfalls einen (nichtgenauer 
fixierten) Teil des Abgebeertrages an das Beich abzuliefern hätten. Nach 
der neuen Vorlage des Beichsarbeitsministers ^) soll nun die Hälfte des 
Ertrages dem Beiche und je ein Viertel den Ländern und den Gemeinden 
zufliessen. Welche Zwecke, je nach der Art der Lösung, erreicht werden 
können, lässt sich leicht erkennen. Führt man einen grösseren Teil des 
Ertrages dem Bund (bezw. dem Beiche) zu, so erhält er die Mittel für 
eine durchgreifende Siedlungspolitik, für eine zielbewusste Beeinflussung 
der Verteilung der Bevölkerung auf Stadt und Land, für die Hintan- 
haltung des Wachsens der Grosstädte. Nun ist aber selbstverständlich, 
dass man die Zweckmässigkeit einer solchen Begelung nur dann zu 
untersuchen hätte, wenn eine Bundesabgabe in Frage käme (auch dann 
Hesse sich noch über die Opportunität des Durcheinanderwerfens von 
zwei ihrem Wesen nach verschiedenen Zwecken, der Förderung des 
Wohnungsbaues und der Siedlungspolitik, streiten) ; da aber aus vielen 
Gründen, namentlich deshalb, weil die Wohnungsnot eine lokale Er- 
scheinung ist, an eine Bundesabgabe nicht zu denken ist, würden solche 
Erwägungen gar nicht in Betracht kommen. Was nun die Frage be- 
trifft, ob man die Kantone oder die Gemeinden als Abgabegläubiger vor- 
sehen soll, so glauben wir, dass die zweite Lösung zweckmässiger wäre. 

^) Wir zitieren nach dem schon erwähnten Aufsatz von Dr. Luppe im Berliner 
Tageblatt vom 30. September 1020. 

8 
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Denn auch hierbei wird man zu berücksichtigen haben, dass auf dem 
Lande und in den kleinen Gemeinden eine Wohnungsnot z. T. objektiv 
nicht besteht oder zum mindesten subjektiv nicht empfunden wird^), so 
dass die Bevölkerung sich gegen eine Abgabe, deren Erträge sie nicht 
braucht oder nicht zu brauchen glaubt, wehren wird. Die Wohnungsnot 
ist in der Tat am stärksten in den grossen Städten (Bern, Zürich, Basel 
usw.), und der grösste Teil der Erträge müsste sowieso für die Städte 
aufgewendet werden. Da femer diese Abgabe nicht als Dauermassnahme, 
sondern nur für eine relativ kurze Zeit eingeführt werden sollte, kämen 
siedlungspolitische Beformen überhaupt kaum noch in Frage, sie würden 
jedenfalls hinter die auf die Bekämpfung der brennenden Wohnungsnot 
der Städte gerichteten Massnahmen zurücktreten. 

Hingegen verdient eine andere Frage erwogen zu werden: ob nicht 
gegebenenfalls mehrere Gemeinden sich zu einem Zweckverband 
vereinigen sollten, um gemeinsam die Abgabe zu erheben und ihre Er- 
träge zu verwenden. Diese Lösung wäre namentlich dann zu empfehlen, 
wenn es sich um den Anschluss der kleineren Gemeinden handeln würde, 
die um grössere Städte herum gewissermassen als ihre Vororte liegen. 
Der Vorteil würde auf beiden Seiten liegen, denn die grossen Gemeinden 
könnten dann eine zweckmässige Wohnungspolitik betreiben 
und ihre überschüssige Bevölkerung auf eine grössere Fläche verteilen, 
während die kleinen Gemeinden für diese Zwecke von der grossen Ge- 
meinde sehr beträchtliche finanzielle Mittel erhalten würden. An- 
zustreben wäre also folgende Lösung : die Kantone ermächtigen die Ge- 
meinden, auf ihrem Gebiete eine Mietausgleichabgabe zu erheben, wobei 
den Gemeinden die Frage der Vereinigung zu Zweckverbänden über- 
lassen bleibt. Ob alle Gemeinden eine solche Abgabe einführen werden, 
ist mehr als zweifelhaft. In Betracht kämen nur die Gemeinden aus- 
gesprochen städtischen Charakters, etwa jene, in denen die Zahl der 
Mieter die Zahl der Hausbesitzer (bezw. Vermieter) übersteigt. 

Die zweite Frage ist die Frage nach dem Abgabeschuldner. Wohl 
geht aus dem Gesagten hervor, dass die Mieter (und Inhaber eigener 
Wohnungen) als Schuldner in Frage konmien. Zu präzisieren wäre aber, 
dass nur die Wohnungsinhaber in Betracht kommen. Der deutache 
Gesetzentwurf spricht von „Nutzungsberechtigten der Gebäude oder 
der Teile von Gebäuden'', er erfasst also neben den Wohnungsinhabem 
auch die Mieter und Pächter bezw. Inhaber von Wirtschaftsgebäuden, 
Fabriken, Bureaus, Läden, landwirtschaftlichen Gebäuden usw. Dies 



1) Vgl. weiter oben S. 60. 
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ist zweifellos ein schwacher Punkt des deutschen Entwurfes, dabei diesen 
Gebäuden und Gebäudeteilen das Ausgleichsprinzip — der Grund- 
gedanke der Mietausgleichabgabe — nicht gewahrt wird, sind doch 
die Erträge der Abgabe lediglich zum Bau von Wohnungen (und der 
dazu gehörenden Wirtschaftsgebäude), nicht aber zum Bau von Fa- 
briken und sonstigen gewerblichen Gebäuden bestimmt. Im Grunde 
bedeutet also die Miterfassung solcher Gebäude und Gebäudeteile nichts 
anderes, als eine Sonderbesteuerung des Handels und Ge- 
werbes, die abzulehnen ist. Im eigentlichen Sinne des Ausgleiches 
dürfen eben nur die Nutzungsberechtigten der Wohnungen zur 
Mietausgleichabgabe herangezogen werden. Anders natürlich, wenn 
die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Teilnahme an der Wohnungs- 
produktion für ihre Angestellten und Arbeiter ins Auge gefasst wird 
(vgl. unsere Ausführungen auf S. 84), eine Massnahme, die durchaus 
begrüssenswert wäre, die aber mit der allgemeinen Subventionierung 
des Wohnungsbaues aus den Erträgen einer Mietausgleichabgabe nichts 
zu tun hat, und die auf eigenen Grundlagen, die von denen der Miet- 
ausgleichabgabe grundverschieden sind, aufzubauen ist. 

Was nun die Höhe der Abgabe betrifft, so haben wir bereits ge- 
zeigt, in welcher Weise sie zu berechnen ist. In genereller Weise lässt 
sie sich nicht bestimmen, sind doch die ihrer Berechnung zugrimde 
zu legenden Faktoren in jeder Gemeinde verschieden. Je nach der 
Grösse des Wohnungsbedarfes und seinem Verhältnis zum Wohnungs- 
bestand, je nach dem Mass der Baukostenverteuerung und der Zunahme 
der Mietpreise der „alten" Wohnungen wird der Bedarf und das Ka- 
pital, auf das er umzulegen ist, und folglich auch der Satz der Abgabe 
verschieden sein. Durchschnittlich müsste er in der Schweiz, so wie 
die Dinge heute liegen, bei Anwendung des Bentenzuschussverfahrens 
zunächst etwa 6 — 10% der gegenwärtigen Mietzinse bezw. Mietwerte 
betragen (sollten inzwischen noch andere Mittel zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot [vgl. S. 84] flüssig gemacht werden, so wird sich natür- 
lich der Bedarf und also auch die Abgabe entsprechend verringern). 
Mit Bücksicht darauf, dass die die Abgabe bestimmenden Momente 
Änderungen unterworfen sind, dürfte man ihre Höhe im Steuergesetz 
nur für eine kurze Zeit von etwa 2 — 3 Jahren fixieren, nach deren Ab- 
lauf sie von neuem zu berechnen und festzusetzen wäre. 

Zu erwägen wäre femer die Frage der Staffelung der Mietaus- 
gleichabgabe, die entweder nach der Höhe des Mietzinses, also 
unter Verwendung eines Elementes der Einkommensteuertheorie, oder 
aber nach der Grösse der Wohnung (Zimmerzahl) und ihrem Ver- 
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hältnis zur Grösse der Familie (Personenzahl), also anknüpfend 
an den Gedanken der Rationierung des Wohnungsraumes bezw. einer 
Luxussteuer, erfolgen könnte. In der Begründung des deutschen Gesetz- 
entwurfes wurde dieser Gedanke wohl in Betracht gezogen, die end- 
gültige Regelung wurde aber den Gemeinden überlassen. In der Schweiz 
wurde gelegentlich eine sehr weitgehende, an den Gedanken einer 
Luxussteuer anknüpfende Staffelung in Vorschlag gebracht^), wobei 
allerdings dieser „Luxus" schon in relativ bescheidenen Verhältnissen 
erblickt wurde. Was nun die sonst in der Literatur geäusserten An- 
sichten betrifft, so muss festgestellt werden, dass in diesem Punkt 
nicht nur keine Einigkeit herrscht, sondern die Meinungen diametral 
auseinandergehen*). Dem solidaristischen Grundgedanken der Miet- 
ausgleichabgabe entsprechend, sollte grundsätzlich von der Idee 
der Staffelung abgesehen werden. Ein Umstand würde allerdings 
dafür sprechen: die Tatsache, dass bei geringerem Einkommen der 
Anteil der Wohnungsmiete am gesamten Einkommen bekanntUch etwas 
grösser ist als bei grösserem Einkommen (Schwabe sches Gesetz): in 
der Vorkriegszeit betrug der Anteil der Wohnungsmiete in den unteren 
Einkommensschichten (etwa bis 2000 Fr.) rund 20%, in den oberen 
(etwa über 6000 Fr.) 16%; diese Zahlen variieren wohl von Land zu 
Land, doch überall liess sich diese Gesetzmässigkeit feststellen. Bei 
einer ungestaffelten Mietausgleichabgabe hätte dies nun vielleicht zur 
Folge, dass die minderbemittelten Elemente der Bevölkerung einen 
etwas grösseren Betrag (in Prozenten ihres Einkommens) zu zahlen 
hätten, als die reicheren. Ganz sicher ist dies jedoch nicht, denn auf 
der einen Seite haben sich die Einkommensverh&ltnisse in den letzten 
Jahren ganz ausserordentlich verschoben imd auf der anderen Seite 
hat sich, infolge der Preieffevolution, der Aufbau der Ausgabebudgets 
stark verändert. Nach dem bisher vorliegenden Material steht jeden- 
falls fest, dass die Ausgaben für Wohnungsmiete relativ zu den übrigen 
Ausgaben sehr stark zurückg^angen sind ; da nun andererseits an vielen 
Orten, so namenthch in Zürich und Basel (vgl. die Tabellen auf S. 12), 
die Mietpreise der grösseren Wohnungen viel stärker gestiegen sind, als 



^) Vgl Volksrecht, Nr. 175, 29. Juli 1920. 

*) ALs BeiBpiel greifen wir zwei Änsserungen (gelegentlich der Veröffentlichung der 
deutschen Vorlagen) heraus. In der Sozialen Praxis, 29. Jahrg. 1920, S. 831, hebt 
H. H. Zisseler hervor, dass mit der Staffelung nach der Höhe der Mietzinse oder nach 
der Ejnderzahl ein fremdes Prinzip in den Qruijidffedanken der Mietausgleichabgabe 
hineingetragen wird, und bringt im folgenden eine Reihe durchaus richtiger Gegen- 
argumente, die auch wir im Text erwähnen. Demgegenüber heisst es in einem Aufsatz 
in der Zeitschrift für Wohnungswesen, 18. Bd. 1920, S. 202: „ohne Staffelung wäre sie 
(die Abgabe zum Baukostenausgleich) von grotesker Ungerechtigkeit'*. 
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die der kleineren, wird gegenwärtig die von Schwabe konstatierte 
Gesetzmässigkeit viel weniger deutlich, vielleicht auch gar nicht mehr 
in Erscheinung treten. Immerhin könnte in Erwägung gezogen werden, 
ob nicht eine gewisse Staffelung vorzusehen wäre, damit, dem modernen 
Steuerprinzip entsprechend, die Wohlhabenden durch eine relativ (zu 
ihrem Einkommen bezw. zu der von ihnen bezahlten Miete) grössere 
Abgabe die unteren Einkommenschichten entlasten. 

Eia gewichtiges Argument gegen die Staffelung liegt darin, dass 
sie den Mittelstand, namentlich jene Schichten sehr schwer treffen 
würde, deren wirtschaftliche Lage sich ohnehin unverhältnismässig 
stark verschlechtert hat. Im Auefgabebudget gewisser Schichten des 
Mittelstandes (so bei den Intellektuellen) spielt zudem die Aui^abe für 
Wohnungsmiete eine relativ grössere Rolle, und selbst bei einer Ver- 
schlechterung der ökonomischen Verhältnisse kann hier teils aus beruf- 
lichen Gründen, teils aus Bücksichten auf die soziale Stellung nicht so 
leicht eine Einschränkung dieses Ausgabepostens durchgeführt werden. 
Schliesslich ist zu bedenken, dass bei den gegenwärtigen Verhältnissen 
der Besitzer einer mittelgrossen Wohnung eine kleinere und billigere 
Wohnung meist nicht beziehen kann, selbst wenn er es wollte, einmal 
wegen des Fehlens freier Wohnungen, zweitens wegen der enormen 
Kosten des Umzuges, die die Ersparnis wettmachen würden, schliess- 
lich auch deshalb, weil, wie die Dinge gegenwärtig, beim Mieterschutz, 
liegen, eine neu bezogene Breizimmerwohnung in der Begel nicht viel 
weniger kosten würde, als die Vierzimmerwohnung, die man seit langem 
bewohnt. So müsste denn von einer solchen Mehrbelastung des 
Mittelstandes abgesehen werden, wobei die obere Grenze des 
Mittelstandes ziemlich hoch, nach Wagners Terminologie (unter Be- 
rücksichtigung der Geldentwertung) etwa oberhalb des »»unteren Ober- 
standes'' zu ziehen wäre. 

Es bliebe allenfalls die Möglichkeit einer um so stärkeren Heran- 
ziehung der obersten Mieterkategorien. Und damit im Zusammen- 
hang wäre der Gedanke eiaer Staffelung nach dem Verhältnis zwischen 
Wohnraum imd Familiengrösse zu erwägen^). Zieht man aber ent- 
sprechend den Anforderungen einer gewissen Wohnkultur die Grenzen 
einer „zulässigen'' Wohnung nicht zu niedrig und bedenkt, dass ge- 
wissen Bevölkerungskategorien (so den geistigen Arbeitern) grössere 
Wohnungen (besondere Bäume als „Werkstätte'') zuerkannt werden 
müssten, so wird man sich (vielleicht auch mit Bücksicht auf die steuer- 
politische Gefahr einer allzu starken Überspannung der Mietabgabe in 

^) Vgl. hierzu unsere Ausführungen auf S. 43 ff. 
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den obersten Eimkommenskategorien) keine allzu grossen Erfolge von 
einer solchen Massnahme versprechen dürfen. Namentlich wenn man 
bedenkt, dass z. B. in der Stadt Zürich (nach der Zählung von 1910) nur 
8,0% aller Wohnungen mehr als 5 Zimmer und nur 4,5% mehr 
als 6 Zimmer hatten, und dass von allen besetzten Mietwohnungen (ohne 
Zentralheizung) nur 6,9% auf Wohnungen im Werte von mehr als 
1400 Fr. und nur 4,5 % auf Wohnungen im Werte von mehr als 1600 Fr. 
entfielen. Alles in allem würde man also, wenn man das Prinzip der 
Staffelung verwirklichen wollte, nur an eine in massigen Grenzen 
gehaltene Staffelung denken können. 

In gebotener Kürze sind nun jene Fragen zu behandeln, die mit der 
Verwendung der durch die Mietausgleichabgabe zu gewinnenden Mittel, 
d. h. mit der Technik der Subventionierung des Wohnungs- 
baues, zusammenhängen. Weiter oben wiesen wir schon auf die zwei 
sich hierbei bietenden Möglichkeiten hin: Subventionierung durch 
Kapitalzuschüsse oder durch Rentenzuschüsse. Das erste Ver- 
fahren, bei dem dem Bauherrn der Baukostenzuschuss in Kapitalform 
gewährt wird, stellt, wie im 3. Kapitel schon gezeigt worden ist, so 
hohe Anforderungen an die Steuerkraft der Bevölkerung ^), dass es u. E. 
gar nicht in Betracht gezogen werden darf. Das zweite Verfahren aber, 
bei dem aus öffentlichen Mitteln nur die Verzinsung und Tilgung des 
den Baukostenzuschüssen entsprechenden Kapitals zu bestreiten ist, 
so dass die Last sich auf eine längere Periode verteilt, hat den Nach- 
teil, dass die Bauherren selbst das gesamte erforderliche Kapital auf- 
zubringen haben, was bei der gegenwärtigen Lage des Geldmarktes 
sehr grosse Schwierigkeiten bereiten würde. Unter Beibehaltung sämt- 
licher Vorteile des Bentenzuschussverfahrens könnte man nun diesen, 
in der Tat sehr wesentlichen Nachteil dieses Verfahrens durch die Ver- 
mittlungstätigkeit eines zur Finanzierung des Wohnungsbaues eigens 
zu schaffenden Instituts, dessen eigentliche Aufgabe in der Umwandlung 
der Rentenzuschüsse in Kapitalzuschüsse bestehen würde, ausschlies- 
sen. Dieses Institut könnte man sich als eine Zwangsvereinigung der 
Interessenten (Vermieter und Mieter) denken, auch könnten vielleicht 
die Gemeinden (oder die Elantone) selbst seine Funktionen ausüben, am 
zweckmässigsten jedoch wäre eine eigentliche Finanzierungsgesell- 
schaft, die aus kapitalkräftigen Elreditinstituten und eventuell auch 



^) Wollte man die 22 Millionen Franken, die nach unserer Bereohnuns aal S. 77 
in der Stadt Zürich bei Gewährung von Kapitalzuschüssen jährlich erfordenioh wären, 
durch eine Mietausgleichabgabe gewinnen, so müsste sie nicht weniger als rund 40% 
des gegenwärtigen Mietwertes betragen. 
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aus grossen Bauunternehmungen unter Mitbeteiligung des Staates und 
der Gemeinden zu bilden wäre. Aus eigenen Mittebi, durch Anleihen 
aller Art, durch Emission von Obligationen und durch sonstige Ejredit- 
operationen würde diese Finanzierungsgesellschaft die erforderlichen 
Kapitalbeträge aufbringen und aus diesen Mitteln den Baulustigen die 
Baukostenzuschüsse in E^apitalform auszahlen. Die Gemeinden (oder 
die Gemeindeverbände bezw. die Elantone) hätten aber im Wege der 
Erhebung einer Mietausgleichabgabe lediglich die zur Verzinsung und 
Tilgung dieser KapitaUen erforderlichen, im voraus fixierten Beträge 
aufzubringen und sie an die Finanzierungsgesellschaft abzuführen; 
überdies hätten sie für die Verzinsung und Tilgung der von der Gesell- 
schaft aufgenommenen Anleihen zu garantieren. Auf diese Weise 
würden die Baulustigen die Zuschüsse in Kapitalform erhalten, wodurch 
ein Teil der Finanzierungsschwierigkeiten behoben wäre, während die 
beim Elapitalzuschussverfahren unvermeidlich hohe Beanspruchung der 
öffentlichen Mittel durch die Verteilung der Last auf eine längere Pe- 
riode sich sehr wesentlich vermindern würde ^). 

Diese Finanzierungsgesellschaft könnte übrigens zweckmässiger- 
weise den Kreis ihrer Aufgaben auch erweitem. So könnte sie einen 
Teil des Hypothekargeschäftes übernehmen und dem Bauherrn 
neben den Baukostenzuschüssen auch normale Hypothekardarlehen ge- 
währen (natürlich im Rahmen des dem eigenen Kapital des Bauherrn 
entsprechenden Teiles des Anlagekapitals). Sie könnte schliesshch auch, 
namentlich in dem Fall, wenn die Genossenschaften, die Gemeinden und 
die Privaten keine genügende Bauinitiative entfalten sollten, die 
Wohnungsproduktion auf der gleichen Basis selbst übernehmen. 
Eben mit Rücksicht auf diese Möglichkeit, wie auch auf die Geld- 
beschaffung, wäre eine eigentliche, unabhängige Finanzierungsgesell- 
schaft einer öffentlichrechtUchen Körperschaft vorzuziehen, da eben an- 
zunehmen ist, dass sie das Geld zu günstigeren Bedingungen beschaffen 
und die Bauten billiger ausführen könnte. Ihre Tätigkeit könnte sich 
entweder auf eine einzelne Gemeinde beschränken oder aber — nament- 
lich für kleinere Gemeinden wäre diese Lösung zu empfehlen — auf 



^) Sollten sich einzelne kapitalkräftige Bauherren mit BentenzuschüsBen begnügen 
und also auf die Auszahlung der Baukostenzuschüsse in Kapitalform verzichten, so würde 
dies die ganze Aktion nur vereinfachen. Um ein solches Vorgehen zu fördern, könnte 
man diesen Bauherren bei der endgültigen Abrechnung (siehe weiter unten) gewisse 
Vorteile einräumen, entsprechend der hierdurch hervorgerufenen tatsachlichen Erapamis 
des Finanzierungsinstitutes. Solche Rentenzuschüsse würden von der Gemeinde (bezw. 
dem Kanton) entweder direkt oder, der Einheitlichkeit wegen, ebenfalls unter Vermitt- 
lung des Finanzierungsinstitutes ausbezahlt werden. 
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mehrere Gemeinden oder (bei kantonaler Regelung) auf den ganzen 
Kanton erstrecken. 

Eine letzte Frage, die in diesem Zusammenhang noch zu behandeln 
ist, bezieht sich auf den Charakter der Baukostenzuschüsse. 
Aus allen unseren Berechnungen dürfte es sich wohl deutlich genug er- 
geben haben, dass wir uns diese Zuschüsse als unverzinsliche Bei- 
träge denken. Gleichwohl dürfen diese Beiträge nicht ohne weiteres 
als Zuschüsse ä f onds perdu betrachtet werden. Denn einmal könnten 
die Mietpreise in den durch solche Beiträge subventionierten Häusern 
auch bei weiterbestehendem Mieterschutz (mit Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde) zunehmen, und zweitens würden diese Mietpreise und 
mit ihnen auch die Rendite dieser Häuser bei Aufhebung des Mietnot- 
rechtes sicherlich steigen. In beiden Fällen würde dies für die Besitzer 
solcher Häuser einen unverdienten Gewinn zur Folge haben, sollen 
doch der Berechnung der Baukostenzuschüsse und also auch der Rendite 
die gegenwärtigen Mietpreise zugrunde gelegt werden. Eben mit Rück- 
sicht hierauf enthalten alle Gesetze bezw. Verordnungen dieser Art 
entsprechende Klauseln, die dem Gemeinwesen einen Anspruch 
auf diesen Gewinn oder auf einen Teil dieses Gewinnes sichern. Aller- 
dings genügt bei der Subventionienmg nach dem hier vorgeschlagenen 
Verfahren die in der Schweiz bisher angewandte Norm nicht, der zu- 
folge (Art. 7 des Bundesratsbeschlusses vom 23. Mai 1919 betreffend 
Förderung der Hochbautätigkeit in der Fassung vom 15. Juli 1919) für 
Bund imd Kanton im Verhältnis ihrer Beteiligung ein im Grundbuch 
gemäss Z. G. B. Art. 959 vorzumerkender Anspruch auf die Hälfte des 
Gewinnes vorgesehen wird, der bei Handänderungen innerhalb 1 5 Jahren, 
vom Zeitpunkt der Vormerkung im Grundbuch an gerechnet, erzielt 
wird. Bei einer Subventionierung nach Massgabe der Differenz zwischen 
tatsächlichen Kosten und Ertragswert (kapitalisiertem Mietwert) wäre 
diese Norm durch eine etwas geschmeidigere zu ersetzen; eher kämen 
(unter sinngemässer Anwendung) die entsprechenden Bestimmungen 
der reichsdeutschen Verordnungen vom 31. Oktober 1918 und nament- 
lich vom 10. Januar 1920 (die letzteren jedoch nur in bezug auf die 
Normierung der Rückzahlungspflicht!) in Betracht^). 

Folgende Lösung könnte empfohlen werden. Im Betrage des ge- 
samten Baukostenzuschusses wird das subventionierte Gebäude zu- 
gunsten der Gemeinde (bezw. bei einer kantonalen Regelung zugunsten 
des Kantons) mit einem Grundpfand belastet*). Diese, allen übrigen 

^) VgL hierzu S. 48 und die Anmerkungen auf S. 50 und 75. 

') Unter Umständen, je nach der gewählten Löaung, mOsste die Eintragung in 
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Grundpfändem yorznstellende Hypothek^) bleibt zunächst zinslos. 
Gleichzeitig wird für eine gewisse Zeitdauer (etwa für 16 — ^20 Jahre) 
der Anspruch des Darlehensglaubigers auf den Teil des Mietzinses (bezw. 
seines Elapitalwertes) hypothekarisch gesichert, der die als normal 
erachtete, der Berechnung des Zuschusses tatsächlich zugrunde gelegte 
Rendite übersteigt *) ; vom Betrag dieser Abgabe wird gegebenenfalls 
der Bedarf für die Deckung inzwischen gestiegener Lasten des Haus- 
besitzers (Hypothekarzins, Umbauten, Steuern usw.) in Abzug gebracht. 
In der Praxis wird man sich wohl, da die Erhebungsschwierigkeiten zu 
gross werden würden, mit einer periodisch, z. B. alle drei Jahre vor- 
zunehmenden Revision der einzelnen Verträge begnügen; bei Eigen- 
tümerwohnungen wird man hierbei von der allgemeinen Bewegung der 
Mietpreise in der betreffenden Gemeinde und für gleichartige Woh- 
nungen auszugehen haben. Nach Ablauf der festgesetzten Frist, jeden- 
falls aber erst 1 — 2 Jahre nach der Aufhebung des Mieterschutzes, wird 
der tatsächliche Ertragswert des betreffenden Gebäudes, d. h. sein 
kapitalisierter Mietwert im Augenblick der Abrechnung, zum letztenmal 
festgestellt und die Differenz zwischen diesem Wert und dem ursprüng- 
lichen, der Berechnung des Baukostenzuschusses zugrunde gelegten 
kapitalisierten Mietwert berechnet (auch bei dieser Feststellung wird 
gegebenenfalls eine Zunahme der Lasten des Hausbesitzers entsprechend 
berücksichtigt, d. h. vom Mietmehrertrag abgezogen). Dieser Betrag 
muss vom Hausbesitzer der Gemeinde bezw. dem E^nton zurück- 
erstattet werden; in dieser Höhe bleibt die Hypothek bestehen 
und wird von nun an vom Hausbesitzer mit etwa 6 — 6% verzinst und 
mit 1 — 1^% getilgt. Der Best des Baukostenzuschusses (gleich der 
Differenz zwischen den Herstellungskosten und dem Ertragswert im 
Augenblick der Abrechnung) gilt hingegen als Beitrag k fonds perdu, 
und in diesem Betrag wird die Hypothek gelöscht. 



\ 



das Grundbuch zugunsten der im vorstehenden in Vorschlag gebrachten Finanzierungs- 
gesellschaft erfolgen. 

^) Sollte die Voranstellung dieses Grundpfandes die Unterbringung weiterer Hypo- 
theken und hierdurch die Finanzierung des Wohnungsbaues erschweren — eine Mög- 
lichkeit, die allerdings bei der im folgenden in Vorschlag gebrachten Vereinigung der 
gesamten Finanzierung der subventionierten Bauten in der Hand eines und desselben 
Institutes kaum in Betracht zu ziehen wäre — , so könnte diese Bestimmung in dem 
Sinne abgeändert werden, dass dem Gmndpfand des Gemeinwesens nur Hyx)otheken in 
Höhe der Differenz (zweckmässiger: bis zur Höhe von 80% der Differenz) zwischen 
den gesamten Herstellungskosten und dem Baukostenzuschuss vorangehen dürfen. 

') Der Gedanke liegt nahe, dass die Gemeinden den Besitzern subventionierter 
Miethäuser die Höhe des Mietzinses vorschreiben werden, und zwar jeweilen 
ausgehend von den Sätzen, die der Berechnung des Baukostenzuschusses zugrunde 
liegen werden. Sollten nun die Mietzinse in der betreffenden Gemeinde für Wohnungen 
der entsprechenden Kategorie allgemein zunehmen, so wird man — da keine Ursache 
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An einem Zahlenbeispiel sei im folgenden dieses Verfahren 
exemplifiziert, wobei der Berechnung eines der im 3. Kapitel bei der 
Ermittlung der Baukosten in Betracht gezogenen Mehi&milienhäuser 
zugrunde gelegt werden soU. Die Herstellungskosten des Doppel- 
wohnhauses mit 8 Dreizimmerwohnungen haben wir auf 228000 Fr. 
berechnet, sein kapitalisierter Mietwert unmittelbar nach Fertigstellung 
beträgt 108000 Fr. und folglich der Zuschuss 120000 Fr. ^). Werden 
nun bei der nächsten Revision (nach drei Jahren) die Mietzinse z. B. 
auf 1100 Fr. pro Wohnung hinaufgesetzt, so hat der Hausbesitzer in 
den folgenden Jahren (bis zur nächsten Revision) 8 . (1100 — 1013) = 
= 696 Fr. jährlich an die (Gemeinde bezw. an den Kanton abzuführen; 
sollten inzwischen die jährlichen Aufwendungen des Hausbesitzers um 
200 Fr. gestiegen sein, so hätte man diesen Betrag in Abzug zu bringen. 
Ebenso würde die Berechnung bei jeder der folgenden Revisionen 
durchzuführen sein. Ergäbe sich schliesslich bei der letzten Wertfest- 
stellung ein Mietzins von 1400 Fr. pro Wohnung, so würde sich der 
verlorene Baukostenzuschuss (falls die Lasten des Hausbesitzers gleich 
geblieben wären) endgültig auf 

/8 . 1400 . 100 \ 

120000 -- ( 108000 = 

8 . 1 400 . 100 
= 228000 = 78667 Fr. 

stellen, während der Rest gleich 

8 . 1400 . 100 

108000 = 41333 Fr. 

7,5 

den Betrag der weiter bestehenbleibenden Hypothek, die von nun an 
vom Hausbesitzer verzinst und getilgt werden müsste, ergeben würde. 
Gregebenenfalls würde sich diese Summe noch um den kapitalisierten 
Betrag des Mehraufwandes des Hausbesitzers vermindern. 

Entsprechende Bestimmungen müssten in die Subventioiüerungs- 
verträge auch für den Fall der Erzielung eines Gewinnes bei einem 
Verkauf des Hauses innerhalb der festgesetzten Frist aufgenommen 
werden, wobei als Gewinn eine Differenz zwischen dem Verkaufspreis 
und den gesamten Herstellungskosten aufzufassen wäre. Diesen Be- 
stimmungen gemäss würde ein gewisser Teil dieses Gewinnes dem Dar- 
lehensgläubiger zufallen. 

zur Sohaffong eines PrivilegitunB vorliegt — auch in diesen Häusern die Mietverträge 
einer Revision unterziehen und die Mietpreise neu festsetzen. 
») Vgl. S. 70 ff. 
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Abschliessend wäre noch auf das dritte, von uns gelegentlich (in 
der Anmerkung 1 auf S. 78) schon gestreifte Subventionierungs- 
verfahren durch sehr niedrig verzinsliche Darlehen hinzuweisen. 
Sollen sie ihr Ziel erreichen, so müssen diese Darlehen mindestens 
Ä) — 90% der gesamten Baukosten (einschliesslich des Grunderwerbs) 
betragen. Und eben darin liegt der grösste Nachteil dieses Ver- 
fahrens: darin, dass bei seiner Anwendung noch weit grössere Beträge 
aus öffentlichen Mitteln in Kapitalform flüssig gemacht werden müssen, 
als beim Kapitalzuschussverfahren ^). Demgegenüber hat aber dieses 
Verfahren den grossen Vorteil dem Bentenzuschussverfahren gegen- 
über, dass in diesem Falle dem Bauherrn der grösste Teil des erforder- 
lichen Kapitals in Kapitalform zur Verfügung gestellt wird, wodurch 
ihm die Finanzierung des Baues wesentlich erleichtert wird. 
Nun ist aber zu beachten, dass wenn das von uns in Vorschlag gebrachte 
Verfahren angewandt wird, die Finanzierungsgesellschaft, ohne dass die 
öffentlichen Mittel übermässig beansprucht werden müssten, den Bau- 
kostenzuschuss ebenfalls in Kapitalform gewähren wird, wodurch 
ein Teil des Finanzierungsproblems gelöst wäre (in unserem 
Beispiele würden hierbei 120000 Fr. von insgesamt 228000 Fr., d. h. 
fast 53% des gesamten erforderlichen Kapitals, zur Verfügung gestellt 
werden). Vom übrigen Teil des gesamten erforderlichen Kapitals (in 
unserem Beispiel 108000 Fr., d. h. etwa 47%) wird der Hausbesitzer 
normalerweise einen grossen Teil (etwa 60 — 70%, d. h. 64800 — 76600 
Franken) als Hj^thekardarlehen aufnehmen und nur den relativ ge- 
ringen Rest (in unserem Fall 32400—43200 Fr., oder 14—20% der 
228000 Fr.) aus seinen eigenen Mitteln aufzubringen haben. 

Insofern, d. h. in bezug auf die Finanzierung, würde sich also nichts 
gegenüber der Finanzierung der nichtsubventionierten Häuser vor Ein- 
tritt der Teuerung (bezw. vor dem Entstehen der Divergenz zwischen 
Wohnungskosten und Mietpreisen) ändern. Es darf aber nicht über- 
sehen werden, dass es bei der gegenwärtigen Lage des Hypothekar- 
geldmarktes meist sehr schwierig ist, Hypothekargelder zu erlangen. 
Und eben diesen Schwierigkeiten wollen die Befürworter der Sub- 

^) Wie gross die für eine solche Aktion erforderüchen Mittel wären, geht aus fol- 
gender Berechnung hervor. Wollte man die Bautätigkeit der nächsten drei Jahre in der 
Stadt Zürich auf diese Weise subventionieren und sollten hierbei unseren Berechnungen 
im 3. Kapitel entsprechend jährlich etwa 970 Dreizimmer- und 630 Vierzimmerwohnungen 
errichtet werden, so würden im ganzen jährlich 970 . 28500 + 630 . 36663 = rund 
47 MiUionen Franken erforderlich sein (von denen rund 22 Millionen Franken bei unserem 
Verfahren auf Baukostenzuschüsse entfallen würden). Beleiht man diese Bauten bis zu 
86%, so sind jährlich nicht weniger als 40 Millionen Franken aufzubringen (wollte man 
diese Beträfe im Wege einer Mietausgleichabgabe beschaffen, so müsste diese die Höhe 
von 69% des gegenwärtigen Mietwertes erreichen!). 
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ventionierung durch Darlehensgewährung wirksam begegnen. Wir 
glauben indessen, dass die grossen Nachteile dieses Verfahrens durch 
diesen Vorteil nicht aufgewogen werden und dass man die befriedi- 
gende Lösung auf einem anderen Wege erreichen kann, und 
zwar deuteten wir diese Möglichkeit weiter oben bereits an. Die Fi- 
nanzierungsgesellschaft könnte n&mlioh ihre Subventionie- 
rungstätigkeit mit der Finanzierung verbinden imd ausser 
den Baukostenzuschüssen, die ja, dem Gesagten entsprechend, als be- 
dingt rückzahlbare, ziinfichst unverzinsliche Darlehen aufzufassen sind, 
auch noch normale, d. h. der Lage des Geldmarktes entsprechend ver- 
zinsliche Darlehen gewähren, etwa bis zu 76% des eigenen Kapitals 
des Bauherrn bezw. der Differenz zwischen den gesamten Herstellungs- 
kosten und dem Baukostenzuschuss (in unserem Beispiel würde also 
der Hausbesitzer von der Finanzierungsgesellschaft neben 120000 Fr. 
Kapitalzuschuss noch bis zu 81000 Fr. Hypothekardarlehen zu etwa 
6% erhalten; insgesamt würden ihm also bis zu 201000 Fr., d. h. bis 
zu 88 % der gesamten Anlagekosten, in Eapitalf orm zur Verfügung ge- 
stellt werden). In der günstigen Wirkung für die Baulustigen k&me ein 
solches Verfahren der Subventionierung durch Darlehensgewährung 
gleich. Doch die Nachteile jenes Verfahrens werden hierbei aus- 
geschaltet: einmal führt dieser Modus nicht zu einer vergrösserten 
Beanspruchung der öffentlichen Mittel, und zweitens werden auch un- 
nötige finanztechnische Komplikationen vermieden. Denn die Beträge 
des eigentlichen «Baukostenzuschusses (in seinen beiden Teilen: des 
verlorenen und des rückzahlbaren Zuschusses) und des verzinslichen 
Darlehens können auf diese Weise deutlicher auseinandergehalten 
werden, was unbedingt erforderlich ist, da ja die weiter oben z. T. schon 
angedeuteten Verpflichtungen, die dem Besitzer eines subventionierten 
Hauses aufzuerlegen wären ^), sich selbstverständlich nur auf den 
eigentlichen Baukostenzuschuss beziehen. Die reine Finanzierung 
und die Subventionierung *) müssen deutlich voneinander getrennt 
sein, wenn sie auch zweckmässigerweise in der Hand eines und des- 



^) Bedingte Bückzahlung des BaukostenzuachuBBes nach Ablauf der festgesetzten 
Frist, ferner: unbedingte sofortige Rückzahlung bei Nichteinhaltung der von der Auf- 
sichtsbehörde festgesetzten bezw. genehmigten Mietzinse und bei Verwendung der sub- 
ventionierten Gebäude zu anderen statt zu Wohnzwecken. 

*) Wir unterstreichen reine Finanzierung, weil ja auch die Subventionierung 
nach unserem Vorschlag, bei dem durch die Vermittlunff des Finanzierungsinstituts die 
Rentenzuschüsse in Kapitalzuschüsse umgewandelt werden, Finanzierun^lemente auf- 
weist. Eben deshalb bezeichnen wir dieses Institut als Finanzierungsinstitut: erst durch 
seine Einschaltung erhalt die Subventionierungsaktion zugleich auch den Charakter 
einer Finanzierung. 
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selben Instituts liegen können; bei einer eigentlichen Subventionierung 
durch Darlehensgewährung wäre dies aber nicht gut möglich. 

Mit dem Gesagten wären die für die nächsten Jahre in Vorschlag 
gebrachten Massnahmen im wesentlichen umschrieben : die Bekämpfung 
der Wohnungsnot durch Subventionierung des Wohnungsbaues aus 
öffentlichen Mitteln und die Erhebung einer Mietausgleichabgabe zur 
Beschaffung der hierfür erforderlichen Mittel. 

Eigentlich wäre nun die zweite, weiter oben schon begründete 
Massnahme näher auszuarbeiten, die bei der Aufhebung des Mieter- 
schutzes erforderlich werden wird, d. i. die Besteuerung des durch 
die allgemeine Mietzinssteigerung hervorgerufenen Wertzuwachses 
der „alten'* Häuser. Allein gegenwärtig kann diese Massnahme 
wohl nur ganz allgemein skizziert werden, da man heute über die zu- 
künftige Entwicklung weniger denn je urteilen kann. Immerhin glauben 
wir, diese Untersuchung nicht ohne Hinweis auf die Notwendigkeit 
dieser Massnahme abschliessen zu dürfen, um so mehr als ja auch mit 
der, allerdings nicht im Interesse des Volksfganzen liegenden, trotzdem 
aber nicht ausgeschlossenen Möglichkeit der Ablehnung der Miet- 
ausgleichabgabe in jeder Form ^) und der vorzeitigen Aufhebung des 
Mieterschutzes gerechnet werden muss, in welchem Falle die sofortige 
Einführung dieser Wertzuwachssteuer erforderlich werden würde. 

Dass bei Aufhebung des Mieterschutzes die Mietzinse und damit 
auch die Mieteinnahmen der Vermieter steigen werden, dass also ein 
solcher Wertzuwachs sofort entstehen wird, haben wir schon mehrmals 
betont. Auch haben wir bereits berechnet, dass die Mehreinnahmen 
die Grenzen des „zulässigen'* Gewinnes aller Wahrscheinlichkeit nach 
übersteigen werden. Es fragt sich nur, in welchem Masse und in 
welcher Weise diese Steuer zu erheben wäre, eine Frage, die in An- 
betracht der Eigenartigkeit der hier vorliegenden Verhältnisse von 
besonderer Bedeutung ist. 

Für die tatsächliche Bemessung dieser Wertzuwachssteuer wird 
in erster Linie die Berechnung der Bruttorendite des gesamten investier- 
ten Kapitals, der Lasten und der Nettorendite des Eigenkapitals sowie 

^) Sollte die Mietausgleichabgabe in der hier vorgeschlagenen Form einer be- 
sonderen Abgabe vom Mieteins besw. Mietwert abgelehnt werden, so wäre als nächste 
Möglichkeit (nach englischem Vorbild) die Erhebung eines entsprechenden Zuschlages 
zur Einkommensteuer in Betracht zu ziehen. Bei einer kantonalen oder kommunalen 
Ausgestaltung der Massnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot würden die weiter 
oben angedeuteten Eänwände gegen eine solche Lösung zum grosseren Teil fortfallen; 
andere Momente (so z. B. die Erfassung der juristischen Personen) wären dann aller- 
dings noch besonders zu erwägen. Für die Ermittlung der Höhe des erforderlichen 
Zuschlages wären unsere Berec&iungen des Bedarfes im 3. Kapitel verwertbar. 
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die Feststellung der tatsächlichen Geldentwertung seit 1913 massgebend 
sein. Wollte und könnte man individuell vorgehen, so mirde man 
etwa 1 — 2 Jahre nach Aufhebung des Mieterschutzes (ähnlich wie bei 
den subventionierten Häusern) die soeben erwähnten Werte einzeln 
feststellen und sodann den Wertzuwachs entweder aus der Differenz 
zwischen dem tatsächlichen Ertragswert (dem kapitalisierten Mietwert) 
und dem ursprünglichen Wert des Hauses oder durch EApitalisierung 
der Differenz zwischen der Nettorendite bei der Abrechnung und der 
Nettorendite vor Kriegsausbruch berechnen; hierbei hätte man im 
vollen Umfang den Veränderungen in der Höhe der Lasten und (aDer- 
dings nur beim eigenen Kapital des Hausbesitzers) den Veränderungen 
des ^»landesüblichen'' Zinsf usses und des Geldwertes Rechnung zu tragen. 
Von diesem Wertzuwachs wäre dann ein bestimmter Teil wegzusteuem. 
Allerdings würde in der Praxis eine solche individuelle Behandlung aller 
„alten'' Häuser auf kaum überwindbare Schwierigkeiten stossen, so 
wird man sich wohl mit generellen, durchschnittlichen Normen auf 
Grund der allgemeinen Entwicklungselemente (Mietpreise, Hypothekar- 
zinsf uss usw.) begnügen. Wie hoch der Steuerfuss angesetzt werden 
soll, kann heute kaum gesagt werden. Die grundsätzliche Seite dieser 
Frage haben wir weiter oben schon eingehend besprochen (auch haben 
wir bereits einige Beispiele solcher Wertzuwachsberechnungen gebracht), 
so brauchen wir denn nicht noch einmal darauf zurückzukommen. Nur 
darauf sei noch hingewiesen, dass die Höhe des Steuerfusses natürlich 
in sinngemässer Übereinstimmung mit den Normen der anderen Wert- 
zuwachs- und Konjunkturgewinnsteuem stehen und auch eventuelle 
Wertminderungen in späteren Jahren in einem gewissen Umfang berück- 
sichtigen muss. 

Was nun die Form der Erhebung dieser Steuer betrifft, so ist 
dem Rechnung zu tragen, dass der hier in Erwägung gezogene Wert- 
zuwachs durch Kapitalisierung einer Jahreseinnahme berechnet wird 
und in Wirklichkeit dem Vermieter nicht in Elapitalform zur Verfügung 
steht. In den meisten Fällen wäre dieser gar nicht in der Lage, den 
fälligen Betrag bar auszubezahlen. Es wäre deshalb zu empfehlen, 
diesen Betrag erst bei der nächsten Handänderung einzufordern^). 
Bis dahin sollte er aber dem Steuergläubiger durch ein gesetzliches, 

^) Gedacht ist hier in erster Linie an Hand&ndenmgen durch Verkauf. Nicht 
sofort einzufordern wäre die Wertzuwachssteuer vor allem bei Hand&nderungen auf 
Grund gesetzlicher Erbfolge und in einigen weiteren Fällen, in denen der Geldwert des 
Hauses nicht sofort realisiert wird (etwa in den Fällen, die vorgesehen sind im § 160 
der Vollziehungsverordnung zum zürcherischen Gesetz betreffend die direkten Steuern 
vom 24. Juni/18. November 1918 und im § 16 der Verordnung über die ausserordent- 
lichen Steuern der Stadt Zürich vom 1. Februar 1919). 
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also den anderen Hypotheken vorgehendes Pfandrecht gesichert 
werden^). Diese Massnahme wäre schon deshalb zweckmässig, weil 
sie die naheliegende Möglichkeit der „Verschiebung" des Steuerbetrages 
durch Aufnahme weiterer hypothekarisch gesicherter Schulden und 
durch die Überlassung des Hauses an die Hypothekargläubiger aus- 
schliesst und allgemein die spätere Erfassung des Wertzuwachses 
erleichtert. 

Die vorstehenden Ausführungen lassen sich zusammenfassen in 
folgende 

THESEN. 

1. Die gegenwärtig insbesondere in den grösseren Städten herr- 
schende Wohnungsnot ist die Folge des jahrelang währenden Still- 
standes des Wohnungsbaues. Hervorgerufen ist dieser Stillstand in 
der Hauptsache durch die in den letzten Jahren entstandene Divergenz 
der Bau- und Jahreskosten der „neuen", d. h. der neu zu erstellenden 
Wohnungen einerseits und der gegenwärtigen Mietpreise der ,^lten", 
d. h. der vor Eintritt der Teuerung erstellten Wohnungen anderer- 
seits: die Jahreskosten „neuer" Wohnungen sind in der Schweiz infolge 
der Baukosten- und Geld Verteuerung um etwa 260%, die Mietpreise 
in den „alten" Häusern unter dem Schutze des Mieterschutzes nur um 
etwa 30 — 50 % im Vergleich zur Vorkriegszeit gestiegen. Letzten Endes 
liegt die Ursache der gegenwärtigen Wohnungsnot im Zusammenwirken 
der Teuerung und des Mieterschutzes. 

Ein wesentlicher Bückgang der Baukosten ist in der nächsten 
Zeit nicht zu erwarten. Andererseits lässt sich der Mieterschutz mit 
Bäcksicht auf die unvermeidlichen Wirkungen eines solchen Schrittes 
vorderhand nicht aufheben. So ist denn eine Wiederaufnahme einer 
normalen, auf privatkapitalistischen Erwägungen basierten Wohn- 
bautätigkeit in der nächsten Zeit nicht zu erwarten. 

2. Soll unter den gegebenen Bedingungen, d. h. bei anhaltender 
Teuerung und bei Aufrechterhaltung des Mieterschutzes, der Wohnungs- 

^) Etwa nach dem Vorbild des § 62 der Verordnung über die ausserordentlichen 
Steuern der Stadt Zürich vom 1. Februar 1919, der bestimmt: „Bis zor ganzlichen Tilgung 
der Liegenschaften-, Orundstücksgewinn- und Handanderungssteuer steht der Stadt 
ein gesetzliches Pfandrecht an den betreffenden Liegenschaften zu (§ 132 des Steuer- 
gesetses). Die Gmndbuchämter sind verpflichtet, bei jeder Anmeldung eines ins Grund- 
buch einzutragenden Handänderungsgeschaftes den Erwerber ausdrücklich und schrift- 
lich auf das TOstehende gesetzliche Handrecht für die ausserordentlichen Steuern auf- 
merksam zu machen ( § 182 der Vollziehungsverordnung)." In dem hier ins Auge gefassten 
Falle wäre diese Verpflichtung auch auf die Falle der Eintragung weiterer Pfandrechte 
auszudehnen. 
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bau trotz diesen hindernden Umständen einen dem tatsächlichen Be- 
darf genügenden Umfang wieder erreichen, so moss er vom Staat (Bond, 
Kanton oder Gemeinde) gefördert werden, und zwar durch Gewährung 
von Baukostenzuschüssen an die Baulustigen (Private, gemein- 
nützige Genossenschaften und Kommunen) aus öffentlichen Mitteln. 

Die Baukostenzuschüsse sind nach der Differenz zwischen den tat- 
sächlichen Herstellungskosten (einschliesslich des Grunderwerbs) und 
dem Ertragswert (kapitalisierten Mietwert) bezw. nach dem kapitali- 
sierten Betrag der Differenz zwischen den Jahreskosten und den tat- 
sächlichen Mieteinnahmen zu bemessen, wobei der Berechnung des 
Ertiagswertes die im Jahre der Subventionsgewährung üblichen Miet- 
preise für Wohnungen gleicher Art in den „alten" Häusern der be- 
treffenden Gemeinde (eventuell mit einem 10 — 15%igen Aufschlag) 
zugnmde zu legen sind. 

Diese Baukostenzuschüsse sind bedingt rückzahlbare, zunächst 
zinslose Darlehen, die dem Darlehensgläubiger hypothekarisch zu 
sichern sind. Nach Ablauf einer festzusetzenden Frist, jedenfalls nicht 
vor der Aufhebung des Mieterschutzes, wird der Ertragswert des sub- 
ventionierten Hauses auf Grund der tatsächlichen Mieteinnahmen in 
diesem Augenblick von neuem festgestellt. Die Differenz zwischen den 
gesamten Herstellungskosten (einschliesslich des Baukostenzuschusses) 
und diesem endgültigen Ertragswert gilt als Beitrag ä fonds perdu;*in 
dieser Höhe wird die Hypothek gelöscht. Der Best — insofern sich ein 
solcher ergibt — muss vom Darlehensschuldner dem Darlehensgläubiger 
zurückerstattet werden ; in diesem Betrag bleibt die Hypothek bestehen 
und muss von nun an entsprechend verzinst und getilgt werden. Sollten 
die Jahreskosten inzwischen zugenommen haben, so vermindert sich 
der zurückzuerstattende Teil des Baukostenzuschusses um den kapitali- 
sierten Betrag dieses Mehraufwandes. 

Mehreinnahmen, die in den subventionierten Wohnhäusern infolge 
von Mietzinssteigerungen während der festgesetzten Frist (zwischen 
Darlehensgewährung und endgültiger Wertermittlung) entstehen sollten, 
fliessen (g^ebenenfalls nach Abzug des Mehraufwandes des Haus- 
besitzers zur Deckung der inzwischen gesti^enen Lasten) dem Dar- 
lehensgläubiger zu. Ebenso wird ihm der Anspruch auf einen Teil des 
Gewinnes gesichert, der bei einem Verkaufe des subventionierten Hauses 
innerhalb der festgesetzten Zeit erzielt werden sollte. 

Die Mietpreise in den subventionierten Häusern werden von den 
zuständigen Behörden festgesetzt und in regelmässigen Zeitabständen 
der allgemeinen Mietpreisbewegung entsprechend revidiert. 
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3. Die für die Gewährung der Baukostenzuschüsse erforderlichen 
Mittel werden durch eine allgemeine Abgabe zum Baukosten- bezw. 
Mietausgleich (Mietausgleichabgabe) aufgebracht, die von den In- 
habern der »,alten'' Wohnungen nach Massgabe des von ihnen bezahlten 
Mietzinses (bezw. des Mietwertes ihrer Wohnung) entrichtet wird, 
eventuell unter Staffelung der Abgabesätze (nach der Grösse des Miet- 
zinses oder nach dem Verhältnis zwischen Haushaltimgs- und Wohnungs- 
grösse). 

Durch kantonales Gesetz (Rahmengesetz) sind die Gemeinden oder 
Gemeindeverbände zur Einführung dieser Abgabe zu ermächtigen. 

Die Höhe der Abgabe wird für bestimmte Zeitperioden von etwa 
2 — 3 Jahren entsprechend dem tatsächlichen Wohnungsbedarf und 
den Veränderungen in der Höhe der Baukosten neuer Häuser und der 
Idietzinse in den ,,alten" Häusern festgesetzt. 

Der Ertrag dieser Abgabe dient lediglich zur Verzinsung und Tilgung 
des für die Baukostenzuschüsse erforderlichen ELapitals (der Berechnung 
der Sätze der Mietausgleichabgabe ist dementsprechend nur der jähr- 
liche Bedarf für die Leistung der Annuitäten zugrunde zu legen). Das 
dem berechneten Betrag des Baukostenzuschusses entsprechende Kapital 
selbst wird den Baulustigen von einem besonderen Institut zur Ver- 
fügung gestellt, dem die Finanzierung des Wohnungsbaues übertragen 
wird, und dem der Abgabegläubiger den gesamten Betrag der Abgabe 
alljährlich (bezw. viertel- oder halbjährlich) abführt. 

' Dieses Finanzierungsinstitut ( Finanzienmgsgesellschaft ) wird 
zweckmässigerweise aus kapitalkräftigen Kreditinstituten, daneben 
eventuell auch aus grossen Bauuntemehmungen, unter Mitbeteiligung 
des Kantons und der Gemeinden gebildet und steht unter Aufsicht 
des Staates. Die erforderlichen ICapitalien bringt es aus eigenen 
Mitteln und im Wege des Kredites auf. 

4. Zur Erleichterung der Finanzierung des Wohnungsbaues gewährt 
die Finanzierungsgesellschaft den Besitzern subventionierter Wohn- 
häuser neben den nach Ziffer 2 berechneten Baukostenzuschüssen auch 
normale Hypothekardarlehen zu einem der allgemeinen Lage des 
Hypothekargeldmarktes entsprechenden Zinsfuss etwa bis zu 75% der 
Differenz zwischen den gesamten Herstellungskosten und dem Bau- 
kostenzuschuss. 

Sollte die Bauinitiative der privaten Unternehmer, der Genossen- 
schaften und der Gemeinden nicht ausreichen, so kann die Finanzienmgs- 
gesellschaft die Wohnungsproduktion auf der gleichen Basis selbst (ganz 
oder zum Teil) übernehmen. 

9 
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5. Die Subventioniernng des Wohnungsbaues durch Baukosten- 
zuschüsse nach dem hier vorgeschlagenen Verfahren und die Erhebung 
der diese Aktion ermöglichenden Mietausgleichabgabe werden als 
temporäre Massnahmen für die Zeit der Aufrechterhaltung des 
Mieterschutzes empfohlen. SoUte auch nach seiner Aufhebung und dem 
Eintritt normalerer Verhältnisse die Baulust der privaten Unternehmer, 
der gemeinnützigen Genossenschaften und der Gemeinden zunächst 
nicht in genügendem Masse zunehmen — ein allerdings nicht sehr 
wahrscheinlicher FaU — , so wird man die Wohnbautätigkeit auch 
künftighin durch bescheidene Subventionen fördern müssen. 

6. Gleichzeitig mit der Aufhebung des Mieterschutzes und der ihn 
logisch ergänzenden Mietausgleichabgabe wird eine Steuer auf den 
durch die Mietzinserhöhung hervorgerufenen Wertzuwachs der 
„alten^' Häuser eingeführt. 

Der Betrag dieser Wertzuwachssteuer ist erst bei der nächsten 
Handänderung fällig. Bis dahin wird er durch ein gesetzliches Pfand- 
recht dem Steuergläubiger gesichert. 

Aus den Erträgen dieser Steuer werden in erster Linie die noch nicht 
getilgten Konten der vorausgegangenen Subventionierungsaktion be- 
glichen sowie nötigenfalls die nach Ziffer 5 erforderlichen Beträge 
gedeckt. 



Im Verlag des Schweizerischen Verbandes zur Förderung des 
gemeinnützigen Wohnungsbaues erscheint: 

Gemeinnütziger Wohnungsbau 

Revue de Vhabitation 

Monatsschrift des Verbandes 



Abonnementspreis pro Jahr 5 Fr., bei der Post abonniert 20 Cts. mehr. 

Expedition u. Inseratenregie : 
A.-G. Jean Frey, Zürich, Dianastrasse 5. 

Redaktion : 

Zürich, Flössergasse 15. 

Die Monatsschrift wird den Verbandsmitgliedern unentgeltlich 

zugestellt. 



Von der Sektion Zürich des Schweizerischen Verbandes zur Förde- 
rung des gemeinnützigen Wohnungsbaues herausgegeben: 

Wohnungsnot 

Fragen des Wohnungsbaues 

Zürich, 1920, Rascher & Co. - Preis 2 Fr. 

Inhalt: »Entstehung und Umfang der Wohnungsnot in der Schweiz" 
von Carl Bräschweiler, Adjunkt des statistischen Amtes der Stadt 
Zürich. - »Das wirtschaftliche Problem des Wohnungsbaues" von 
Stadtrat Dr. K» Naegeli, St. Gallen. - „Baufragen" von Professor Hans 

Bernotilli, Architekt, Basel. 



Der Schweizerische Verband zur Förderung 
des gemeinnützigen Wohnungsbaues, 

eine politisch und konfessionell neutrale Genossenschaft mit Sitz in 

ZOrich, bezweckt: 

Reform des Wohnungswesens in sozialer, gesundheitlicher, 
technischer u. wirtschaftl, Hinsicht, insbesondere durdi FSrde« 
rang des Baues gesunder, froher u, preiswerter Heimstätten. 

Der Verband sucht diesen Zweck zu erreichen durch: 

a) Ausarbeitung zweckmässiger Organisationsformen (Normalstatu- 
ten, Reglemente etc.); Beratung von Initianten für die Grfindung 
von Baugenossenschaften; Veranstaltung von Vorträgen und 
öffentlichen Besprechungen Aber Siedlungs-, Bau- und Wohnungs- 
fragen; Wanderausstellungen etc. 

b) Beratung und Mithilfe bei der Finanzierung von Unternehmungen 
auf dem Gebiete des Wohnungsbaues. 

c) Sammlung, Verarbeitung und Nutzbarmachung aller in- und aus- 
ländischen Erfahrungen auf dem Gebiete des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues; Bauberatungen, Studium und Prüfung von Be- 
bauungsplänen, Bautypen, Baumethoden, Baunormen, Woh- 
nungseinrichtungen, Gartenanlagen etc. ; Veranstaltung von 
Wettbewerben, Mitwirkung bei Preisgerichten etc. 

d) Beeinflussung der Gesetzgebung, insbesondere der Bau-, Strassen- 
und Hypothekargesetzgebung, durch Ausarbeitung von Gut- 
achten und Vorschlägen für Abänderungen und Verbesserungen 
zuhanden der zuständigen Behörden. 

e) Grundsätzliches Eintreten fQr soziale Bodenpolitik. 

f) Bekämpfung der Bodenspekulation und aller unlautem Bestre- 
bungen auf dem Gebiete des Wohnungsbaues. 

g) PQhlungnahme mit Verbänden, die ähnliche Zwecke verfolgen, 
h) Herausgabe einer periodisch erscheinenden Zeitschrift 

Der Verband verfolgt keine Erwerbszwecke. Er verzichtet dar- 
auf. Bauten irgendwelcher Art selbst auszuführen. 

Nähere Auskunft erteilt die 

Geschäftsstelle: Flössergasse Nr. 15, Zürich I 
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